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Alexander Scholch

Der libanesische Biirgerkrieg

Nachruf auf Beirut

»Beirut, die ofienherzige Stadt, die hundert Jahre lang Vorkdmpfer des Libera-
lismus und Idealismus in der arabischen Welt gewesen war, zerfiel. Die Geburts-
stitte des arabischen Nationalismus und seit osmanischer Zeit seine intellektuelle
Metropole wurde zu einem Ruinenfeld, und kein Finger riihrte sich in der ara-
bischen Wellt, sie zu retten. Die neue arabische Welt, korrumpiert von der
Arroganz des Reichstums und ganz in Anspruch genommen von ihren alltdglichen
Streitereien und vom Wettlauf nach materiellem Gewinn, hatte den alten arabi-
schen Werten, fiir die Beirut trotz all seiner Unzuldnglichkeiten das letzte Refu-
gium, der letzte Hort war, den Riicken gekehrt. Bis 1975 war Beirut das storende
Gewissen der arabischen Welt, das weil mehr als die Arabische Liga oder irgend-
eine andere panarabische Behérde die selbstzufriedenen arabischen Regimes be-
stdndig an ihre Pilichten gegeniiber dem Arabismus erinnerte, sehr zur Verlegen-
heit ihrer Innen- und AuBenpolitik. Wdahrend die arabischen AuBenminister, die
sich in Kairo trafen, die Not Beiruts bedauerten, begannen verschiedene arabi-
sche Stddte miteinander zu wetteifern, Empfehlungsschreiben fiir die Ubernahme
des Erbes der wirtschaftlichen und intellektuellen Fiihrungsposition vorzulegen,
deren nur die libanesische Hauptstadt mit ihrer einzigartigen liberalen Tradition
unter den arabischen Hauptstddten sich wirklich erfreuen konnte. In einer ara-
bischen Welt, die entschlossen schien, das eigene Gewissen zu unterdriicken und
sich in einen Kkulturell entwurzelten ,Nahen Osten' zu verwandeln, hatten weder
Beirut noch irgendeine andere nach ihren traditionellen Leitlinien gestaltete
arabische Stadt so recht einen Platz. ... In einer Zeit, da sich viele Araber vom
Arabismus abwandten und kaum ihre Sympathie fiir die christlich-libanesische
Position verbergen konnten, leistete der Arabismus letzten Widerstand im Liba-
non — der ,Metropole’ einer arabischen Welt, die maéglicherweise nicht ldnger
eine Metropole haben wollte.” K. S. Salibi 1,]

Einfithrung

Wie sehr die dichotomischen Begriffsbildun-
gen der journalistischen Berichterstattung
(Christen versus Muslime oder Linke versus
Rechte, dies auch nahelegen mogen, so ist doch
allen interessierten Beobachtern klar, dall es
sich bei der libanesischen Tragodie, die sich
seit dem Frithjahr 1975 abspielt, nicht um
eine Auseinandersetzung zwischen Religions-
gemeinschaften im Sinne eines sozio-religio-
sen Konflikts handelt und daB die Ereignisse
ebensowenig eine reine Manifestation von
Klassenkampf sind. Dies sind nur zwei Ele-

1) Libanesischer Historiker, Professor an der Ame-
rikanischen Universitdt in Beirut, im Madarz 1976 in
seinem Buch: Cross Roads to Civil War — Leba-
non 1958—1976, Delmar 1976, S. 130 und 162,

3

mente unter anderen in einem differenzierten
Faktorenkomplex, in dessen Rahmen die Ge-
nese und der Ablauf der existentiellen Krise
des Landes zu begreifen sind. Keiner der Fak-
toren steht dabei fiir sich allein. Es handelt
sich nicht um bloBe Mosaiksteine, sondern
gleichsam um Zahnrader, die liickenlos inein-
andergreifen.

Die Tragodie spielt sich auf mehreren Ebenen
ab und hat mehrere Dimensionen. Zundchst
einmal ist auch die gegenwartige Auseinan-
dersetzung, wie alle libanesischen Krisen des
19. und 20. Jahrhunderts, nicht nur auf einer
lokalen, sondern gleichzeitig auf einer regio-
nalen und auf einer internationalen Ebene an-
gesiedelt. Sie wird vor allem durch das Pro-
blem der palastinischen Prasenz im Libanon
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auf allen drei Ebenen relevant. Im folgenden
wird in erster Linie versucht, die verschiede-
nen Dimensionen des Konflikts auf der loka-
len Ebene zu analysieren; die beiden anderen
analytischen Ebenen werden als ,translibane-
sische Dimension“ in den Rahmen dieser Un-

tersuchung eingegliedert. Dementsprechend

baut sie sich folgendermaBen auf:

Zundchst soll die historisch-strukturelle Di-
mension der Krise verdeutlicht werden. Es
geht dabei um eine ausfiihrliche Darstellung
der Genese des Konfessionalismus als politi-
schem Ordnungsprinzip in ihren verschiede-
nen Phasen: Entwicklung des maronistisch-
drusischen Antagonismus, Institutionalisie-
rung des administrativen Konfessionalismus,
aktuelle Praxis des Konfessionalismus als
Streitobjekt zwischen Muslimen und Christen.
Dann wird die politisch-ideologische Dimen-
sion des Konflikts umrissen. Hier ist das Pro-

Die historisch-strukturelle Dimension

Die gegenwartigen libanesischen Grenzen
sind diejenigen des franzosischen Mandatsge-
biets Libanon (1920—1943) und insofern kolo-
niale Grenzen. Unter der vierhundertjahrigen
osmanischen Herrschaft (1516—1918) bildete
dieses Gebiet keine administrative Entitat; es
war vielmehr Bestandteil verschiedener Pro-
vinzen des Osmanischen Reiches. Seit 1861
gab es jedoch einen autonnomen Distrik ,Li-
banon-Gebirge” (Dschabal Lubnan, Mont Li-
ban), der allerdings, wie der Name sagt, auf
die zentralen Gebirgsregionen beschriankt
war. Er reichte, grob gesprochen, im Norden
bis Tripolis, im Studen bis Saida und im Osten
bis Zahla, doch unter AusschluB der drei
wichtigsten Hafenstdadte, Saida, Beirut und
Tripolis 3).

*) Es versteht sich von selbst, daB diese differen-
zierten Probleme hier nur summarisch dargestellt
werden konnen. Um einerseits die allgemeinen
Aussagen dieses Beitrags nachpriifbar zu machen
und um andererseits die vertiefende Beschiftigung
auch mit Einzelproblemen zu erleichtern, wird die
zugrunde liegende Literatur im folgenden relativ
ausfiihrlich angegeben.

% Die beste Gesamtdarstellung der neueren Ge-
schichte des Libanon ist K. S. Salibi, The Modern
History of Lebanon, London 1965; dazu ist eine
Darstellung der libanesischen Entwicklung im ge-
samtsyrischen Rahmen zu nennen: A.L. Tibawi, A
Modern History of Syria including Lebanon and
Palestine, London 1969. Zur Entwicklung im 18, und
19. Jahrhundert vgl. auBerdem: D. Urquhart, The
Lebanon, 2 Bédnde, London 1860, Reprint New
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blem der Identitat des Libanon (der Gegensatz
zwischen jenen, die eine regionale Sonderrol-
le fiir den Staat beanspruchen, und jenen, die
einem integrativen Arabismus huldigen) und
die Frage der unvollkommenen Reprdsenta-
tion gesellschaftlicher Interessen zu erdrtern.
SchlieBlich muBi die sozio-okonomische Di-
mension des Konflikts beleuchtet werden,

~ also die Ursachen sozialer und wirtschaftlis

cher Disparititen bzw. der Privilegierung
oder Unterprivilegierung bestimmter gesell-
schaftlicher Gruppen. Die internationalen und
vor allem regionalen Interessen im Libanon
werden sodann in historischer Perspektive als
translibanesische Dimension angesprochen.
Weiter ist die palastinische Dimension zu
verdeutlichen, d.h. die Funktion der Palasti-
nenser im Libanon als Katalysator und Ak-
zelerator der gegenwirtigen Krise. Abschlie-
Bend wird die Zusammensetzung der Biirger-
kriegsparteien beleuchtet #).

Aufgrund seiner Oberflachengestalt und sei-
ner geographischen Position bildete das Liba-
non-Gebirge seit Beginn der islamischen Pe-
riode in der Geschichte des Orients ein ,Re-
fugium” christlicher und muslimisch-hetero-
doxer Minderheiten ¥), Diesen Charakter als
Zufluchtsort religioser, ethnischer und politi-
scher Flichtlinge hat sich das Land, wenn
auch unter verdanderten Voraussetzungen, bis
heute bewahrt. In unserem Jahrhundert wa-
ren es zundchst die den tarkischen Massakern
(1915) entronnenen Armenier, nach dem Zwei-
ten Weltkrieg auch Kurden und Alawiten aus
Syrien, vor allem aber Paldstinenser, die im
Libanon eine neue, sichere Heimat bzw. (im
Falle der Palastinenser) zumindest eine vor-
laufige Bleibe suchten.

York 1972; C.H. Churchill, The Druzes and the
Maronites Under the Turkish Rule from 1840 to
1860, London 1862, Reprint New York 1973; M., H.
Kerr, Lebanon in the Last Years of Feudalism
1840—1868, Beirut 1959; W.R. Polk, The Opening
of South Lebanon 1788—1840, Cambridge 1963;
I. F. Harik, Politics and Change in A Traditional
Society: Lebanon 1711—1845, Princeton 1968; D.
Chevallier, La Société du Mont Liban a 1'Epoque
de la Révolution Industrielle en Europe, Paris
1971,

%) Vgl. Xavier de Planhol, Les Fondements Géogra-
phiques de 1'Histoire de 1'Islam, Paris 1968, S. 95 bis
97 (,refuge montagnard”); J.I. Clarke und W.B.
Fisher (Hrsg.), Populations of the Middle East and
North Africa, London 1972, S. 143 ff, (,ecumenical
refuge”). :



Hauptsiedlungsgebiete
der Christen und Muslims im Libanon.
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Die groBte historische Bedeutung fur die Ent-
wicklung des Libanon erlangte die Siedlung

der Maroniten (bereits in frithislamischer
Zeit) im nordlichen und der Drusen und
Schiiten im sudlichen Teil der Gebirgsre-

gion?®). Das Problem der maronitisch-drusi-

*) Die Maroniten sind orientalische Christen, die
seit den Kreuzziigen mit Rom uniert sind. Die ,he-
terodoxen” Schiiten sind nach den ,orthodoxen”
Sunniten (der tiberwiegenden Mehrheit aller Mus-
lime) die zweitgroBte muslimische Gemeinschaft.
Die Drusen sind eine schiibische Geheimsekte, die
eigentlich kaum mehr als muslimisch bezeichnet
werden kann, im libanesischen Kontext der Ein-
fachheit halber aber meist zu den Muslimen ge-
rechnet wird,

S

schen Koexistenz bzw. der Kampf dieser bei-
den Gemeinschaften um die politische und
okonomische Vormachtstellung war das be-
herrschende Element der libanesischen Ge-
schichte des 18. und 19. Jahrhunderts. Die In-
terpretation dieser historischen Entwicklung
und ihrer aktuellen Relevanz ist bis zum heu-
tigen Tage ein Politikum geblieben, d. h. sie
ist nicht nur Gegenstand historiographischer,
sondern auch politischer Kontroversen %),

%) Vgl. die ,Richtigstellungen” durch den Drusen-
flihrer Dschanbalat der ,Geschichtsfalschungen”
des maronitischen Prasidenten Farandschiyva an-
laBlich der Enthiillung einer Reiterstatue des Dru-
senfirsten Fachraddin (1585—1635) in: L'Orient —
Le Jour (Beirut) vom 26. 8, 1975,
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Wenn wir von Vormachtstellung sprechen, so
geht es dabei zundachst allein um die Vorherr-
schaft der grofien, 6kenomisch-politisch domi-
nierenden drusischen und maronitischen
Clans (der sog. Feudalfamilien), die das Ge-
biet zum Zwecke der sozio-okonomischen
Kontrolle und Ausbeutung unter sich aufge-
teilt hatten, Bis 1842 reprasentierte eines der
Clanoberhaupter als Fiirst (Emir) des Libanon
den relativ autonomen Status der Maroniten
und Drusen innerhalb des osmanischen
Reichsverbandes, Bis 1697 wurden die Emire
von der Familie Man gestellt, danach von der
Familie Schihab.

Unter dem Drusenfiirsten Fachraddin (1585 bis
1635), der sich in Auflehnung gegen den Sul-
tan in Konstantinopel eine beherrschende Po-
sition erkampfte, begann 2zu Beginn des
17. Jahrhunderts eine Periode drusischer He-
gemonie im Libanon-Gebirge, Aufgrund fort-
wahrender Rivalitaten und blutiger Fehden
zwischen drusischen Clans wurde deren
Macht und EinfluB insgesamt geschwdcht —
eine Entwicklung, die der seit der Mitte des
18. Jahrhunderts zu beobachtenden demogra-
phischen und okonomischen Expansion der
Maroniten noch groBeres Gewicht wverlieh,
Unter dem Eindruck des maronitischen Auf-
stiegs liefen sich einige Mitglieder der (ur-
spriinglich sunnitischen) Familie Schihab so-
gar taufen. So kam es, daB 1770 der Maronite
gewordene Yusuf Schihab Emir des Libanon
wurde. Von nun an war die politische, wirt-
schaftliche und kulturelle Aufwartsentwick-
lung der Maroniten unaufhaltsam,

Die maronitische Gemeinschaft hatte den von
ihr bewohnten Teil des Libanon den kulturel-
len und okonemischen Einfliissen Europas ge-
offnet (soweit sie dazu im Rahmen des Osma-
nischen Reiches imstande war) und diese
Einfliisse absorbiert und weiterentwickelt.
Schon wahrend der Kreuzziige, um 1180, wur-
den die Maroniten mit Rom uniert, und wenn
diese Bande auch nicht immer fest waren, so
gab es doch seit 1584 ein maronitisches Kol-
leg in Rom. Seit der ersten Hailfte des
16. Jahrhunderts wurden auf dieser Basis Be-
ziehungen zu Frankreich gekniipft, die 1649
ihren ersten Héhepunkt erreichten, als Lud-
wig X1V, die Maroniten des Libanon-Gebirges
ausdriicklich unter seinen besonderen Schutz
stellte ). Die maronitische Gemeinschaft
blickte nun nicht mehr nur aus religidsen

7) Text der Schutzerklarung in J.C. Hurewitz
(Hrsg.), Diplomacy in the Near and Middle East,
Bd. 1, New York 1972, S. 24,
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Griinden auf Rom, sendern aus politischen,
wirtschaftlichen und kulturellen Griinden
auch nach Paris. Sie prosperierte durch ihre
Handelsbeziehungen mit Europa, und zwar
auf der Basis der maronitisch dominierten li-
banesischen Seidenproduktion. Aus den Schu-
len ihrer Kleriker muBten auch die drusischen
Clanoberhaupter ihre Sekretdre und Verwal-
ter rekrutieren,

Die Furcht der Drusen, von den Maroniten an
die Wand gedriickt zu werden, vielleicht gar
ihres ,Refugiums” im Siiden.des Libanon ver-
lustig zu gehen, fihrte im 19. Jahrhundert zu
einer Reihe von Biirgerkriegen und in deren
Gefolge schlieBlich zur wiederholten militari-
schen und diplomatischen Intervention der
europaischen GroBmachte im Libanon. Das
Kernsiedlungsgebiet der Maroniten war die
nordliche Halfte des Gebirges (weitgehend
identisch mit dem ,christlichen Teilstaat" vor
der syrischen Intervention des Jahres 1976.
In diesem Teil des Libanon lebten im 19. Jahr-
hundert praktisch keine Angehorigen nicht-
christlicher Gemeinschaften. Der Schuf war das
drusische Kerngebiet. Die dazwischenliegenden
Distrikte (ostlich und stdostlich ven Beirut)
waren konfessionell gemischt, aber iuiberwie-
gend maronitisch. Bereits gegen Ende des
18. Jahrhunderts drohten die Maroniten sogar
zur Mehrheit im eigentlichen ,Drusengebirge”
zu werden, Aus diesem Grunde war in erster
Linie der Siidlibanon Schauplatz der Biirger-
kriege der Jahre 1841 bis 1845 und 1860.

Unter dem Druck der intervenierenden euro-
paischen GroBmadchte wurde im Gefolge die-
ser Auseinandersetzungen der administrative
Konfessionalismus institutionalisiert, dessen
Grundprinzipien bis heute giltig sind. Nach
mehreren Anldaufen wurde 1845 eine Losung
des Problems des maronitisch-drusischen
Antagonismus versucht, deren Grundabsicht
war, die Gemeinschaften, die ja ohnehin
raumlich voneinander getrennt lebten (d. h. in
verschiedenen Distrikten; in gemischten Di-
strikten in verschiedenen Stadten und Dor-
tern; in gemischten Siedlungen in verschiede-
nen Vierteln), auch administrativ zu separie-
ren. Kein Reprasentant einer der Gemein-
schaften sollte als Steuereinnehmer, Richter,
Polizist etc. ,staatliche Gewalt" allein und in
letzter Instanz iiber Angehorige einer anderen
Gemeinschaft ausiiben diirfen. Administrative
und jurisdiktionelle Funktionen konnten also
nicht mehr ohne Ansehen der Konfession des
Funktionstragers und des Adressaten seiner
Verwaltungsakte ausgeiilbt werden. Aus
Griinden, die hier nicht dargelegt werden
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konnen, war die Regelung von 1845 aber
nicht imstande, den Burgerkrieg von 1860 zu
verhindern 8),

Als nach dieser neuen Krise der autonome
Distrikt ,Libanon-Gebirge” unter europa-
ischem Kollektivprotektorat geschaffen wur-
de, hielt man am Prinzip des administrativen
Konfessionalismus fest; in den Reglements
von 1861 und 1864 gab man ihm lediglich
eine neue Gestalt: Der nur mit Zustimmung
der europdischen GroBfmaéchte einsetzbare os-
manische Gouverneur mufite stets ein Christ
sein; als Zugestandnis an die drusische Min-
derheit, die in den folgenden Jahrzehnten zur
demographischen und ©6konomischen Bedeu-
tungslosigkeit herabsank, durfte er aber kein
libanesischer Christ sein. Thm stand ein Ver-
waltungsrat zur Seite, in dem alle Gemein-
schaften ,angemessen" verireten waren; er
hatte vier maronitische, drei drusische, zwei
griechisch-orthodoxe, ein griechisch-katholi-
sches, ein sunnitisches und ein schiitisches
Mitglied ). Sunniten und Schiiten spielten
also, ihrer tatsachlichen numerischen Stirke
entsprechend, eine vallig untergeordnete Rol-
le, Auf der Basis dieses Verhiltnisses von
sieben Christen zu fiinf Nicht-Christen im
Verwaltungsrat wurde der Mont Liban wih-
rend des ndchsten halben Jahrhunderts zu ei-
ner stabilen und prosperierenden christlichen,
maronitisch dominierten ,Insel im muslimi-
schen Meer" 1Y),

) Auch diese sog. ,Syrische Krise” von 1860, ein
traumatisches Ereignis fur die Christen des
Orients, kann hier nicht analysiert werden. Es soll
nur angemerkt werden, daf der maronitisch-drusi-
sche Birgerkrieg im Siiden des Libanon nur eine
von drei Komponenten dieser Krise war; die bei-
den anderen waren ein maronitischer Bauernauf-
stand im Norden des Landes und ein Massaker
unter den Christen von Damaskus.

¥) Basistexte wvon 1845 und 1861 in Hurewitz,
op. cit,, Bd. 1, S.132—135 und 165—168; vgl. auBer-
dem J.P, Spagnolo, Constitutional Change in
Mount Lebanon 1861—1864, in: Middle Eastern
Studies, Bd. 7, 1971.

) Zum Problem der historischen Entwicklung,
des Status und des Selbstverstindnisses der
christlichen Gemeinschaften im arabisch-musli-
mischen Orient, insbesondere im geographischen
Syrien, vgl, F.J. Bliss, The Religions of Moedern
Syria and Palestine, New York 1912, Reprint New
York 1972; A. Hourani, Minorities in the Arab
World, London 1947; J. Hajjar, Les Chrétiens
Uniates du Proche-Orient, Paris 1962: W, Kewe-
nig, Die Koexistenz der Religionsgemeinschaften
im Libanon, Berlin 1965; R.M. Haddad, Syrian
Christians in Muslim Society, Princeton 1970; J,
Hajjar, Le Christianisme en Orient, Beirut 1971;
R.B. Betts, Christians in the Arab East, Athens
1975.

?

Zwei sich widersprechende Bestrebungen und
ihre Verwirklichung im Rahmen des franzési-
schen Mandats nach dem Ende des Ersten
Weltkriegs ') fiihrten in die libanesische
Sackgasse, aus der man auch im Biirgerkrieg
der beiden vergangenen Jahre vergeblich ei-
nen Ausweq suchte: Angesichts des sich ab-
zeichnenden Endes der osmanischen Herr-
schaft liber die Araber war es das Bestreben
vor allem der Maroniten, die christlich-liba-
nesische Entitat aus der Konkursmasse des
Reiches in die Nachkriegszeit hintiberzuretten
und unter franzosischem Schutz insbesondere
ein Aufgehen des Libanon-Gebirges in einem
syrischen (oder noch grofieren) muslimisch-
arabischen Staat zu verhindern,

Auf der anderen Seite aber erschien den
durch ihre besonderen Bande zum ,Westen”
okonomisch erstarkten sowie politisch und
kulturell selbstbewufiten maronitischen und
griechisch-katholischen Gemeinschaften der
Mont Lihan als unabhdngiger Staat allzu
klein, ja, nicht lebensfahig. Er hatte nicht ein-
mal einen Hafen. Der Ausbau des ,naturli-
chen Hafens” des maronitischen Kerngebiets,
Dschunieh, der im Verlauf der gegenwartigen
Krise zum Tor des ,christlichen Libanon" zur
AuBenwelt wurde, war im 19. Jahrhundert
von Konstantinopel wverweigert worden '),
Deshalb sollten vor allem die drei Kiisten-
stadte Saida, Beirut und Tripolis sowie die
Biga, die fruchtbare Hochebene zwischen Li-
banon und Anti-Libanon, mit dem Mont Liban
zum ,Groferen Libanon" (Grand Liban) ver-
eint werden. Die Franzosen kamen derartigen
Wiinschen gerne entgegen. Der Libanon, wo
sie zumindest von der Mehrheit der unierten
Christen als Mandatsmacht willkommen ge-
heiflen, von einzelnen Gruppen sogar herbei-
gefleht wurden, sollte zum Pfeiler franzosi-
scher Prdasenz im Ostmilttelmeer werden. Je
groBer und tragfahiger dieser Pfeiler war,
desto besser.

Doch die Rechnung, mit Hilfe der Maroniten
einen moglichst groBen Teil von Syrien fest
in die Hand zu bekommen, war falsch aufge-
macht, Der Grand Liban — seit 1926 die kon-
stitutionelle Republik Libanon — umfaBte
nun einen signifikanten Bevdélkerungsanteil
von Schiiten (vor allem im Siiden und Osten)
und Sunniten (vor allem im Norden und in
den Kiistenstadten); besonders die Sunniten,

1) Zur Entwicklung im 20. Jahrhundert vgl. die in
Anmerkung 21 und 45 angegebene Literatur,

12) Salibi, The Modern History of Lebanon, S.118
und 210,
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partiell auch die Griechisch-Orthodoxen, wa-
ren alles andere als glicklich iiber ihre Loslo-
sung von Syrien und ihre Eingliederung in
den  maronitisch-franzosisch dominierten
Staat.

Die dadurch entstehenden Probleme hoffte
man durch die Ubertragung des administrati-
ven Konfessionalismus vom Mont Liban auf
den Grand Liban in den Griff zu bekommen.
Das Prinzip wurde in Art. 95 der Verfassung
von 1926 verankert %), in dem es (in der An-
derung von 1943) noch heute heifit, daf ,als
vorldaufige MaBnahme" die verschiedenen
Gemeinschaften bei der Besetzung offentli-
cher Amter und im Ministerrat angemessen
reprasentiert sein sollen. Auf dieser Grundla-
ge sollte einerseits den Muslimen die Mitar-
beit im neuen Staat ermoglicht werden, ande-
rerseits aber die Praponderanz der Christen
erhalten bleiben, deren Mehrheit auch im
GroBeren Libanon durch die Volkszahlung
von 1922 dokumentiert worden war. So war
beispielsweise das Verhadltnis von Christen zu
Muslimen in den libanesischen Kammern der
Mandatszeit 17:13 (1929), 10:8 (1934), 22:20
(1937) 14).

Als der Libanon 1943 die formale Unabhan-
gigkeit erlangte und die Franzosen dann 1946
endgliltig abzuziehen gezwungen wurden, si-
cherte eben dieses System den Fortbestand des
auf sich allein gestellten Staates; durch seine
Aufrechterhaltung konnte verhindert werden,
daB der Libanon an den divergierenden Loya-
litaten seiner Bewohner zerbrach. Der unge-
schriebene ,Nationalpakt” von 1943, eine
Vereinbarung zwischen dem maronitischen
Staatsprasidenten und dem sunnitischen Mini-
sterprasidenten, war ein aufien- wie innenpo-
litischer KompromiB, der einerseits sowohl
den arabischen Charakter des Libanon wie
auch seine Bande zum Westen bestadtigte, an-
dererseils den administrativen Konfessionalis-
mus fortschrieb. Vor allem wurde die Zuord-
nung der ,drei Prdsidentenschaften” zu drei
religiosen Gemeinschaften, wie sie sich als
Gewohnheitsrecht herausgebildet hatte, unge-
schriebenes Gesetz: Der Staatsprasident muB
Maronit, der Ministerprasident Sunnit, der
Parlamentsprasident Schiit sein.

1) Text in: H. Miller Davis, Constitutions, Electo-
ral Laws, Treaties of States in the Near and Midd-
le East, New York 1970 (Reprint), S. 291 —305.

%} P. Rondot, Lebanese Institutions and Arab Na-
tionalism, in: Journal of Contemporary History,
Bd. 3/3, 1968, S. 44.
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Auf der Basis der Volkszdahlung von 1932
wurde der Konfessionsproporz im Ministerrat,
in der Verwaltung und im Parlament festge-
legt. Im letzteren miissen Christen und Musli-
me im Verhaltnis 6:5 vertreten sein. In der
Administration bildete sich ein Besitzstands-
denken der Gemeinschaften auch hinsichtlich
ganz bestimmter Positionen heraus. So sind
etwa die Armeefithrung und die Generaldi-
rektionen des Innen-, Finanz-, Erziehungs-
und AuBenministeriums christliche ,Pfriunde”.
Im Finanzministerium ,gehort” die Generaldi-
rektion den Griechisch-Orthodoxen, der Ser-
vice du Budget den Maroniten, der Service
des Impots den Sunniten, der Service de la
Comptabilité Publique den Schiiten '°), Dabei
sind Maroniten, Griechisch-Katholische und
Sunniten in der Verwaltung iberreprdasen-
tiert, vor allem auf Kosten der heute zahlen-
maBig stdarksten Gemeinschaft, der Schiiten,
die jedoch das niedrigste Ausbildungsniveau
hat. Im Jahre 1958 z. B. waren 139 Schlissel-
positionen in der Verwaltung und im diploma-
tischen Dienst mit 53 Maroniten, 36 Sunniten,
17 Griechisch-Orthodoxen, 15 Griechisch-
Katholischen, 9 Schiiten und 9 Drusen be-
setzt 19),

In seiner Auswirkung auf die politische Ent-
wicklung erwies sich der Konfessionalismus
als Status-quo-ldeologie, was u. a. seinen
Ausdruck in der Tatsache findet, daBl eine fiir
jeden modernen Staat unabdingbare Volks-
zahlung nach 1932 nicht mehr stattfinden
konnte. Eine solche wurde schon dadurch
verhindert, daB seitens der Maroniten die Ein-
beziehung der mehrheitlich christlichen Aus-
landslibanesen !7) gefordert wurde — worauf-
hin einige Muslime die Einbeziehung der Pa-
lastinenser in einen neuen Zensus verlang-

I'Etude des
280,

%) G.G. Corm, Contribution a
Sociétés Multi-Conlessionnelles, Paris 1971, S.
%) Kewenig, op. cit., S. 83.

17) Nach einer 1960/61 von der libanesischen Re-
gierung durchgefuhrten Zahlung gab es damals in
Sudamerika 583 000 Auslandslibanesen, in Nord-
amerika 416 000, in Afrika 128 000, in arabischen
Landern 70000, in Australien, Neuseeland und aul
den Philippinen 14 000 und in Europa 2 000, zusam-
men 1213000 (gerundete Zahlen): N. Hachem, Li-
banon — Sozio-okonomische Grundlagen, Opladen
1969, S.30. Sicher stark tiberhohte private Schal-
zungen fiir das Jahr 1974 sprechen von 4,64 Mio.
Auslandslibanesen, davon 93,5% in Nord- und
Sidamerika: R. Younes, Die libanesische interna-
tionale Migrationsbewegung, Freiburg 1976 (ver-
vielfaltigtes Manuskript, Arnold-Bergstraesser-In-
stitut), S, 23 und 84,



ten '¥). Alle Angaben zur demographischen
Entwicklung sind daher Schatzungen, die ex-
trem unterschiedlich ausfallen, je nachdem,
wer sie vornimmt. Zwei Tatsachen sind aller-
dings kaum mehr zu bestireiten: daB sich das
zahlenmadflige Verhadltnis von Christen zu
Muslimen inzwischen umgekehrt hat und daf
die Schiiten zur gréBten Gemeinschaft des
Libanon geworden sind.

Aus dem drusisch-maronitischen Antagonis-
mus des 17, 18. und 19. Jahrhunderts wurde
also uber den politischen Konfessionalismus
im 20. Jahrhundert ein institutionell veran-
kerter muslimisch-christlicher Antagonismus.
Da diese Hypothek dem Libanon im 19, Jahr-
hundert von den europdischen Machten und
im 20, Jahrhundert von der franzdsischen
Mandatsmacht aufgebiirdet wurde, hat die in
der aktuellen Krise zentrale Forderung nach
Aufhebung des Konfessionalismus partiell
den Charakter einer Forderung nach endgiilti-
ger Dekolonisation. Doch darf die Einmiitig-
keit und Vehemenz, mit der sie vorgetragen
wird, nicht dartiber hinwegtdauschen, dal sie
doch nur den kleinsten gemeinsamen Nenner
der arabisch-nationalistischen, sozialistisch-
kommunistischen und paldstinensischen Biir-
gerkriegskoalition darstellt. Nur eine Minder-

heit ist bereit, logisch zu Ende zu denken und
nicht nur negativ die ,Dekonfessionalisie-
rung”, 'was immer auch einzelne Gruppen
konkret darunter verstehen, sondern positiv
die ,Sdkularisierung” des Libanon anzustre-
ben ¥). Waire letzteres ein ernsthaftes Ziel,
dann hatten zumindest Teile beider Konflikt-
parteien eine gemeinsame Basis, auf der sie
einen neuen Libanon bauen konnten. Doch
weder die Mehrheit des maronitischen Klerus
noch die muslimischen religisen Wiirdentra-
ger haben fir eine solche Idee etwas ubrig.

Dem muslimischen Teil der herrschenden
Schicht geht es in erster Linie um eine Neu-
verteilung der Machtpositionen auf der Basis
eines fur sie giinstigeren Proporzes. Fiir sie
ware der zwischen dem syrischen und dem
damaligen libanesischen Staatsprasidenten aus-
gehandelte und am 14. Februar 1976 als Aus-
weg aus der Krise vorgeschlagene ,Neue Na-
tionalpakt” 2%) durchaus akzeptabel: Sein Kern
ist die Aufteilung der Parlamentssitze und der
hochsten Verwaltungsamter im Verhadltnis
von 1:1 (statt bisher 6:5) unter Christen und
Muslime sowie eine Starkung der Position
des sunnitischen Ministerprasidenten gegen-
iber dem maronitischen Staatsprasidenten,

Die politisch-ideologische Dimension ')

Der Konfessionalismus ist nun aber nicht ein
bloBer administrativer Mechanismus, den man
ohne weiteres durch ein anderes System er-
setzen kann, wenn die Situation dies verlangt,
Er ist vielmehr Ausdruck fundamentaler Mei-
nungsverschiedenheiten iber Identitat und

¥) Nach H. Sirriyyeh, The Palestinian armed pre-
sence in Lebanon since 1967, in: R. Owen (Hrsg.),
Essays on the Crisis in Lebanon, London 1976,
S. 77, befanden sich 1976 etwa 275 000—300 000 Pa-
lastinenser im Libanon, iiberwiegend in 17 Lagern.
Nach B. Sirhan, Palestinian Refugee Camp Life in
Lebanon, in: Journal of Palestine Studies, Bd. 4/2,
1975, S. 92, lebten in den Lagern damals 140 000 bis
150 000 Palastinenser.

%) Vgl. J. Reissner, Sdakularisierung des Libanon?,
in: Orient (Opladen), Bd. 17/3, 1976.

20) Text in Maghreb-Machrek, Nr. 72, 1976, S. 81 bis
83; widhtigste Passagen auch in Salibi, Cross Roads
to Civil War, Appendix I.

) Gesamtdarstellungen: L. Binder (Hrsg.), Poli-
tics in Lebanon, New York 1966; M. C. Hudson,
The Precarious Republic — Political Moderniza-
tion in Lebanon, New York 1968; E. A. Salem, Mo-
dernization without Revolution — Lebanon's Expe-
rience, Bloomington 1973. Vgl. auBierdem: A. Hot-
tinger, Zuama and Parties in the Lebanese Crisis

Bestimmung des Libanon im arabischen
Orient und der Versuch, daraus entspringen-
de divergierende politische Zielvorstellungen
und Machtanspriiche zu kanalisieren und zu-
mindest ihre extremen Manifestationen zu
neutralisieren.

Als sich im autonomen Libanon-Gebirge in
den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts
eine Art maronitisch-libanesisches National-
bewuBtsein herausbildete, entstand gleichzei-

of 1958, in: Middle East Journal, Bd. 15, 1961; S.
Khalaf, Promordial Ties and Politics in Lebanon,
in: Middle Eastern Studies, Bd. 4, 1967/8; P. Ron-
dot, op.cit.; M, Flory und R. Mantran, Les Régi-
mes Politiques des Pays Arabes, Paris 1968; K. S.
Salibi, The Lebanese Identity, in: Journal of Con-
temporary History, Bd. 6/1, 1971; M. W. Suleiman,
Crisis and Revolution in Lebanon, in: Middle East
Journal, Bd. 26, 1972; J. Zuwiyya, The Parliamen-
tary Election of Lebanon 1968, Leiden 1972; P.
Gubser, The Zuama of Zahlah, in: Middle East
Journal, Bd. 27, 1973. Politisch-theoretische Basis-
texte in: K. H, Karpat (Hrsg.), Political and Social
Thought in the Contemporary Middle East, New
York 1968; A. Abdel-Malek (Hrsg.), La Pensée Po-
litique Arabe Contemporaine, Paris 1970.
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tig, besonders unter griechisch-orthodoxen In-
tellektuellen in Beirut, ein sdakulares, auf eine
arabische kulturelle Renaissance hin orien-
tiertes syrisches NationalbewuBtsein. Nach
der jungtirkischen Revolution von 1908 bil-
dete sich als Gegenstromung gegen die
einsetzende Turkifizierungspolitik im Osma-
nischen Reich eine vor allem von Muslimen
getragene politische arabische Nationalbewe-
gung heraus ?*). Vom Klima des syrisch-ara-
bischen Nationalismus war nun die Bevolke-
rung der Gebiete gepragt worden, die 1920
gleichsam zum Libanon-Gebirge geschlagen
wurde. Dieser neue Libanon war nicht ihr
Staat; er hatte nicht nur einen Geburtsfehler,
seine ganze Existenz war fragwiirdig.

Dessenungeachtet machten sich die christ-
lich-libanesischen Nationalisten (Maroniten
und Griechisch-Katholische) daran, den neuen
Staat seinem unverwechselbaren Charakter
und seiner einzigartigen Bestimmung entspre-
chend zu vervollkommnen — wie sie diese sa-
hen. Von ihren engen kulturellen Beziehun-
gen vor allem zu Frankreich und der Ver-
flechtung ihrer ¢konomischen Interessen mit
denen Europas und Amerikas (vermittelt
durch die libanesischen Handelskolonien in
Ubersee) ausgehend, wollten sie dem Libanon
eine Sonderrolle in der Region zuweisen. Das
sphonizische Erbe" sollte dazu reaktiviert,
der ,phonizische Charakter” des Libanon re-
konstituiert werden %), Zumindest bei einer
Minderheit faBte diese Ideologie feste Wur-
zeln. Noch heute trifft man Libanesen, die
nichts mit den Arabern gemein haben wollen,
weil sie sich als Nachkommen der Phonizier
verstehen.

War dies ideologischer Extremismus auf der
einen Seite, so entsprach ihm auf der anderen

22) Zur Genese des arabischen Nationalismus vgl.
A. Hourani, Arabic Thought in the Liberal Age
1798—1939, London 1962; G. Antonius, The Arab
Awakening, New York 1965; Z.N. Zeine, The
Emergence of Arab Nationalism, Beirut 1966. Zur
osmanischen Endphase im Libanon vgl. N.Z. Ajay
Jr,, Political Intrigue and Suppression in Lebanon
during World War I, in: International Journal of
Middle East Studies, Bd. 5, 1974; K.S. Salibi, Bei-
rut under the Young Turks, in: J. Berque und D.
Chevallier (Hrsg.), Les Arabes par leurs Archives,
Paris 1976.

#) Zusammenfassend dazu K.S. Salibi, The Leba-
nese ldentity. Diese Ideen waren nicht véllig neu.
So forderten zwei Abgeordnete aus Beirut zusam-
men mit einem anderen Kollegen Anfang 1878 im
osmanischen Parlament die Bildung einer besonde-
ren Provinz ,Phonizien" mit der Hauptstadt Bei-
rut: R. Devereux, The First Ottoman Constitutio-
nal Period, Baltimore 1963, S, 212.
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Seite die Lehre eines griechisch-orthodoxen
Deutschlehrers, der 1932 die faschistische, sy-
risch-chauvinistische, in erster Linie im Li-
banon aktive Syrische Sozial-Nationalistische
Partei griindete. Nach ihr kénne es weder ei-
nen Libanon noch Libanesen geben. Die einzi-
ge Realitat sei die syrische Nation, die sich
nur in einem groBsyrischen Staat verwirkli-
chen konne.

Die weniger extremen Zielvorstellungen hat-
ten groBeres Gewicht: Auch die libanesischen
Nationalisten, die sich nicht unbedingt als ge-
borene Phonizier fiihlten, wollten einen Gro-
Beren Libanon, der imstande sein wiurde, als
Vermittler kultureller und 6konomischer Ein-
flisse des Westens zu fungieren, fir die er
daher offen bleiben mufite. Die Mehrheit der
Muslime dagegen gab die Forderung nach ei-
ner Riickkehr der Kiisten- und Randzonen des
Libanon zu Syrien nicht endgultig auf. Als
die Agitation fiir dieses Ziel 1936 einen neuen
Hohepunkt erreichte, stellten beide Seiten pa-
ramilitarische Jugendorganisationen auf, in
gewissem Sinne Milizen: die Maroniten die
Kata'ib (Phalanges, 1936), die Sunniten die
Nadschada (1937). Beide Gruppen konstituier-
ten sich spater im unabhédngigen Libanon als
Parteien, wobei die Kata'ib-Partei heute die
wichtigste libanesisch-nationalistische politi-
sche Kraft darstellt, wahrend die Nadschada
praktisch bedeutungslos geworden ist; an ihre
Stelle sind andere Gruppen getreten *1),

Je langer nun aber der Staat existierte, um so
mehr Muslime entwickelten ein politisches
und okonomisches Interesse an seinem Fort-
bestand. Ende der dreiBliger und Anfang der
vierziger Jahre gab es bereits eine gentigend
groBe Anzahl politisch aktiver Muslime, die
einen unabhdngigen Libanon mit anerkannt
arabischem Charakter mitzutragen bereit wa-
ren. Nur so konnte der Nationalpakt von 1943
zustande kommen, der auf maronitischer Seite
den Verzicht auf direkte franzosische ,Pro-
tektion” implizierte, wdhrend die Muslime
von panarabischen Experimenten Abstand
nehmen wollten. Der besondere Status (arabi-
scher Charakter auf der einen, Offenheit ge-
gentiber dem Westen auf der anderen Seite)
wurde bei der Griindung der Arabischen Liga,
an der der Libanon beteiligt war, ausdriick-
lich anerkannt %9).

28) Zu den Parteien s. Anm. 26.

%) Vgl. K. A. Faruki, The National Covenant of
Lebanon: Its Genesis, in: Pakistan Horizon, Bd. 27/3,
1974, S. 19 und 29.
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Der Nationalpakt blieb allerdings interpretati-
onstdhig, d.h. seine Interpretation wandelte
sich mit der Verdnderung der Umwelt. Als
die libanesischen Muslime besonders seit
1954 in den Sog des von Nasser verkorperten
arabischen Einheitswillens gerieten, tauchte
erneut das Problem auf, wie weit sich der
Libanon in gesamtarabische Stromungen ein-
zuordnen habe bzw. inwieweit er auf seiner
Sonderrolle beharren koénne, besonders wenn
diese die Funktion eines ,Vorpostens des
Westens”, eines ,Briickenkopfes des Imperia-
lismus“ anzunehmen drohte. Diese Grundfra-
ge versuchte man im Biirgerkrieg von 1958
gewaltsam zu entscheiden — was nicht ge-
lang. Den unentschiedenen Ausgang definier-
te man als Bestatigung des Nationalpaktes.

Dieser latente Konflikt entziindete sich von
neuem an der unterschiedlichen Haltung der
Libanesen gegeniiber dem Palastina-Problem
und den Paldstinensern im Libanon. Der blofB
verbale libanesisch-arabische Gleichklang bei
gleichzeitiger tatsachlicher Neutralitat der
Staatsorgane in dieser arabischen Schicksals-
frage muBte nicht nur den anderen arabischen
Staaten, sondern auch der muslimischen Be-
volkerung des Libanon manchmal als Provo-
kation erscheinen. Der gesamtarabisch und
pro-palastinisch denkende Teil der Libaneser
glaubte sich in der Mehrheit; nur aufgrund
der Struktur des politischen Systems ver-
meinte er, diesem Mehrheitswillen nicht Aus-
druck verleihen zu konnen. An diesem Punkt
verkniipft sich so das Problem des Konfessio-
nalismus als dem politischen Ordnungsprinzip
mit dem Problem der libanesischen Identitat
und dem Problem der paldstinischen Prdsenz
im Libanon.

Das Gefiihl der Ohnmacht, das sich schon
lange der muslimischen Unterprivilegierten
bemachtigt hat, ist auch eine Folge der Kluft,
die zwischen ihnen und der schmalen musli-
mischen Oberschicht besteht. Die Klassenge-
gensdtze sind bei den Muslimen wesentlich
ausgepragter als bei den Christen, bei denen
in Wirklichkeit die Mittelschicht den Ton an-
gibt. Diese Kluft wird verstarkt durch den
Charakter der parlamentarischen Représenta-
tion. Die meisten Parteien, vor allem die ara-
bisch-nationalistischen und sozialistischen,
sind keine Parlamentsparteien *%). Wegen ih-

#6) Zu den libanesischen Parteien vgl. M. W. Su-
leiman, Polilical Parties in Lebanon, Ithaca 1967;
L.Z. Yamak, The Syrian Social Nationalist Party,
Cambridge 1969%; M. Kischli, Kapitalismus und Lin-
ke im Libanon, Frankfurt/Main 1970; J. P. Entelis,
Pluralism and Party Transformation in Lebanon —
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rer — im Vergleich zu ihrem Riickhalt in der
Bevolkerung — minimalen Vertretung im Par-
lament gleichen sie eher einer auBerparlamen-
tarischen Opposition. Die meisten Parlaments-
parteien wiederum sind gar Kkeine echten
Parteien, sondern Gefolgschaften, Gruppierun-
gen der Anhanger traditioneller politischer
oFuhrer” (Zuama) und Clans, die diese zur
Erringung und Stabilisierung ihrer Machtposi-
tionen bendtigen. Zudem sind die Mitglieder
praktisch aller Parteien iberwiegend Angeho-
rige einer bestimmten religiosen Gemein-
schaft; mit Ausnahme der beiden kommunisti-
schen Parteien handelt es sich also um ab-
grenzbare konfessionelle Gruppierungen.

Diese Situation resultiert aus dem Wabhlsy-
stem, welches wiederum eine Folge des Kon-
fessionalismus ist. In jedem Wahlbezirk ist ja
nicht nur die Anzahl der zu wdahlenden Kan-
didaten festgelegt, sondern auch die Vertei-
lung der Sitze auf die verschiedenen Konfes-
sionen, ihrer angenommenen Stdarke im Wahl-
bezirk entsprechend. Die Vertreter der reli-
giosen Gemeinschaften eines jeden Wahlbe-
zirks mussen zusammengenommen im Parla-
ment diese Gemeinschaften dann nach folgen-
dem festgelegten Schlissel reprasentieren: 30
Maroniten, 20 Sunniten, 19 Schiiten, elf Grie-
chisch-Orthodoxe, sechs Griechisch-Katho-
lische, sechs Drusen, vier Armenisch-Ortho-
doxe, ein Armenisch-Katholischer, ein Prote-
stant, ein Vertreter sonstiger Minderheiten
(= 99 Abgeordnete) ?’). Eine nationale, auf
Parteiprogrammen (d. h. politischen, sozialen
und okonomischen Zielvorstellungen) beru-
hende parlamentarische Reprdsentation wird
dadurch unmoglich gemacht, einer personali-
stischen und nepotistischen Interessenvertre-
tung jedoch Tur und Tor geoffnet. i

So waren nur zwischen 13 % und 38 % der
aus den Wahlen von 1951 bis 1968 hervorge-
gangenen Abgeordneten parteigebunden 28),
und dann noch uberwiegend an Parteien, die
lediglich personliche Gefolgschaften sind.
Vor allem aber waren die prononciert ,arabi-
schen” Parteien, gleich welcher spezifischen
politischen Observanz (ob syrisch-nationalis-
tisch, muslimisch, nasseristisch, syrisch-
bathistisch oder irakisch-bathistisch orien-
tiert), gar nicht oder insignifikant vertreten.

Al-Kataib 1936—1570, Leiden 1974; F. Stoakes,
The Supervigilantes: The Lebanese Kataeb Party
as Builder, Surrogate and Defender of the State,
in: Middle Eastern Studies, Bd. 11, 1975; J. Cou-
land, Le parti communiste libanais, cinquante ans
apres, in: Maghreb-Machrek, Nr. 68, 1975.

27) Zuwiyya, op. cit., S. 6.

7 Ibid.,, S./92.



Im gegenwadrtigen Parlament sitzen 60 unab-
hangige und 39 parteigebundene Abgeordne-
te. Von den letzteren sind nur 16 Mitglieder
echter Parteien (Phalanges: 7, Daschnak: 5,
Bath (irakisch): 1, Nasseristische Organisation:
1, Libanesische Kommunistische Partei: 1, Sy-
rische Sozial-Nationalistische Partei: 1). Die
iibrigen 23 parteigebundenen Parlamentsmit-
glieder sind Gefolgsleute Schamuns (9),
Dschanbalats (9) und Iddis (5), die im Grunde
ebenso wie die restlichen 60 Abgeordneten
bestimmten ,Flhrern” folgen, von denen die-
jenigen, die keine Parteigrinder sind, als Er-
satz parlamentarische ,Blécke” organisiert
haben 2%).

Die sozio-6konomische Dimension %)

Das Fatale ist, daB die simplifizierenden
Gleichungen christlich = wohlhabend und
privilegiert, muslimisch = arm und unterpri-
vilegiert einen Wahrheitskern enthalten, auch
wenn natirlich zu Recht immer wieder darauf
hingewiesen wird, daB es schlieBlich auch
eine ,muslimische Bourgeoisie” und ein
»christliches Proletariat” gebe. Doch mit sol-

#) Nach S. Oren, An Analysis of Lebanese Politi-
cal Society, Autumn 1975, in: Asian Affairs,
Bd. 63, 1976, S. 58, und W. Kéhler, Die Staatskrise
des Libanon, in: Orient (Opladen), Bd. 16/4, 1975,
S.85. Die meisten ,extremistischen” Parteien, so
die Libanesische Kommunistische Partei, die iraki-
sche Bath-Partei und die Syrische Sozial-Nationa-
listische Partei, waren erst vor den Prasidenten-
wahlen von 1970 vom damaligen Innenminister
Dschanbalat legalisiert worden; s. Maghreb-Ma-
chrek, Nr. 69, 1975, S. 66.

30) Zur libanesischen Wirtschaft vgl. u. a.: Y. A.
Sayigh, Entrepreneurs of Lebanon, Cambridge
1962; C. Issawi, Economic Development and Libe-
ralism in Lebanon, in: Middle East Journal, Bd. 18,
1964; R. Delprat, Blocages Economiques et Crise
Sociale au Liban, in: Cahiers de 1'Orient Contem-
porain, Bd. 26, 1969; A. de Sahb, Développement et
Question d'Orient, Paris 1972; H. Lechleitner, Die
Rolle des Staates in der wirtschaftlichen und so-
zialen Entwicklung Libanons, Wien 1972; C.A.
Cooper und S.S. Alexander (Hrsg.), Economic De-
velopment and Population Growth in the Middle
East, New York 1972; A. Turquieh, Développement
Focnomique et Planification au Liban 1958—1970,
in: Maghreb-Machrek, Nr. 57, 1973; C. Wissa Was-
sef, Les Structures Agraires du Liban, in: Magh-
reb-Machrek, Nr.65, 1974; H.F. Aly und N. Ab-
dun-Nur, An Appraisal of the Six Year Plan of
Lebanon (1972—1977), in: Middle East Journal,
Bd. 29, 1975; Statistisches Bundesamt Wiesbaden
(Hrsg.), Landerkurzberichte — Libanon 1975, Stutt-
gart 1975.

Zur Sozialstruktur und zu den Problemen des so-
zialen Wandels im Libanon vgl. allgemein: D. Ler-
ner, The Passing of Traditional Society, New York

B 14

Das Parlament und der Ministerrat, wie
schwach sie auch immer gegeniiber dem Pra-
sidenten sein mogen, muBiten so als Instru-
mente einer kleinen christlich-muslimischen
Machtelite erscheinen, deren Vertreter sich
gegenseitig Pfriinde abzujagen versuchten,
ohne daB den politischen Hoffnungen und den
sozialen Bediirfnissen vor allem der muslimi-
schen Unterschicht Rechnung getragen wur-
de. Zumindest das unterprivilegierte, unterre-
prasentierte stadtische Proletariat und die
Landbevolkerung der unterentwickelten Re-
gionen zog auch mit diesem Bewubtsein in
den Biirgerkrieg.

chen Hinweisen lassen sich die Tatsachen,
die aus der historisch-politischen Genese von
Wirtschaftsstruktur und Bildungssystem re-
sultieren, nicht wegdiskutieren.

Die libanesische Wirtschaft ist gekennzeich-
net durch eine starke Kopflastigkeit des ter-
tidren Sektors, ja man konnte sie geradezu
als Dienstleistungswirtschaft bezeichnen. Der
libanesische Kapitalismus ist kein Industrie-,
sondern ein Handels- und Finanzkapitalismus.
Im Jahre 1966 entfielen 11,4 % des Bruttoin-

1964; T. Hanf, Erziehungswesen in Gesellschaft
und Politik des Libanon, Bielefeld 1969; F. I. Khuri,
The Changing Class Structure in Lebanon, in:
Middle East Journal, Bd. 23, 1969; H. Barakat, So-
cial and Political Integration in Lebanon: A Case
of Social Mosaic, in: Middle East Journal, Bd. 27,
1973; in einzelnen Dérfern, Stadten und Stadtvier-
teln: C. W. Churchill, The City of Beirut, Beirut
1954; H. Ruppert, Beirut — Eine westlich geprdgte
Stadt des Orients, Erlangen 1969; S. Khalaf und P.
Kongstad, Hamra of Beirut, Leiden 1973; F.1. Khu-
ri, From Village to Suburb — Order and Change
in Greater Beirut, Chicago 1975; A. H. Fuller, Bua-
rij — Portrait of a Lebanese Muslim Village, Cam-
bridge 1961; G.H. Weightman, Systems of Social
Stratification in Three North Lebanese Towns, in:
Asian Studies, Bd. 4, 1966; J. Gulick, Tripoli — A
Modern Arab City, Cambridge 1967; B. Abu-Laban,
Social Change and Socal Politics in Sidon, Leba-
non, in: Journal of Developing Areas, Bd. 5, 1970;
A. M. Lutfiyya und C. W. Churchill (Hrsg.), Read-
ings in Arab Middle Eastern Societies and Cultu-
res, The Hague 1970; L.E. Sweet (Hrsg.), Peoples
and Cultures of the Middle East, 2 Bdnde, Garden
City 1970; R. Antoun und I. Harik (Hrsg.), Rural
Politics and Social Change in the Middle East,
Bloomington 1972; P. Gubser, The Politics of Eco-
nomic Interest Groups in a Lebanese Town, in:
Middle Eastern Studies, Bd. 11, 1975; R. Younes,
Politik und Proporzsystem in einer stdlibanesi-
schen Dorfgemeinschaft, Miinchen 1975.
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landprodukts auf die Land- und Forstwirt-
schaft, 13,2% auf Industrie und Handwerk,
6% auf die Bauwirtschaft und 69,4 % auf
Dienstleistungen (30,6 %o auf den Handel) %!).
Nur rund ein Viertel der Kredite libanesi-
scher Banken kam um die gleiche Zeit der In-
dustrie, der Bau- und Landwirtschaft zugute,
iber die Halfte dem Handel 32),

Auch zur Deutung dieses Phdnomens wird
gern Bezug auf das ,phonizische Erbe”, den
~phonizischen Handelsgeist” genommen %),
Doch ist es nicht ein bestimmter ,Wirt-
schaftsgeist”, sondern es sind die objektiven
Bedingungen der historischen Entwicklung
des libanesischen Kapitalismus3) und die
aktuellen Profitchancen, die dieses Phanomen
hervorbrachten. Die Institutionen, die eine
mogliche andere Entwicklung héatten forcie-
ren konnen — namlich Regierung und Ver-
waltung —, werden nun aber von den Repra-
sentanten der Handels- und Finanzinteressen
dominiert. Solange sich der Staatsapparat mit
einer Art Nachtwdchterrolle im Rahmen des
spezifisch libanesischen Wirtschaftsliberalis-
mus begniigt und solange der Markt zu kei-
ner anderen oOkonomischen Orientierung
zwingt, d. h. solange keine innerlibanesischen
revolutiondren Verdanderungen und regiona-
len okonomischen Strukturwandlungen der
«Dienstleistungsrepublik” den Boden entzie-
hen, wird sich dieser ,Geist" weiter entfalten
konnen und werden die Interessen der Indu-
strie zu denen des tertiaren Sektors im Wi-
derstreit stehen.

Zu dieser Hypertrophie des Dienstleistungs-
sektors kommen regionale Disparitdaten der
landwirtschaftlichen Produktivitdt und des In-
dustrialisierungsgrades hinzu. Besonders der
drusische und schiitische Stiden, der schiiti-
sche und sunnitische Osten sowie der sunniti-
sche Norden sind in dieser Hinsicht Entwick-
lungsregionen. Im maronitischen Zentralliba-
non sind dagegen nicht nur die wenigen Indu-
striebetriebe aullerhalb der Stadtregionen Bei-
rut und Tripolis konzentriert ), hier ist auch

3) Hachem, op. cit., S, 330.

#) ‘Kischli, op. cit., S. 25.

) Z. B. Sayigh, op. cit., 8. 3 f. und 67.

#) Vgl. P. Saba, The creation of the Lebanese
economy — economic growth in the nineteenth
and early twentieth centuries, sowie R. Owen,
The political economy of the Grand Liban 1920 to
1970, beide in Owen (Hrsg.), op. cit.

%) 1964 waren die Betriebe mit mehr als fiinf Be-
schaftigten wie folgt wverteilt (Hachem, op. cit,,
S. 140):

Beirut und Vororte 68,0 %, Libanongebirge 15,3 %,
Tripolis und Vororte 8,5%, Nordlibanon 1,6 %,
Sidlibanon 3,1 %, Ostlibanon 3,5 %.
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die Landwirtschaft ,moderner” und effektiver
organisiert. Die darauf basierende groBere
Prosperitdat dieses Landesteils ist auch eine
Folge der regelmaBigen Rimessen der iiber-
wiegend  christlichen, heimatverbundenen
Auslandslibanesen. Die 6konomische Bedeu-
tung dieser Uberweisungen sollte nicht unter-
schatzt werden %),

Die Binnenemigration aus den unterentwik-
kelten Landesteilen vor allem in die Grofiradu-
me Beirut und Tripolis wurde zu einem driik-
kenden sozialen Problem. Die Abwanderung
aus dem schiitischen Siiden schwoll nach
1967 geradezu lawinenartig an, als das Gebiet
Opfer fortgesetzter israelischer Militaraktio-
nen wurde. Der Strom der aus der Landwirt-
schaft Abwandernden, in den sich natiirlich
auch - christliche Bauern, vor allem des Ost-
libanon, einreihten, konnte nun aber nicht von
einem expandierenden industriellen Sektor
aufgefangen werden. Der Dienstleistungssek-
tor jedoch ist nicht beschédftigungsintensiv
genug, um die notwendigen Arbeitsplatze zur
Verfiigung stellen zu konnen. Auf diese Wei-
se entstand ein groBes stadtisches Proletariat,
das mehrheitlich muslimisch ist #7), In Erman-
gelung einer starken Gewerkschaftsbewe-
gung %) sieht es seine Interessen in erster Li-
nie von den arabisch-nationalistischen und
sozialistisch-kommunistischen Parteien und
Gruppierungen vertreten, denen jedoch ein
wirksamer Einfluf auf die Gestaltung der
Wirtschafts- und Sozialpolitik bisher versagt
blieb.

3) VerlaBliche Angaben fiir die Gegenwart ste-
hen mir nicht zur Verfiigung. Zu Beginn des Er-
sten Weltkriegs wurde der Anteil der Geldlber-
weisungen aus Amerika an den Gesamteinkiinften
der Bevédlkerung des Mont Liban mit 41 % ange-
geben: A. Ruppin, Syrien als Wirtschaftsgebiet,
Berlin 1917, S. 15f,; 1960 wurden die Rimessen der
Auslandslibanesen auf 7% des Bruttosozialpro-
dukts geschdtzt: Suleiman, Political Parties in
Lebanon, S. 35.

3) Vor dem Biirgerkrieg waren etwa ein Drittel
(rund 100 000) der Einwohner des Ostteils von Bei-
rut, der sich durch Industriebetriebe und Slums
auszeichnet, aus dem Stden und Osten eingewan-
derte Schiiten. Dagegen machte diese Gemein-
schaft nur 2% der Bevoélkerung im Geschaftsdi-
strikt der Stadt (Hamra) aus; rund ein Drittel wa-
ren hier Griechisch-Orthodoxe: M. und S. Nasr,
op. cit., S. 81 f.; S. Khalaf und P. Kongstad, op. cit.,
S. 78.

38) Zu den Gewerkschaften vgl. J. Couland, Le
Mouvement Syndical au Liban 1919—1946, Paris
1970; S. Khalaf, Adaptive Modernization: the Case
for Lebanon, in: Cooper und Alexander (Hrsqg.),
op. cit., S, 589—596; Kischli, op. cit., S. 65—69; For-
schungsinstitut der Friedrich-Ebert-Stiftung (Hrsg.),
Libanon — Entwicklungstendenzen des Gewerk-
schaftswesens, Bonn 1975,
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Auf der anderen Seite ist nicht zu iibersehen,
daB die okonomisch dominante Schicht iiber-
wiegend christlicher Konfession ist. So waren
von den 207 Unternehmern einer 1962 verof-
fentlichten reprasentativen Untersuchung 166
Christen, 34 Muslime, vier Juden und drei
Drusen ¥). Da Angehorige der christlichen
Gemeinschaften vor allem die Schliisselposi-
tionen im Handels-, Finanz- und sonstigen
Dienstleistungsbereich innehaben (der jetzige
maronitische Staatsprasident Sarkis war zu-
vor Prasident der Zentralbank), steht poten-
tiellen muslimischen Unternehmern daher vor
allem nur der unterentwickelte Industriesek-
tor offen — dessen Interessen wiederum nicht
identisch sind mit denen des Handels.

Diese Position von Angehérigen der verschie-
denen christlichen Gemeinschaften in der li-
banesischen Wirtschaft hat sich in einem lan-
gen historischen ProzeB entwickelt; entschei-
dend waren die intensiven kulturellen und
okonomischen Beziehungen zu Europa und
Amerika. Die Perpetuierung christlicher
Uberreprdsentation in den tkonomischen und
administrativen Spitzenpositionen ist aber
auch eine Folge des libanesischen Bildungs-
systems. Wie iliberhaupt die relative ,Abwe-
senheit des Staates” ein Merkmal der sozio-
okonomischen Struktur des Libanon ist, so er-
weist sich auch das Bildungswesen, vor allem
im Sekundarschulbereich, noch immer als
eine Domdne privater Initiative und nicht-
staatlicher Institutionen. Die Oberschulen
sind noch immer iiberwiegend konfessionell
und/oder auslandisch gepragt *’). Die beiden
bedeutendsten Hochschulen des Landes haben
einen missionarischen Ursprung: die amerika-
nisch-protestantische ,American University
of Beirut® und die franzosisch-katholische
»Université St. Joseph".

Da die Privatschulen iiberwiegend von christ-
lichen und die Staatsschulen iiberwiegend
von muslimischen Schiilern besucht werden,
heiBt das konkret, daB den christlichen Ge-
meinschaften zahlreichere und bessere Schu-
len zur Verfiijgung stehen als den Muslimen
und Drusen und daB die Forderung nach mehr
staatlichen Schulen der Forderung nach mehr
Schulen fiir die Muslime gleichkommt —
weshalb die Christen an einer Expansion des
staatlichen Bildungssektors auch kein sonder-
liches Interesse haben, Damit fehlt dem Liba-
non ein wichtiges soziales Integrationsinstru-
ment,

3) Sayigh, op. cit., S. 70 f.
49) Vgql. Hanf, op. cit., S. 219 ff.
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Diese sozio-politische Situation: die rdumli-
che Separierung der Gemeinschaften, zemen-
tiert durch den politischen Konfessionalismus,
und das plurale Rechtssystem (jede Gemein-
schaft hat ihr eigenes, religiés fundiertes Per-
sonenstandsrecht), das u. a. interkommunitéire
Heiraten erschwert, wenn nicht unméglich
macht, das Fehlen eines Grundkonsenses liber
Identitdt und Bestimmung der staatlichen Ein-
heit Libanon, die allzu schwache Ausbildung
potentieller  Integrationsinstitutionen  wie
staatliche Schulen, nationale Parteien oder
auch die Streitkrafte, die allesamt konfessio-
nalistisch gepragt sind — diese Faktoren ver-
hinderten bislang, daf aus dem ,sozialen Mo-
saik" #) des Libanon eine pluralistische Ge-
sellschaft entstand. Sozialer Wandel ist in ei-
ner so charakterisierten Gesellschaft ein ex-
trem langsamer, von Konvulsionen begleiteter
Prozefl, da er immer wieder an Tabu-Schran-
ken stoBt. Und weil politische Orientierung,
sozio-6konomische Disparitdten und regionale
Ungleichheiten bis zu einem gewissen Grade
den (gleichen (konfessionell bestimmten)
Grenzen folgen, ist es nicht verwunderlich,
wenn wahrend des Burgerkriegs auf der einen
Seite nach Teilung der Macht, auf der ande-
ren aber nach Teilung des Landes gerufen
wurde — eine Idee, die bereits vor der syri-
schen Intervention unter den Maroniten an
Boden gewann, die in Erinnerungen an das
.Goldene Zeitalter" des autonomen Maont Li-
ban schwelgten,

Nach der Krise von 1958 hatte der neue
Staatsprasident Schihab versucht, dem ProzeB
des sozialen Wandels einen entscheidenden
Impetus zu geben: ,Der Staat”, d. h. der Prasi-
dent und die Administration, sollien ein gro-
Beres MaB an Verantwortung fiir die planeri-
sche Beseitigung der administrativen Ineffek-
tivitat, der sozialen MiBstdnde und des regio-
nalen Ungleichgewichts iibernehmen. Es wur-
de ein sozio-6konomisches Entwicklungspro-
gramm eingeleitet, das jedoch nur in einem
sehr bescheidenen AusmaB realisiert werden
konnte. Mit dem Auslaufen der Prasident-
schaft Schihabs im Jahre 1964 kam auch die
Planungsaktivitdit wieder zum Erliegen. Die
etablierten administrativen Strukturen und
okonomischen Interessen erwiesen sich als
resistent, Auf der wirtschaftlichen Ebene hat-
te zwar ein Boom eingesetzt (angeheizt durch
den verstarkten ZufluB von Olgeldern), doch

) Diesen Begriff prégte der libanesische Soziolo-
ge Barakat (op.cit.).
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er stellte sich als ein Spekulationswunder
heraus, das 1966 mit einem Banken-Krach
(ausgelost durch den Zusammenbruch der In-
tra-Bank) **) endete.

Als Prasident Farandschiyya 1970 die Macht
iibernahm, ging die Ara des ,Schihabismus”
endgultig zu Ende *3), Die groSen Entwick-
lungsprogramme waren vergessen — nicht
aber die Hoffnungen, welche die Unterprivile-
gierten in sie gesetzt hatten. Der laufende
Sechsjahresplan (1972—1977) verdient seinen
Namen nicht, und auch ohne Biirgerkrieg hat-
te er die fragile, auf Dienstleistungen fiir das
Ausland basierende Wirtschaft nicht transfor-
miert ). Handel und Banken profitierten ge-
rade in den letzten Jahren starker als je zu-

Das innerhalb des osmanischen Reichsverban-
des de facto autonome ,Fiirstentum Libanon”
zerbrach im Spannungsfeld innerer, regiona-
ler und internationaler Antagonismen endgiil-
tig im Jahre 1842, Seit der voribergehenden
Herrschaft des agyptischen Vizekonigs Mu-
hammad Ali tiber Syrien (1831—1840), der sich
gegen seinen Souveran, den Sultan in Konstan-
tinopel, auflehnte und mit dem sich der liba-
nesische Emir verbiindete, bzw. seit der Ver-
treibung der Agypter durch englische, oster-
reichische und osmanische Truppen, konnten
die innerlibanesischen Konflikte nicht mehr
ohne die Einmischung regionaler und interna-

) Interessant sind die unterschiedlichen Akzen-
te, die bei der Interpretation dieser Krise gesetzt
werden: Manifestation der inneren Widerspriche
des libanesischen Kapitalismus (Kischli, op. cit.),
“olge einer internationalen Liquiditatskrise (Ghat-
as, op.cit.), Verschworung der libanesischen Fi-
nanzoligarchie gegen die in paldstinischer Hand
befindliche Intra-Bank (Salibi, Cross Roads to Ci-
vil War, S.291{.), politisch motivierte internationa-
le Finanzmanipulationen (Hudson, op. cit., S. 95).

) Vgl, dazu K. Salibi, Lebanon under Fuad Cheh-
ab 1Y58—1964, in: Middle Eastern Studies, Bd. 2,
1965/66; J. Gaspard, The Mystery of Chéhabisme,
in: New Middle East, Nr. 7, 1969.

#) Vgl. Aly und Abdun-Nur, op. cit.

#) Zur Entwicklung im 19. Jahrhundert vgl. M. S.
Anderson, The Eastern Question 1774—1923, Lon-
don 1966; J. Hajjar, L'Europe et les Destinées du
Proche-Orient (1815—1848), o. O. 1970; M. Emerit,
La Crise Syrienne et 1'Expansion Economique
Francaise en 1860, in: Revue' Historique, Bd. 207,
1952,

Zum franzésischen Mandat vgl. A. H. Hourani, Sy-
ria and Lebanon, London 1946; S. H. Longrigg, Sy-
ria and Lebanon Under French Mandate, London
1958; H. M. Sachar, Europe Leaves the Middle East
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vor vom Geschadft mit den Petrodollars, wih-
rend die dadurch ausgeloste galoppierende
Inflation die materielle Existenz von immer
mehr Libanesen immer prekdrer gestaltete.

Das Scheitern des ,Schihabismus” als eines
sozialen und okonomischen Reformpro-
gramms ist einer der wesentlichen Griinde fir
die Bitterkeit und Totalitat, mit der der Biir-
gerkrieg der beiden vergangenen Jahre ge-
fithrt wurde, dessen Hauptschlachten nicht
nur um Paldstinenser-Lager in Beirut, sondern
gleichsam symptomatisch um Elendsquartiere
einerseits und Luxushotels andererseits ge-
schlagen wurden — und der sehr schnell be-
wubBt auch die Banken- und Geschéftsviertel
nicht mehr verschonte. g

Die translibanesische Dimension %)

tionaler politischer Krafte ausgetragen wer-
den. Ohne das Plazet der europdischen GroB-
madchte, zu deren kollektiven Quasi-Protekto-
rat der Libanon geworden war, konnte auch
der Sultan keine grundlegenden sozio-politi-
schen Verdanderungen mehr durchfithren.

Dabei kam Frankreich wegen seiner besonde-
ren Beziehungen zu den unierten libanesi-
schen Christen eine Vorrangstellung zu. Die-
se fand schon bald ihren Ausdruck darin, daB
ein franzosisches Expeditionskorps nach dem
Biirgerkrieg von 1860 im Libanon an Land
ging, um im Namen des Europdischen Kon-
zerts ,die Ruhe wiederherzustellen” %), Der
1861 geschaffene autonome Distrikt Mont Li-
ban stand dann unter der Aufsicht der GroB-
méachte und unter dem unausgesprochenen
besonderen Schutz Frankreichs. Das vorrangi-
ge franzosische Interesse wurde nach dem Er-
sten Weltkrieg in der Form anerkannt, daf
der Volkerbund Frankreich im Jahre 1920 als
Mandatar fiir den Libanon (und Syrien) ein-

1936—1954, New York 1972; E. Rabbath, Constitu-
tion et Independance au Liban: Un Cas de Genese
Conjointe, in: Orient (Paris), Nr. 47/48, 1968.

Zur Vorgeschichte und zum Verlauf der Krise von
1958 vgl. F. Steppat, Die arabischen Staaten zwi-
schen Ost und West, in: Die Internationale Politik
1956/57, Miinchen 1961; F. I. Qubain, Crisis in Leba-
non, Washington 1961; M. S. Agwani (Hrsqg.), The
Lebanese Crisis 1958, Bombay 1965 (Dokumenten-
sammlung); H. Henle, Der neue Nahe Osten,
Frankfurt/Main 1972; M. Colombe, Orient Arabe et
Non-Engagement, 2 Bande, Paris 1973. Zur aktuel-
len Situation vgl. die in Anmerkung 54 genannten
Quellen.

%) Konvention
S. 163 1.

in Hurewitz, op.cit, Bd.1,
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setzte. Bis zur Unabhdngigkeit im Jahre 1943
war das Land nun eine franzosische Quasi-
Kolonie.

Nach dem Zweiten Weltkrieg iibernahmen die
USA weitgehend das franzosisch-englische ko-
loniale Erbe im Nahen Osten. Nun hatten sie
die ,Interessen des Westens" dort durchzuset-
zen. Im Libanon wurden sie 1958 dazu aufge-
rufen: Nach dem Suez-Krieg von 1956 drohten
die ,pro-westlichen" Regierungen der Region
von der von Agypten ausgehenden anti-impe-
rialistischen Welle hinweggespiilt zu werden.
1958 schien auch die Basis der Existenz des Li-
banon von Panarabismus und arabischem So-
zialismus bedroht (Vereinigung Agyptens und
Syriens, Revolution im Irak). Prasident Scha-
mun, der die Annahme der Eisenhower-Doktrin
1957 im Libanon durchgesetzt und dadurch nach
Ansicht seiner Gegner den Nationalpakt von
1943 verletzt hatte, rief amerikanische Trup-
pen zu Hilfe, als sich die regionalen, interna-
tionalen und internen Spannungen in einem
Birgerkrieg entluden. Zwar griffen die
US-Marines nicht direkt in die Kampfe ein,
doch unter dem Druck ihrer Prasenz fand man
einen politischen Ausweg aus der Krise, die
«Ruckkehr zum Nationalpakt”, d.h. Verzicht
auf Inkorporierung des Libanon in ein westli-
ches Biindnissystem einerseits und in eine
arabische Staatenkonfoderation andererseits.

Auch in den Jahren 1975 und 1976 gab es
Rufe nach amerikanischer oder franzosischer
Intervention (sogar Dschanbalat forderte ein
militarisches Eingreifen Frankreichs, als regu-
lare syrische Verbdnde im Libanon einmar-
schierten); doch sie muBten ungehort verhal-
len, Die internationale und regionale Situa-
tion hatte sich seit 1958 grundlegend gewan-
delt. Die potentiellen Verteidiger der ,Inter-
essen des Westens” waren nicht mehr fahig
und auch nicht mehr willens, diese Interessen
mit den Zielvorstellungen einer der beiden
Biirgerkriegsparteien zu identifizieren. Die
Maroniten etwa horten von franzosischen,
amerikanischen und vatikanischen Vermitt-
lern nichts als Kompromifivorschlage, die teil-
weise auch noch mit dem syrischen Nachbarn
abgesprochen waren.

Im Zeichen der Detente wurde versucht, die
internationale Dimension der Krise zu ,regio-
nalisieren”. Dies war um so leichter méglich,
als einerseits die internationale Dimension
der libanesischen Krise nicht die Auseinan-
dersetzung um die politische Ordnung des
Landes ist (etwa ,Moskau-Kommunismus"
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versus ,westliche Demokratie”) #7), sondern
ihre Verkniipfung mit dem arabisch-israeli-
schen Konflikt, und als andererseits Syrien in
einer Weise zu handeln bereit war, die den
»Interessen des Westens” entgegenkam, wenn
nicht ihnen sogar entsprach.

Die Frage nach der Zukunft des Libanon
nach einer syrischen Intervention erschien
belanglos angesichts der Chance, ein gravie-
renderes Problem — den Palastina-Konflikt —
aus der Welt schaffen zu koénnen. Die Opfe-
rung der Souverdnitat des Libanon auf dem
Altar nahostlicher Stabilitat erschien schon
deshalb keineswegs skandalos, weil die Ma-
roniten, bevor reguldre syrische Truppen An-
fang Juni 1976 als ,Retter der Christen” die
Grenze iiberschritten, sich in hochster Be-
drangnis befanden — dies nicht zuletzt auf-
grund friherer syrischer Unterstiitzung fir
die Biirgerkriegsgegner der Maroniten,

Die grundsatzlichen syrischen Intentionen lie-
gen ebenso wie diejenigen der anderen im
Libanon-Konflikt  engagierten  arabischen
Staaten trotz des verwirrenden Augenscheins
ziemlich klar auf der Hand: Es geht in erster
Linie um die Ermoglichung einer Verhand-
lungslésung des Palastina-Konflikts, Fir ei-
nen solchen Weg pladieren vor allem Agyp-
ten, Saudi-Arabien, Jordanien — und Syrien.
Dagegen arbeiten besonders Libyen und der
Irak, die daher die Pax Syriaca im Libanon
mit allen Mitteln zu verhindern trachteten.
Dadurch, daB sich Agypten voriibergehend
.auf die falsche Seite” stellte, sollte das syri-
sche Regime gezwungen werden, seine Aktio-
nen mit gleichgesinnten Regierungen zu koor-
dinieren; ein allzugroBer Machtzuwachs fiir
Syrien sollte verhindert werden.

Eine Verhandlungslosung setzte aber die Do-
mestizierung des paldstinischen Widerstands,

47) Harald Vocke, der die Berichterstattung und
die Leitartikel der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung uber die libanesische Krise dominiert, denkt
noch in den Kategorien von 1958. Nach ihm ist
der Biirgerkrieq ein Werk Moskaus; die Amerika-
ner hatten den Sowjets das Feld iiberlassen. Vgl.
z.B. FAZ vom 2. 4, 1976 (,Auf ein Wort Solda-
tows”), 14. 4. 1976 (Leitartikel ,Moskaus Macht-
kampf in Beirut”), 9. 11. 1976 und 11. 11. 1976 (Leit-
artikel ,Die Rolle Moskaus in Arabien”). Als
selbsternannter Reprdsentant der ,christlichen Sa-
che" im ,Westen” fiihrt er einen Kreuzzug gegen
,Linke” und Paldstinenser. Letzteren wirft er in
Verkennung der Gegebenheiten global vor, sie
wollten ,alle Macht” im Libanon an sich reiBen
(z.B. FAZ vom 23. 9. 1976, ,Arafat zertrimmert
eine Demokratie”). Auch Sadats volte face mufite
ihm daher unverstdndlich bleiben (z.B. FAZ vom
19. 6. 1976 und vom 24. 7. 1976).
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insbesondere der ,Ablehnungsfront” %) vor-
aus, die ihre Basis im Libanon hatte und die
jede nicht-maximalistische, nicht-revolutionare
Losung des Palastina-Problems verwarf. Da
die syrische Politik aber auch auf den Wider-
stand der PLO stieB, forderte der syrische
Staatsprdasident — vorerst vergeblich — die
Ablosung des Vorsitzenden des Exekutivkomi-
tees der PLO, Arafat, der wohl durch Mubhsin,
den Chef der Syrien ergebenen Widerstands-
organisation Saiga, ersetzt werden sollte. Am
24, November 1976 schlug die Damaszener Par-
teizeitung Bath sogar vor, die PLO von der
nachsten Sitzung des Palastinischen National-
rats auszuschlieBen, weil sie einerseits diskre-
ditiert und andererseits unfahig sei, uber eine
Beteiligung an der Genfer Konferenz und die
Etablierung eines palastinensischen Staates
(Westjordanien und Gazastreifen) zu diskutie-
ren **) — inzwischen ist sie dazu fdahig.

Natiuirlich verfolgt Syrien auch direkte Inter-
essen im Libanon, die sich hinter den Begrif-
fen Vermittlung, Wahrung des Gleichge-
wichts und Verhinderung der Teilung des
Landes verbergen; sie sind noch nicht eindeu-
tig zu erkennen. Solange die Maroniten auf

dem Vormarsch waren — bis Ende 1975 —

.vermittelte” die syrische Regierung zugun-

Die Prasenz palastinischer Flichtlinge und
Vertriebener im Libanon, die iiberwiegend in
Lagern lebten und von denen nur eine Min-
derheit im 6konomischen und intellektuellen
Leben des Landes (nicht im politischen) wirk-
lich FuB fassen konnte, war bis zur Grundung
der PLO im Jahre 1964 relativ unproblema-
tisch. Die militarisch-politische Bedeutung,
welche palédstinische Organisationen nach
dem Juni-Krieg von 1967 gewannen, warf
schlieBlich ernsthafte Probleme auf, zumal sie
seit Oktober 1968 Operationsfreiheit im Sid-
libanon fur sich in Anspruch nahmen und
darin von anderen arabischen Regierungen,
insbesondere der syrischen, unterstitzt wur-

%) Sie setzt sich zusammen aus der Volksfront
fir die Befreiung Palastinas (Habasch), der Volks-
front fiir die Befreiung Paldastinas — Generalkom-
mando, der Arabischen Befreiungstront (pro-ira-
kisch) und der Volkskampffront.

) Le Monde vom 26.11. 1976; vgl. auch die pro-
syrische Stellungnahme des Pridsidenten des Pald-
stinischen Nationalrats in: France Pays Arabes,
INr. 63, 1976, S. 31—33.
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sten der Gegner der Maroniten. Als sich die
Waagschale allzusehr auf die Seite der ,Na-
tionalen Bewegung” und der Paldstinenser
neigte, ,vermittelte” Damaskus fiir die maro-
nitische Sache. Der nicht gerade exorbitante
Preis dafiir war der ,Neue Nationalpakt" vom
Februar 1976 mit seinem schihabistischen
Programm, auf dessen Basis der syrische Kan-
didat fur die Prasidentschaft, Sarkis, sein Amt
ausiiben sollte ),

Ein aul den syrischen Schiedsrichter angewie-
senes, gesamtarabisch denkendes und han-
delndes ,progressives” Regime (Sarkis ist ne-
ben Schihab selbst der bekannteste ,Schi-
habist”) sollte etabliert, die ,Nationale Bewe-
gung” auseinanderdividiert, die libanesischen
und palastinischen ,Extremisten” isoliert
werden. Da die ,Nationale Bewegung” und
die Paldstinenser diese syrische ,Vermitt-
lung” jedoch nicht akzeptierten, wurden sie
in der zweiten Hdlfte des Jahres 1976 milita-
risch unterworfen. Wie intensiv Syrien die
Rolle des Protektors zu spielen gedenkt, wird
die Zukunft zeigen. Die Spekulation daruber
ist keinesweqgs erleichtert worden, als im Ja-
nuar 1977 mit der Verhangung der totalen
Zensur ein Vorhang des Schweigens vor dem

‘Libanon niederging.

Die palastinische Dimension ')

den. Die herrschende Schicht des Libanon,
vor allem christliche Politiker, stand einer
solchen Operationsfreiheit ablehnend gegen-
uber, da sie die seit 1949 verfolgte Politik des
Heraushaltens aus den direkten arabisch-
israelischen Auseinandersetzungen gefdahrdet
hatte. Doch die tuberwiegende Mehrheit
der muslimischen Bevolkerung und eine wach-
sende Anzahl junger, mehr oder weniger

) Dies sah =z B. ausdriicklich die syrisch-
paldstinische Vereinbarung vom 29.7. 1976 vor: Le
Monde vom 31.7. 1976.

*1) Zur Situation und Rolle der Paldstinenser im
Libanon vgl. M. Kischli, op. cit,, Nachwort von B.
Tibi; F. Steppat, Der Mittelostkonflikt nach dem
Krieg von 1967, in: Die Internationale Politik
1968—1969, Miinchen 1974; T. Rubin, Palestinians
in Beirut, in: New Outlook, Bd. 18/1, 1975; B. Sir-
han, op. cit.; E. Stemer-Picard, Le Liban et la Rési-
stance Palestienne, in: Revue Francaise de Scien-
ce Politique, Bd. 25, 1975; Salibi, Cross Roads to
Civil War; H. Sirriyyeh, op. cit.; ausfiithrliche Ana-
lysen des Problems aus paldstinischer Sicht vor
allem in Schuun Filastiniyya, Bd. 43, 46, 47, 50/51,
52, 53/54 und 55, 1975—1976 (anschlieBende Bande
sind hier nicht mehr eingetroffen).
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revolutionarer  christlicher Intellektueller
hielt diese ,Neutralitat" im paldastinischen
und gesamtarabischen Schicksalskampf fiir
zunehmend unertraglich und unterstitzte da-
her den Anspruch der Paldstinenser. Die alte
Auseinandersetzung um Rolle und Identitat
des Libanon war in neuem Gewande akut ge-
worden.

Christliche Politiker und hohe Militars argu-
mentierten vor allem mit dem Begriff der
Souverdnitdat des Libanon, die unantastbar
und unverzichtbar sei. Doch ging es dabei na-
turlich nicht um ein abstraktes Prinzip. Viel-
mehr hatte die Auseinandersetzung auch eine
reale innenpolitische, d.h. machtpolitische
Bedeutung. Eine Integration der Paléastinen-
ser, gar die Gewahrung der Staatsbiirger-
schaft nach jordanischem Vorbild, hatte den
konfessionellen Status quo endgiiltig zerstort,
da die Paldstinenser zu 80 % Muslime sind.
Nur wenige voll integrierte Angehdrige der
zumeist christlichen palastinischen Bourgeoi-
sie, die auBerhalb der Lager lebten, hatten die
Chance, libanesische Staatsbirger zu werden.
Der Versuch, das politische System zu kon-
servieren, hatte nur Aussicht auf Erfolg,
wenn die Paldstinenser in ihren Lagern blie-
ben. Sie in den Wirtschaftsprozell einzuglie-
dern, d. h. ihnen Arbeitsplatze zu beschaffen,
ware man ohnehin nicht imstande gewesen.
So durfte die Bevolkerung der Flichtlingsla-
ger nicht einmal ihre Kinder in libanesische
Regierungsschulen schicken.

In den Augen der Angehorigen der libanesi-
schen Oligarchie jedweder Konfession zeich-
nete sich aber eine noch grofere Gefahr ab:
Das revolutionare Potential der Palastinenser
wurde erkannt und genutzt, zuerst wohl von
den libanesischen Kommunisten, dann aber
auch von anderen ,fortschrittlichen Kraften”.
Ihr zahlenmdBiges Gewicht und vor allem ihr
militarisches Potential wurde im Wege einer
Biindnispolitik fiir den innerlibanesischen
Machtkampf erschlossen.

Auch wenn ,birgerliche” Palastinenserfihrer
zunachst Vorbehalte gegen eine zu enge
Liierung mit der libanesischen Linken anmelde-
ten, blieb ihnen nach der Liquidierung der pa-
lastinischen Prasenz in Jordanien 1970/71 kei-
ne andere Wahl als die Hand eines jeden zu
ergreifen, der sie ihnen entgegenstreckte. Der
Libanon, vor allem der Siiden des Landes
(,Fatahland"), war zu ihrem letzten Refugium
geworden, zum letzten Gebiet, in dem sie sich
noch relativ ungehindert bewegen konnten.
In keinem anderen arabischen Land genossen
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sie noch dhnliche Freiheiten, und im Libanon
wurden diese nun von den Maroniten be-
droht. Selbst auf die Gefahr hin, als Palasti-
nenser in innerlibanesische Auseinanderset-
zungen hineingezogen zu werden, mufiten die
Chancen eines Bundnisses mit moglichst vie-
len politischen Gruppierungen im Libanon ge-
nutzt werden, auch mit den Kommunisten.
Zur Feier des 50jahrigen Bestehens der Liba-
nesischen Kommunistischen Partei im Okto-
ber 1974 betonte daher die PLO, daB ,die Li-
banesische Kommunistische Partei ein essen-
tieller Verbiindeter der paldstinischen Revo-
lution” sei ),

Doch weder die palastinische Bewegungsfrei-
heit noch erst recht diese Biindnispolitik wa-
ren die christlichen Politiker und Armeefiih-
rer hinzunehmen bereit. Ihnen schwebte letzt-
lich eine Losung des Problems vor, wie sie
1970/71 in Jordanien durchgesetzt wurde. Die
erste Runde der bewaffneten Auseinanderset-
zungen zwischen christlichen Milizen und
Armee-Einheiten einerseits und Palastinensern
und ihren libanesischen Sympathisanten ande-
rerseits endete im November 1969 mil der viel-
zitierten ,Vereinbarung von Kairo" ), wel-
che den Paldstinensern Autonomie in ihren
Lagern und weitgehende Bewegungsireiheit
an der ,Front" brachte.

Doch so wie diese Runde durch den israeli-
schen Uberfall auf den Zivilflughaten von
Beirut Ende Dezember 1968 ausgelost worden
war, so setzten die Israelis durch ihre Vergel-
tungsschldage gegen tatsdchliche oder angebli-
che Paldstinenserstiitzpunkte im Libanon stels
aufs neue Feuer an die Lunte. Die Ermordung
von drei Palédstinenserfithrern durch ein israe-
lisches Kommando im April 1973 trieb das
Land erneut an den Rand des Burgerkriegs.
Zwar wurde daraufhin, im Mai 1973, das Ab-
kommen von Kairo (Rechte und Pflichten der
Palastinenser im Libanon) in modifizierter
Form bestdtigt. Doch das Grundproblem war
naturlich nicht gelost. Wahrend die israeli-
schen Angriffe auf den Libanon von der einen
Seite als Argument dafiir vorgebracht wur-
den, die Bewegungsfreiheit der Paldastinenser
drastisch zu beschneiden, hielt die andere
Seite es fiir geboten, die Palastinenser nun
endlich uneingeschrdankt zu unterstiutzen und
den Libanon durch den Ausbau der Armee in
Verteidigungsbereitschaft zu versetzen. Die
israelischen Aktionen hatten auch zur Folge,

3%) Couland, Le parti communiste libanais, S. 61.
53) In: Problemes Politiques et Sociaux, Nr. 291,
1976, 8. 33 f.
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daB einerseits die schiitischen Fliichtlinge aus
dem Siden buchstdblich in die Arme der
kommunistischen Parteien gebombt wurden
und daB andererseits die traditionellen musli-
mischen ,Fuhrer" zunehmend zu Gefangenen
der muslimischen ,Massen” wurden.

DaB sich Unheil zusammenbraute, war daran
zu erkennen, dafB sich alle Seiten hektisch be-
waffneten. Der Bilirgerkrieg begann mit
Massakern und schweren Kampfen zwi-
schen Kataib-Milizen und Palastinensern am
13. April 1975. Als diese anfanglich maroni-
tisch-palastinischen Zusammenstofe im Mai
die Form einer innenpolitischen Kraftprobe
annahmen, versuchte Arafat mit gréBter An-
strengung, die PLO offiziell aus den Ausein-
andersetzungen herauszuhalten, indem er sie
als rein libanesische Angelegenheit deklarier-
te. Bis zum Ende des Jahres 1975 trat er fort-
wdhrend als ,Vermittler auf und die von
ihm befehligten Militdreinheiten allenfalls als
+Ordnungskrafte”. Wie hdtte er sonst auch
die Vision von einem kiinftigen demokrati-
schen, sdkularisierten Palastina, in dem Ju-
den, Muslime und Christen briiderlich mitein-
ander leben wiirden, weiter verkiinden kon-

Bevor die direkte syrische Militarintervention
die Koalition der panarabischen, syrisch-na-
tionalistischen, muslimischen, sozialistischen,
kommunistischen und paldstinischen Gruppen
in ein groBes anti-syrisches und ein kleines
pro-syrisches Lager spaltete, gehorten zu die-

) Berichte und Analysen zur Entwicklung der
beiden letzten Jahre: F. Belmont, Le Drame du
Liban, in: Le Monde Moderne, Nr. 11, 1975/76; T.
Desjardins, Le Martyre du Liban, Paris 1976; Guer-
re Civile au Liban, Sonderheft von Problémes Po-
litiques et Sociaux, Nr.291, 1976 (Dokumente,
Stellungnahmen, Interviews); A. Hottinger, Der
Biirgerkrieg im Libanon, in: Europa-Archiv, Folge
3/1976; W. Kéhler, op.cit,; Le Liban en Guerre,
Sonderheft von France Pays Arabes, Nr.63, 1976
(Stellungnahmen und Interviews); E. Picard, Liban:
Guerre Civile, Conflit Regional, in: Maghreb-
Machrek, Nr.73, 1976; A. Rabab, Démembrement
du Liban et Conflit Israélo-Arabe, in: Le Monde
Diplomatique, Nr. 270, Septembre 1976; E. Rouleau,
La Syrie dans le bourbier libanais, in: Le Monde,
1—5.6. 1976; K.S. Salibi, Cross Roads to Civil
War; F. Stoakes, The Civil War in Lebanon, in:
The World Today, Bd.32/1, 1976; P. Vallaud, Le
Liban au Bout du Fusil, Paris 1976; The Daily Star
(Beirut) vom 28. und 29. 8. 1975 (Plattformen des
Islamischen Rats und der Maronitischen Liga);
laufende ausfiihrliche Berichte und Interviews in:
Le Monde, Dokumente und Analysen in: Maghreb-
Machrek.

nen, wenn die Paldstinenser in ihrem multi-
konfessionellen Gastland offen Partei gegen
eine der Gemeinschaften ergriffen hatten!
Doch jedermann wubite, daB zumindest Waf-
fen auch aus den Arsenalen der Fatah in die
Hande ihrer libanesischen Verbiindeten ge-
langten (ebenso wie bekannt war, daB die
christliche Armeefiihrung den Phalanges
schwere Waffen zuspielte, weil die Armee
selbst nicht in den Konflikt eingreifen konnte,
ohne zu zerbrechen, — was schlieBlich doch
nicht zu verhindern war).

Anfang 1976 zwangen die christlichen Milizen
durch ihre Angriffe auf Flichtlingslager die
PLO-Fuhrung, ihre bisherige Haltung aufzuge-
ben, ,die Maske fallen zu lassen”, wie man
sagte. Nicht nur die ,Ablehnungsfront”, die
sich ohnehin nicht um die PLO-Politik ge-
kiimmert hatte, die Palastinenser insgesamt
sollten als Biurgerkriegspartei ,demaskiert”
werden. So gelang es der PLO nicht, die ,pa-
lastinische Revolution” in dieser Krise zwi-
schen Scylla und Charybdis hindurchzusteu-
ern; das Ergebnis scheint zu sein, daB sie jede
Hoffnung auf ,revolutionare” Losungen des
Palastina-Problems aufgeben mul.

Die Biirgerkriegsparteien %)

ser Koalition, um mit dem militarisch wichtig-
sten Teil zu beginnen, alle palastinischen Or-
ganisationen, ob marxistisch oder ,biigerlich”,
ob ,unabhédngig”, pro-syrisch oder pro-irakisch
orientiert. Zu den im Libanon stationierten
Kampfverbanden der einzelnen Gruppen ka-
men Anfang 1976 drei Brigaden der Befrei-
ungsarmee Paldstinas aus Syrien, dem Irak
und Agypten hinzu.

Die libanesische ,Nationale Bewegung” be-
stand vor allem aus der a) Fortschrittlich-So-
zialistischen Partei Dschanbalats, der auch als
Sprecher der Gesamtbewegung fungierte, b)
der Libanesischen Kommunistischen Partei, der
Organisation der Kommunistischen Aktion
(unabhdangige Marxisten, die besonders den
Fithrungsanspruch Moskaus ablehnen) sowie
einigen marxistischen Splittergruppen, c) fiinf
verschiedenen nasseristischen Gruppen (vor
allem der Unabhédngigen Nasseristischen Be-
wegung und der Union der Krafte des Arbei-
tenden Volkes), d) der allerdings in verschie-
dene Richtungen gespaltenen Syrischen Sozial-
Nationalistischen Partei (die seit einigen Jah-
ren mit der libanesischen Linken zusammen-
arbeitet), e) der syrischen und der irakischen
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Bath-Partei im Libanon, f) der Nadschada-Par-
tei, g) der Bewegung des 24. Oktober (auf
Tripolis beschrankt), h) der Bewegung der
Entrechteten des schiitischen Imans Musa
as-Sadr (der sich aber bereits im Januar 1976
von der ,Nationalen Bewegung" abwandte
und direkte Verbindungen zu Syrien ankniipf-
te). Die meisten dieser Parteien und Gruppen
schickten Kampfverbande in den Biirgerkrieg,
zu denen noch ,Kampfer" anderer Gruppen
(z. B. der Muslimbriider) und Privatmilizen
mehr oder weniger zweifelhafter Natur hinzu-
kamen. Die wichtigsten Verbande waren die
Milizen der Kommunisten und der So-
zial-Nationalisten, die Murabitun der Unab-
hangigen Nasseristen, die Drusen Dschanba-
lats und schlieBlich Teile der zerfallenen liba-
nesischen Armee, vor allem die sog. Armee
des arabischen Libanon.

Dieser Vielfalt von Parteien und Milizen
stand auf der anderen Seite die ,Libanesi-
schen Front" gegeniiber, in erster Linie beste-
hend aus der Kataib-Partei, welche die uber-
wiegende Mehrheit der maronitischen Ge-
meinschaft reprasentiert, den Nationallibera-
len Schamuns, der groBbiirgerlichen Maroni-
tischen Liga und dem Orden der Maroniti-
schen Monche. Der Nationale Block Iddis
hielt sich von dieser Front fern; sein Fuhrer
wollte sich wohl tur eine Ubernahme der po-
litischen Fuhrung nach dem Birgerkrieg be-
reithalten. (Ein ahnliches Kalkul konnte man
auch bei traditionellen muslimischen ,Fih-
rern” wie Karami und Salam entdecken.) Der
wichtigste militdarische Arm der ,Libanesi-
schen Front' waren die Kataib-Milizen; hin-
zu kamen die ,Tiger" (die Privatmiliz
Schamuns), die Befreiungsarmee von Zaghar-
ta des ehemaligen Prasidenten Farandschiyya,
die ,Wachter der Zeder" (klerikal-extre-
mistische Maroniten), ein Teil der zerfal-
lenen libanesischen Armee sowie eine Rei-

Ausblick

Als eindeutige Verlierer der Auseinanderset-
zungen der beiden vergangenen Jahre sind
der Libanon als sozio-politische Entitat und
die Palastinenser hervorgegangen. Keine der
beiden libanesischen Burgerkriegsparteien hat
jedoch eine Entscheidung zugunsten der eige-
nen Zielvorstellungen herbeifiihren konnen.
Gemeinsam stehen sie nun vor einem Mas-
sengrab von mindestens 70 000 Menschen in-
mitten eines Trummerfeldes. Man braucht
kein Prophet zu sein, um sagen zu konnen,
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he kleinerer, meist lokaler bzw. maximalisti-
scher Gruppen und Kampfiverbdande.

Beide  Burgerkriegsparteien, insbesondere
aber die anti-maronitische Koalition, waren
also sehr heterogen zusammengesetzt. Die
einzelnen Gruppen auf beiden Seiten verfolg-
ten teilweise sehr unterschiedliche langfristi-
ge Ziele. Das jeweils gemeinsame kurzfristige
Minimalziel konnte nur allgemeiner Natur
sein. Wollte man gemeinsame Ziele haben,
durfte man sich nicht auf Details einlassen.
Das allgemeinste Ziel der ,Libanesischen
Front" war ein weitgehendes Festhalten am
Status quo, an den grundlegenden Prinzipien
der libanesischen Existenz. Die ,Nationale
Bewegung" erstrebte aber eine grundlegende
Veranderung des Status quo. Das eigentliche
Ziel war, in historischer Perspektive zu ver-
deutlichen, was Wahrung und Revision des
Status quo jeweils bedeuten: Revision, das
heiBt Abschatfung des Konfessionalismus (im
Sinne einer prinzipiellen Transformation des
politischen und administrativen Systems); deut-
liche Starkung des arabischen Charakters des
Libanon, konkret etwa durch aktive Unterstiit-
zung des Kampfes der Palastinenser; Beseiti-
gung der sozialen, okonomischen und regio-
nalen Ungleichheiten, u. a. durch eine Agrar-
reform, durch Industrialisierung, durch eine
Steuerreform, durch den Ausbau des staat-
lichen Schulsektors. Aufrechterhaltung des Sta-
tus quo bedeulel: keine grundlegende Ver-
anderung des politischen Systems; Wahrung
des unverwechselbaren Charakters des Liba-
non und der Grundprinzipien seiner liberalen
Wirtschaftsordnung; Verteidigung der Integri-
tat und Souverdnitat des Landes auch gegen-
iiber den ,Anmafungen der Palastinenser”,
d. h. aber Zerschlagung des Biindnisses der
.Nationalen Bewegung” mit den Paldstinen-
sern und Liquidierung ihrer Militarbasen auf
libanesischem Boden.

daB es weder moglich sein wird, den alten
Libanon zu restaurieren, noch daB sich ein
neuer wie Phonix aus der Asche erheben
wird, wie dies der Mystiker Dschanbalat im-
mer wieder zu suggerieren versuchte %%). Die
syrische Intervention hat nicht nur die maxi-

%) Vgl. z.B. Le Monde vom 5. 6. 1976 (die Gewalt
sei die bewegende Kraft der Geschichte, der Biir-
gerkrieg ermogliche die geistige Wiedergeburt des
libanesischen Volkes, ja der ganzen arabischen
Welt).
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malistischen Trdume von einem sozialisti-
schen, revolutionar-avantgardistischen Liba-
non einerseits und von einer unverfalschten
und unberithrbaren maronitischen Republik
andererseits zunichte gemacht; sie hat auch
jene martialischen Ideologen desavouiert,
nach deren Vorstellungen der Krieg ,eine ge-
reinigte Ausdehnung der Politik" ist %9),

Zundchst hat nun ein Kabinett unpolitischer
Experten, teilweise ehemaliger Schihabisten,
die Aufgabe, unter syrischer Leitung den
Wiederaufbau des Landes in die Wege zu lei-
ten. Aber wie lange und in welcher Form

#) So A. Al-Azmeh, The Progressive Forces, in:
R. Owen (Hrsg.), op. cit., S. 66.

auch immer die Syrer im Libanon  prasent
bleiben werden, bei der politischen Neuord-
nung des Landes wird man erneut nach Kom-
promififormeln suchen miissen, auch wenn es
nicht mehr die alten Formeln sein konnen.
Die traditionellen ,Fiihrer” und Clans werden
diese aber nicht mehr allein aushandeln koén-
nen; der Krieg hat sie in den Hintergrund ge-
drangt. Die ,lebendigen Krafte des Lan-
des” %7), als welche sich die Aktivisten bei-
der Biurgerkriegsparteien verstehen, werden
diese in erster Linie zu finden und zu ver-
wirklichen haben — ob in Abhdngigkeit oder
in Unabhangigkeit.

57) Le Monde vom 5. 6. 1976 (Baschir Dschu-
mavyvil).
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Aref Hajjaj

Zur inneren Stabilitat

und auBenpolitischen Handlungsfreiheit Agyptens

I. Agyptens innenpolitische Szene im Zeichen der politischen

Der faktische Bruch mit dem Sozialismus

Dem wverbalen Bruch Prdsident Sadats mit
dem Nasserismus') in Agypten folgte konse-
quenterweise die Abrechnung mit der herr-
schenden Idee des alten Regimes, dem sog.
arabischen Sozialismus. Sadat macht heute
die quasi sozialistische Praxis der Ara Nasser
verantwortlich fiir den Biirokratismus und den
defizitdren Staatshaushalt sowie fiir die Iso-
lierung Agyptens von der westlichen Welt
und seine straffe Bindung an die sowjetische
Politik.

Der ProzeB der Anpassung der dgyptischen
Massenmedien an diesen von der Exekutive
vorgenommenen Wandel ist bemerkenswert
fortgeschritten. Galt der Sozialismus in der
Ara Nasser und in der Frithphase des Regi-
mes Prdsident Sadats als eine Art unantastba-
ren Heiligtums, so wird er heute lediglich von
kleinen intellektuellen Zirkeln wie den Zeit-
schriften ,At-Talia” und ,Rose el-Yousef” o6f-
fentlich und kampferisch vertreten. Die maB-
geblichen Massenmedien wie die liberalbur-
gerliche Zeitung Al-Ahram, die konservative
Wochenschrift Al-Musawwar und vor allem
die rechtsorientierten Bldtter des Verlags
Akhbar el-Yom zeichnen ein dusteres Bild des
Sozialismus Nasseristischer Pragung und pla-
dieren fiir die Ubernahme liberal-biirgerlicher
Gesellschaftsformen in Agypten.

Die einst machtige Einheitspartei, die Arabi-
sche Sozialistische Union (ASU), befindet sich
heute — wie noch zu zeigen ist — im Stadium
der Auflésung und hat lediglich die Aufgabe,

1) Vgl. Aref Hajjaj, Der Bruch mit dem Nasseris-
mus in Agypten, in: Europa-Archiv, Folge 20/1974,
S. 707 ff,

Dieser Beitrag beruhl auf einem Diskussionspapier,
daB der Veriasser im Rahmen eines von der Stif-
fung Volkswagenwerk gefdrderten Projekls iber
die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik
Deuischland und den arabischen Staaten vorgelegt
hat.
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und wirtschaftlichen Liberalisierung

die Ubertragung ihrer Machtbefugnisse auf die
inzwischen zugelassenen Parteien vorzuneh-
mernmn.

Meinungs- und Pressefreiheit

Die Abrechnung mit dem Sozialismus, die von
den Bldttern des Verlags Akhbar el-Yom of-
fen als Verurteilung des Regimes Nasser
schlechthin angesehen wird, deckt sich zeit-
lich mit der Verkiindung der Meinungs- und
Pressefreiheit durch die Administration Sa-
dats. In einer seit der vorrevolutiondren Zeit
Agyptens noch nie gekannten Scharfe werden
in den vorwiegend liberal-biirgerlichen und
den wenigen linksorientierten Publikationen
Minister und Parlamentarier angegriffen so-
wie wirtschaftliche und soziale MiBstande
wie Korruption, Vetternwirtschaft und soziale
Benachteiligung der tiberwdltigenden Mehr-
heit der Bevdélkerung angeprangert ®). Die als
profiliertestes Organ der dgyptischen Linken
geltende Monatszeitschrift At-Talia macht in
ihrer Kritik sogar vor dem amtierenden Mini-
sterprasidenten Mamduh Salem nicht balt.
Diesem wird vor allem in der noch zu behan-
delnden Parteienfrage der Vorwurf gemacht,
den gesamten Staatsapparat zugunsten einer
politischen Gruppe einzuseizen, die die Linke
als nicht reprdsentativ fiir die Mehrheit der
Bevoélkerung ansieht?®). In der dominierenden
rechtsorientierten Presse wird dagegen jede
Kritik an der neuen Sozial- und Wirtschafts-
ordnung der Regierung sogar als Ausdruck
des Ilhad (Atheismus) verteufelt. Die Ulem-
mas und die Moscheenprediger werden von
diesen Kreisen haufig zitiert, wenn es sich
darum handelt, linke Nasseristen wie Khaled

?) Ebenda. Vgl. auch Rainer Glagow, Einige
Aspekte der gegenwairtigen pclitisch-ideologischen
Diskussion in Agypten, in: Zeitschrift ,Orient”,
Hamburg, Marz 1975, S, 41 ff,

%) At-Talia, Dezember 1976, S.5ff., S.55; Néheres
iber die agyptische Linke in der (libanesischen)
Zeitschrift Assayad, 13. 1, 1977, S. 22 ff.
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Mohyiddin oder Kamal Rifat als ,verrateri-
sche” kommunistische Elemente propagandi-
stisch abzutun.

Bilanz der wirtschaftlichen Liberalisierungs-
politik (Infitah)

Als Alternative fiir die sozialistische Politik
Nassers wurde unter Sadat eine Politik des
sog. Infitah, d. h. der wirtschaftlichen Libera-
lisierung, vertreten, die bereits 1971, im
ersten Amtsjahr Sadats, verkiindet wurde.
Das Gesetz liber das Infitah wurde 1974 erlas-
sen; Ziel war die Schaffung von Anreizen fiir
auslandische Investitionen wie Steuererleich-
terungen und Befreiung der auslandischen In-
vestoren wvon der Zusammenarbeit mit der
zeitraubenden, ineffizienten Staatsverwaltung
durch die Griindung einer dem Ministerprasi-
denten-Biiro unmittelbar unterstellten Koordi-
nierungsstelle 4).

Eine Bestandsaufnahme der bis Ende 1975
durch ausldndische Investitionen begonnenen
oder durchgefiihrten Vorhaben ergibt indes-
sen eine sehr bescheidene Bilanz der Liberali-
sierungspolitik. Im Sektor der chemischen
und petrochemischen Industrieen handelt es
sich um insgesamt 42 Vorhaben mit einer Ge-
samtbeteiligung der ausldandischen Investoren
von 27 Millionen agyptischen Pfund (Gesamt-
kapital 39 Millionen agyptische Pfund), d. h,,
daB der Durchschnittsumfang eines Vorha-
bens geringer ist als eine Million agyptische
Pfund. Ahnliches gilt fiir die Beteiligung der
auslandischen Investoren an Vorhaben im
Bergbau und der Lebensmittelindustrie. Seit
Beginn der LiberalisierungsmafBnahmen wurden
insgesamt 128 Vorhaben in den verschieden-
sten Sektoren mit einer auslandischen Beteili-
gung von insgesamt nur 124 Millionen agypti-
schen Pfund durchgefiihrt 5).

Die Kairoer Wirtschaftszeitschrift Al-Ahram
al-Igtisadi stellt in diesem Zusammenhang
fest, daB es sich bei den in Agypten investie-
renden internationalen Firmen um Kkleinere
und mittlere Unternehmen handelt, deren En-
gagement in Agypten in erster Linie darauf

zuruckzufihren sei, daB sie aufgrund der wirt- .

schaftlichen Schwierigkeiten in ihren Heimat-

%) Die dgyptische Regierung beabsichtigt gegen-
wartig, dieses Gesetz dahin zu d@ndern, daB auslan-
dische Investoren mehr Steuervergiinstigungen
und Zollvorteile erhalten.

%) Vgl. die (agyptische) Wirtschaftszeitschrift al-
Ahram al-Iqtisadi, 15. 12, 1976, S. 15 f.
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landern auf ‘ausldndische Mairkte auswei-
chen. Hinzu kKommt nach Ansicht dieser Zeit-
schrift, daB die Unternehmen bei ihren Inve-
stitionen in Agypten konventionelle, weniger
hochentwickelte Technologien anwenden. Be-
teiligungen groBerer internationaler Unter-
nehmen und Bankinstitute sind dagegen sehr
selten ?).

Die wirtschaftliche Liberalisierungspolitik
(Infitah) hat auBerdem durch eine weitge-
hende Lockerung der Importbeschrankung zu
einer gewaltigen Erhohung des Einfuhrvolu-
mens gefiihrt. Da die Exportentwicklung je-
doch stagniert, sind die Schwierigkeiten der
Zahlungsbilagnz durch die Liberalisierungs-
maBnahmen entgegen urspriinglichen Erwar-
tungen der Regierungsstellen wesentlich ge-
stiegen 7).

Von amtlicher Seite werden solche Schwie-
rigkeiten auf die allgemeine Verschlechte-
rung der Weltwirtschaftslage (Weltrezession
und Inflation) sowie darauf zurlickgefiihrt,
daB Agypten unzureichende Wirtschaftshilfe
von den arabischen Erdolstaaten, den USA
und Westeuropa erhalte. Die dagyptische Re-
gierung betrachtet die Liberalisierungsmal-
nahmen nicht nur als nicht verantwortlich fiir
diese negative Entwicklung, sondern sie
glaubt dariiber hinaus, durch Ausweitung die-
ser MaBnahmen, d.h. durch eine starkere
marktwirtschaftliche Offnung Agyptens, die
Zahlungsbilanzprobleme besser meistern zu
konnen ¥).

Im November 1976 wurde die Regierung
Mamduh Salems umgebildet. Thr gehoren seit-
dem profilierte Anhédnger der sozialen Markt-
wirtschaft wie der stellvertretende Minister-
prasident fiir Wirtschafts- und Finanzfragen,
Kaissuny, Wirtschaftsminister Sayeh und Fi-
nanzminister Hamed an.

Kaissunys wirtschaftspolitisches Konzept geht
davon aus, daB die eskalierenden wirtschaftli-
chen MiBstinde in Agypten (Inflationsrate
von ca. 50 Prozent, hohe Auslandsverschul-
dung durch langfristige und kurzfristige Ver-
bindlichkeiten von 18 Milliarden Dollar, stark
defizitarer Staatshaushalt) nur durch Ahbau der
staatlichen Preissubventionen fiir Grundnah-
rungsmittel beseitigt werden konnen. Die po-
tentiellen Geldgeber Agyptens wie die arabi-
schen Erdglstaaten, die USA, der Internationale

%) Ebenda.

7) Ebenda.

8) Ebenda; vgl. die kritische Bewertung des ,Infi-
tah”, in: Rose el-Youssef, 17. 1. 1977, S. 16 ff.
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Wahrungsfonds und die Weltblank hétten, so
Kaissuny, die Gewdahrung weliterer Kredite
davon abhangig gemacht, dab die agyptische
Regierung glaubwiirdige MaBnalhmen zur Re-
duzierung des Defizits im Staatshaushalt un-
ternehme ¥).

Am 17. Januar 1977 beschloB die Regierung
eine drastische Preiserhéhung u. a. fiir Butan-
gas, Reis, Zucdker, Benzin und Zigaretten.
AuBerdem wurden die Zolle amf Luxusarti-
kel wie elektrische Gerdte umd Kraftfahr-
zeuge zum Teil verdoppelt. Vorangekiindigt,
aber noch nicht beschlossen wurde eine Re-
form des aus dem 19. Jahrhundert stammen-
den ' Steuersystems '), In langen Fernseh-
debatten erkldrte Kaissuny, daB die latent ge-
spannte Lage. im Nahen Osten entlang der
arabisch-israelischen Demarkationslinien eine
Kiirzung des Militarbudgets unméglich ma-
che 1), ;

Wegen der Preiserhhungen kam es in der
Industriestadt Heluan (Stahlwegke), spater
auch in Kairo, Alexandrien, Suez und Assuan
zu heftigen Massendemonstrationen gegen die
Politik Prasident Sadats. Zahlreiche Gebdude
wie Polizeistationen, Zeitungsverlage und in-
ternationale Hotels wurden angegriffen und
zum Teil angeziindet. Viele Demorestranten for-
derten die Absetzung Prédsident Sadats und
die Uberpriifung der liberalen Witrtschaftspo-
litik seiner Regierung.

Der aus korrupten und unterbezahlten Poli-
zisten bestehende Polizeiapparat war bald
nach Eskalierung der gewalttatigen Vorfdlle
nicht mehr Herr der Lage. Auf Befehl des Pra-
sidenten wurde die Armee gegen cie Demon-
stranten eingesetzt und ein Auwsgehverbot
iiber Kairo und Alexandrien verhdangt. Gleich-
zeitig wurden die neuen Wirtschatlisbeschliis-
se der Regierung mit Ausnahme der Zoll- und
Importerhéhungen auBer Kraft gesedzt 12).

Die Regierung machte ,kommutnistische”
Gruppen fiir die Ausbreitung der Unruhen
verantwortlich ¥). In Wirklichkeit sind mar-
xistische Gruppen in Agypten jedoch nur

® Vgl. al-Ahram, 18. 1. 1977; Siiddeutsthe Zeitung,

24, 1. 1977,
1) Zu den Wirtschaftsbeschliissen der* Regierung

vgl. al-Gumhuriya, 18. 1. 1977; Neue Ziircher Zei-

tung, 20. und 21. 1. 1977.
') Agyptisches Fernsehen, Abendprogramm, 18.1,
1977.

12) Vgl. NZZ, a.a.0. al-Ahram, 19,
1977. A
13) Vgl. al-Ahram, 21. 1. 1977, !

20., 21.1.
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schwach vertreten und haben kaum EinfluB-
moglichkeiten. Selbst wenn sie diesmal tat-
sachlich fiir diese Ereignisse verantwortlich
waren, so war der Erfolg ihrer Aktion primdr
darin begriindet, daB die Beschliisse der Re-
gierung, so dringend notwendig sie vom volks-
wirtschaftlichen Standpunkt waren, die unter
dem Existenzminimum lebenden Schichten hart
trafen.

Diese Ereignisse bedeuten politisch, daB Pra-
sident Sadats Regime gefdhrdet bleibt, solan-
ge er

a) zur Sanierung der dagyptischen Wirtschaft
keine geniigenden langfristigen Kredite erhalt
und

b) solange die stagnierende Lage im Nahen
Osten ihm nicht erlaubt, das Militarbudget er-
heblich zu kirzen.

Man hat bisher angenommen, daB unter den
beiden Hauptakteuren des Nahostkonflikts
(Agypten und Israel) zumindest eine Seite
iiber eine ausreichende innenpolitische Stabi-
litdt und Starke verfiigt. Dieser Eindruck muf
nach den jiingsten Kairoer Ereignissen korri-
giert werden.

Parteienbildung und -struktur

Eng verflochten mit dem wirtschaftlichen Li-
beralismus sind unter Prasident Sadat die po-
litischen LiberalisierungsmaBnahmen. Der
Aufhebung der Pressezensur (aufler, wie es
heiBt, in militdarischen Angelegenheiten) folg-
te, wenn auch sehr zogernd, die Zulassung
von politischen Parteien. Dies stellt insofern
ein Novum in der neuzeitlichen agyptischen
Politik dar, als die Revolution von 1952 den
Parteien-Pluralismus von Anfang an als scha-
digend und mit der Volkseinheit nicht verein-
bar ablehnte ).

Die Parteienbildung vollzog sich unter poli-
tisch wie ideologisch kiinstlichen Umstdanden:
Aus der sich auflésenden ASU wurden drei
Plattformen (Manabir) ins Leben gerufen, die
spater Parteien (Ahsab) genannt wurden. Zu-
vor war die Abschaffung eines Gesetzes iiber
die ,Nationale Einheit" erforderlich, dessen
Inhalt im Widerspruch zur Grindung von
Parteien stand 1%). Es handelt sich um folgende
Parteien:

14) Zur Parteienbildung in Agypten vgl. u.a. at-
Talia, a.a.O., Assayad, a. a.O., die (agypt.) Zeit-
schrift Akher Saa, 19. 1. 1977.
15) Vgl. al-Ahram, 2. 12, 1976.



a) die arabische sozialistische Partei Agyp-
tens,

b) die liberale sozialistische Partei,
c) die national-progressive Block-Partei,

Wihrend die Regierung Mamduh Salems und
somit also auch die Staatsspitze die Fihrung
der ersten, von nun an als die ,Partei der
Mitte” bezeichneten Partei fiir sich bean-
spruchte, wurden, auch von Amts wegen, die
der

zwei anderen Parteien als die Partei
.~Rechten” bzw. die der ,Linken" klassifi-
ziert.

, In Wirklichkeit sind die Unterschiede zwi-
schen der Partei der Mitte und der der Rech-
ten nur personalpolitisch von Bedeutung. An-
sonsten decken sich beide Parteien in der
Ubernahme der liberalen Wirtschaftsidee und
der ,reduzierten” westlichen Demokratiefor-
men. Beide Parteien, die rechte Partei etwas
artikulierter, sehen im Sozialismus nasseristi-
scher Pragung den wahren Grund fir die wirt-
schaftlichen und sozialen MiBstande Agyptens
und beide, die Mitte am starksten, stiitzen
sich in erster Linie auf die traditionellen
landlichen Groffamilien sowie die neukapi-
tasitischen Krdfte in den groBeren Stadten.
Die linke Partei ist dagegen eine streng mar-
xistisch orientierte Bewegung, die aufler ei-
nem begrenzten intellektuellen Kreis und ei-
nem Teil der organisierten Arbeiterschaft kei-
ne nennenswerte Anhdngerschaft unter den
breiten Massen der Kleinbiirger und Fella-
chen hat.

DaB diese Parteienlandschaft den agyptischen
Realitdten jedoch nicht voll Rechnung trdgt,
beweist vor allem die Tatsache, daB an den
Wahlen der neuen agyptischen Volkskammer
(September bis November 1976) neben den
752 Kandidaten der drei zugelassenen Partei-
en immerhin 908 Personen teilnahmen, die als
«~unabhangige Kandidaten" aufgetreten sind.
Diese bildeten jedoch keine politisch einheit-

liche Linie. Denn sie rekrutierten sich aus er-
klarten Gegnern der ASU, aus konservativen
wie progressiven Personlichkeiten sowie aus
Sympathisanten der noch verbotenen Moslem-
bruder-Partei %),

Bei den jingsten blutigen Unruhen in Agyp-
ten haben die drei Parteien weder bei der
Auslosung noch bei der Beilegung der Krise
eine nennenswerte Rolle gespielt haben.

Das aus insgesamt 360 Mandaten bestehende
Parlament setzt sich wie folgt zusammen:

Partei der Mitte: 280 Mandate
Partei der Rechten: 12 Mandate
Partei der Linken: 2 Mandate

Unabhéngige 49 Mandate 7).
Die iiberwaltigende Mehrheit der Mitte und
die klare Niederlage der linken Partei sind
u. a. auf die massive Beeinflussung der Wah-
ler durch die Regierungsstellen zuriickzufiih-
ren, die z. T. mit der provozierenden Parole
operierten: ,Mitte oder Atheismus”'®). Fast
die gesamte Presse stellt sich hinter die ,Par-
tei der Mitte”. Besonders eklatant wurde dies
durch die Tatsache, daB sdamtliche Herausge-
ber und Chefredakteure der Tageszeitungen
und Wochenzeitschriften nach der Grindung
der Parteien der Partei der Mitte demonstra-
tiv beitraten.

Wahrend man bei der wirtschaftlichen Libera-
lisierung von einer klaren Tendenzwende
sprechen kann, muB man die Entwicklung des
Parteilebens in Agypten noch abwarten, —
Die Auflosung der Parteien und die erneute
Etablierung einer, wenn auch nunmehr ,libe-
ralen” Einheitspartei scheint heute angesichts
der sensiblen Demokratieverhaltnisse und der
wachsenden politischen Unruhen im Land im
Zusammenhang mit der inzwischen revidier-
ten Preiserhéhung von Grundnahrungsmitteln
durchaus im Bereich des Moglichen zu liegen.

II. Agyptens Stellung in der arabischen Welt

Von der offensiven Konzeption Nassers zur
konzilianten innerarabischen Politik Sadats

Parallel zur Liberalisierung der innenpoliti-
schen’ und wirtschaftlichen Situation Agyp-
tens vertritt der agyptische Prasident Sadat
gegeniiber der arabischen Welt eine gemaBig-
te, konziliante Politik, die sich im wesentli-
chen von der offensiv ausgerichteten Konzep-
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tion des Panarabismus Nasserscher Pragung
unterscheidet. Zu Lebzeiten Nassers verstand
sich Agypten als eine revolutionire Ord-
nungsmacht der arabischen Welt, die sich mit
Hilfe einer Art ,Nasser-Doktrin” in die politi-

18) Vgl. at-Talia, Dezember 1976, S. 50 ff.

17) Ebenda, S.128; die restlichen Abgeordneten
wurden nicht gewahlt, sondern ernannt.

15) Ebenda, S. 51.
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schen Angelegenheiten einzelner Lander ein-
mischte und betreundete Regime sowie im
Untergrund operierende Freiheitshewegun-
gen mit Waffen unterstiitzte ). Das Jemen-
Engagement ) Agyptens in den sechziger
Jahren war der klarste Ausdruck der von
Nasser aktiv praktizierten panarabischen Poli-
tik. Das Scheitern dieses Engagements und die
Entstehung einer eher konservativen Kompro-
mif-Option im Jemen zeigte damals allerdings
sehr deutlich die Diskrepanz zwischen der von
oben oktroyierten panarabischen Konzeption
und den eher in den Kategorien des agypti-
schen Nationalismus denkenden &dgyptischen
Massen.

Das Regime Prasident Nassers stand mittelbar
oder unmittelbar hinter dem irakischen coup
d'état vom Juli 1958, dem Libanon-Konflikt
von 1958, dem libyschen Staatsstreich vom
September 1969 und hinter vielen Umsturz-
versuchen in Jordanien, Saudi-Arabien, Irak
usw, =

Vor allem der Libanon hatte den panarabi-
schen Fihrungsanspruch Agyptens am deut-
lichsten zu spuren bekommen. Viele einflufi-
reiche libanesische Politiker wurden uiber den
agyptischen Geheimdienst politisch und fi-
nanziell grofziigig unterstiitzt und eine Viel-
zahl von Zeitungen und Zeitschriften waren
lediglich Sprachrohre des agyptischen Regi-
mes. Der dgyptische Botschafter im Libanon
galt in der Ara Nasser als eine der grauen
Eminenzen der libanesischen Politik.

Unter dem Pragmatiker Sadat hat sich die in-
nerarabische Politik Agyptens grundlegend
verandert. Er verliel vollig die revolutionare
Linie seines Vorgangers, verwarf die Einmi-
schung in die Angelegenheiten anderer arabi-
scher Staaten und verfocht statt dessen eine
ideologisch neutrale innerarabische Politik
der Versohnung und MaBigung.

Der Abrechnung mit den beriichtigten in-
nenpolitischen ,Machtzentren” (Marakiz al-
Qiwa) ') des nasseristischen Apparates in
Armee, Verwaltung und Geheimdienst im Mai
1971 folgte eine spiirbare Reduzierung der Ta-

¥) Hajjaj, a.a.0., iiber Nassers Panarabismus
vgl. Malcolm Kerr: The Arab Cold War (1958 bis
1964), London, New York, Toronto 1965; vgl. auch
Peter Mansfield, Nassers Egypt, London 1969.

%) Siehe William E. Griffith, Verdndertes Ge-
wicht der Weltmdchte im Nahen Osten, in: Euro-
pa-Archiv, Folge 23/1975, S. 720.

*!) Uber die ,Machtzentren” vgl. Moussa Sabri,
Wataiq 15 Mayo (Die Dokumente des 15.5.
[1971]), Kairo 1977, S. 11 ff.
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tigkeit der &gyptischen Nachrichtendienste
im Ausland und ein Verzicht auf die Unter-
stutzung der bisher als einfluBreich und ge-
firchtet geltenden nasseristischen ,Kader” in
den arabischen Staaten. Von nun an traten
die auBenpolitischen Beziehungen Agyptens
zur arabischen Welt in eine neue Phase der
Befriedung ein. Die spater entstandenen inner-
arabischen Konflikte hatten viel weniger jene
ideologische Erstarrung gehabt, die man von
der Ara Nasser her kannte.

Wandel der Allianzpolitik

Neben dem Verzicht Sadats auf die Fithrungs-
rolle Agyptens innerhalb der arabischen Welt
verneinte er die in der Ara Nasser voll giilti-
ge statische Aufteilung der arabischen Welt
in ,progressive” und ,konservative” Staaten.
Das im Zeichen der politischen und wirt-
schaftlichen Liberalisierung stehende Agyp-
ten war nunmehr nicht nur nicht mehr die
Fiihrungskraft innerhalb des progressiven La-
gers, sondern es suchte seine Alliierten sogar
auBerhalb dieses Lagers, namlich unter den
konservativen Staaten wie insbesondere Sau-
di-Arabien und den Golf-Staaten *?).

Drei Hauptgesichtspunkte waren fiur den
Wandel der Allianzpolitik Prdasident Sadats
entscheidend:

a) Sadat brach mit dem maximalistischen Is-
rael-Kurs, der von Nasser bis zum Juni-Krieg
1967 und von den sog. radikalen arabischen
Staaten vertreten wurde. Er unterstrich viel-
mehr die Bereitschaft, einer friedlichen Nah-
ost-Option zuzustimmen, die unter anderem
die Anerkennung Israels durch die arabischen
Staaten beinhalten soll. Damit war der Weg
zur Normalisierung des dgyptisch-amerika-
nischen Verhdltnisses geebnet, was wiederum
eine gunstige Voraussetzung fir die Verbes-
serung der Beziehungen zwischen Agypten
und den traditionellen arabischen Alliierten
der USA, d.h. Saudi-Arabien und den Golf-
Staaten, war.

b) Mit dem Friedenswillen verbindet Sadat
die Absicht, die Prioritdten seiner Politik auf
die Sanierung der agyptischen Wirtschaft zu
verlagern. Diese Aufgabe erfordert neben der
Bereitstellung moderner Technologien umfang-
reiche Kapitalinvestitionen, die wvornehmlich

*) Vgl. Abdissattar at-Tawila, Rafd ar-Rafd, (Ab-
lehnung der Ablehnungsfront), Kairo 1976,
S. 145 ff,
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von den (konservativen) arabischen Erdél-
staaten vorgenommen werden konnen.

¢) Nach Sadats Vorstellung miifite die arabi-
sche Einheit nicht durch die Schaffung eines
Einheitsstaates verwirklicht werden, wie dies
die progressiven arabischen Staaten fordern,
sondern durch die Etablierung einer wirt-
schaftlichen Interessengemeinschaft. Dieser
Gedanke findet eine weitgehende Zustim-
mung unter den auf ihre politische Souverani-
tat eifersiichtig pochenden konservativen ara-
bischen Staaten.

Im libanesischen Biirgerkrieg manifestierte
sich die neue innerarabische Politik Agyptens
unter Prasident Sadat. Die von ihm empha-
tisch erhobene Parole ,Hande weg vom Li-
banon” (so z. B. auf seiner Pressekonferenz in
Bonn im Marz 1976 anlaBlich seines Deutsch-
land-Besuchs) richtete sich in erster Linie ge-
gen die in diesem Konflikt sehr stark enga-
gierten Syrer sowie gegen die Sowjets und
Libyer, denen er eine Verstrickung in die Biir-
gerkriegsereignisse vorwarf.

Agypten hat dagegen nur im begrenzten Um-
fang und nur mittelbar an diesen Ereignissen
teilgenommen, was im Vergleich zur Ara Nas-
sers einen entscheidenden Wendepunkt der in-
nerarabischen Politik Agyptens darstellt (Po-
litik der Nichteinmischung).

Die dgyptische Libanon-Politik manifestierte
auBerdem das zweite Element der dagyptischen
innerarabischen Politik, namlich die modifi-
zierte Allianzpolitik: Aus Ricksicht auf sei-
nen Allilerten Saudi-Arabien, dessen ideolo-
gische und wirtschaftliche Interessen es zur
Unterstiitzung des syrischen Vorgehens ge-
gen linke Moslems und Paldstinenser bewo-
gen haben, unternahm Agypten liber das Rhe-
torische hinaus keinen wirksamen Schritt zur
Bekdampfung der syrischen Prdsenz im Liba-
non. Davon abgesehen gehdrten auch die
Agypier zu jenen Akteuren des libanesischen
Biirgerkriegs, die gegen eine Abschaffung des
Status quo im Libanon waren.

I=s Dilemma des &dgyptisch-libyschen Ver-
hdltnisses

Gerade diese beiden Elemente der innerarabi-
schen Politik Agyptens sind ein maBgeblicher
Grund fiir die Verschlechterung des agyp-
tisch-libyschen Verhdltnisses. Wahrend Sadat
den Bruch mit Nassers innen- wie auBenpoli-
tischen Maximen vollzog, betrachtete sich der
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libysche Prasident Gadhafi von Anfang an als
unumsirittener Erbe Nassers.

Man muf allerdings der Auffassung wider-
sprechen, daB Gadhafi in die politische Tradi-
tion Nassers voll einzuordnen sei. Die agypti-
schen Freien Offiziere, die im Juli 1952 er-
folgreich gegen die korrupte Monarchie ge-
putscht haben, verfligten iiber ein hoéheres
Bildungsniveau und entstammten einer aufge-
schlosseneren biirgerlichen Gesellschaft als
jene libyschen Offiziere, die im September
1969 die Macht eroberten. Gadhafi und die
anderen Mitglieder seines Revolutionsrats
entstammten einer provinziell-beduinischen
Gesellschaft, die, wie etwa die Syrter Gesell-
schaft **d), in der Gadhafi aufwuchs, auBer der
tiblichen Frustration iiber die europdische
Fremdherrschaft kein nennenswertes politi-
sches BewuBtsein hatte, geschweige denn
iber literarische oder intellektuelle Zirkel
verfiigte, wie dies im Agypten der vorrevolu-
tiondren Zeit der Fall war *¥). Wahrend z. B.
Nasser sich immerhin auf das Gedankengut
des dgyptischen Schriftstellers Tawfiq al-
Hakim berufen konnte, steht Gadhafi geistig
da mit leeren Handen. Der improvisierte
Charakter der Kulturrevolution in Libyen
vom April 1973 offenbarte die Schmalspurig-
keit der Ideen Gadhafis. Hinzu kommt die
Tatsache, daB Libyen im Gegensatz zu Agyp-
ten iiber keinen Verwaltungsapparat verfiigte
und so gut wie kein funktionierendes Schul-
system hatte.

Auch in religioser Hinsicht bestanden Unter-
schiede zwischen Nasser und Gadhafi. Wah-
rend sich Nasser eine sdkularisierte Staats-
auffassung zu eigen gemacht hatte, geht Gad-
hafi von der absoluten Giiltigkeit der Ko-
ran-Lehre fiir das politische, soziale und wirt-
schaftliche Leben des modernen Menschen
aus. In diesem Zusammenhang bestehen Ge-
gensdtze auch zwischen Gadhafi und Sadat,
der trotz seiner religiosen Orientierung und
der Rehabilitierung der einst verfolgten poli-
tischen Gruppen Agyptens aus dem islami-
schen Lager einer sozial und politisch eher
sakularisierten Idee verpflichtet ist.

Zu den brennendsten Faktoren des agyptisch-
libyschen Dilemmas *!) gehort Gadhafis For-
derung nach sofortigem und uneingeschrank-

22a) Syrte ist eine Bucht in Nordafrika.

) Vgl. Mirella Bianco, Kadhafi — Der Sohn der
Wiiste und seine Botschaft, Hamburg 1975,

24) Siehe P.J. Vatikiotis, Inter-Arab Relations, in:
A.L. Udovitch (Hrsg.), The Middle East-Oil, con-
flict and hope, Toronto 1976, S. 170 ff.
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tem Zusammenschluff aller arabischen Staaten
in einem Einheitsstaat. Bekanntlich hat Nas-
ser selbst, der mit solchen panarabischen Zu-
sammenschlussen bittere Erfahrungen ge-
macht hat (die Vereinigte Arabische Republik
1958—1961, die gescheiterten Verhandlungen
von 1963 mit der syrischen und irakischen
Baath-Partei zur Bildung einer neuen arabi-
schen Vereinigung), nur zogernd dem Ab-
schluf jener ,Tripoli-Charta” kurz vor seinem
Tod im September 1970 zugestimmt, die zu
seinen Lebzeiten nicht in die Tat umgesetzt
und von seinem Nachfolger Sadat suspendiert
wurde.

Das Zogern Sadats, einem Zusammenschlub
Agyptens mit Libyen zuzustimmen, war, ne-
ben den anderen bereits erwahnten Faktoren,
entscheidend fir die Zuspitzung der Bezie-
hungen beider Staaten. Der Zusammenschluf-
gedanke war und ist fiir Gadhafi so entschei-
dend wichtig, daB er erfolglos versucht hat,
eine Vereinigung seines Landes nacheinander
mit Tunesien, Sudan und Algerien zu ver-
wirklichen.

Gadhali setzte die starken finanziellen Mittel
Libyens aus den Erdoleinnahmen ein, um so-
wohl innerarabisch als auch international sei-
ne politischen Ziele zu erreichen ®*). Dem
Pragmatiker Sadat erschien es in diesem Zu-
sammenhang als politisch toricht, daB Gad-
hafi zur Befriedigung seiner auBenpolitischen
Ambitionen Staaten wie Malta und Uganda
sowie Gruppen wie der IRA und den studphil-

ippinischen Moslem-Aufstandischen grofere
finanzielle Unterstiitzung gewdhrte.

Sadats Geduld war endglltig erschopft, als
der libysche Staatschef nach der Verschlechte-
rung der Beziehungen zu Agypten dazu iber-
gegangen war, religios-fanatische Splittergrup-
pen in Agypten mit Geld und Waffen zu un-
terstutzen, um Bombenanschlage und andere
Terroraktionen gegen militarische und zivile
Einrichtungen in Agypten zu unternehmen.

Die Ausweisung vieler in Libven arbeitender
Agypter war ein weiterer Schlag Gadhafis ge-
gen die ohnehin gefahrdete Stabilitat Agyp-
tens, weil dies Probleme hinsichtlich'der Be-
schaffung von neuen Arbeitsplatzen und der
Vorbeugung vor moglichen innenpolitischen
Unruhen geschaffen hat.

Die heute gut entwickelten politischen wund
militarischen Beziehungen Libyens zur So-
wijetunion sind sicher auch als Affront gegen
Sadats Regime zu sehen. Die libysche Politik
gegeniiber der Sowjetunion zeigt sehr deut-
lich die Konzeptionslosigkeit von Gadhatis
Politik, der einst jede Annaherung an die So-
wjetunion und bestimmt jeden Vertragsab-
schluB mit ihr als einen Verrat an der arabi-
schen Sache bewertet hatte.

Die dgyptisch-libyschen Spannungen haben
zweifelsohne Agypten in finanzielle Schwie-
rigkeiten gebracht. Politisch gesehen haben
sie dem Regime Gadhafis geschadet, da es
heute innerarabisch, innerafrikanisch sowie
international vollig isoliert dasteht.

III. Agyptens AuBenpolitik im Zeichen der Liberalisierung
und der modifizierten Nahost-Optionen

Die Beziehungen zu den USA und zur Sowjet-
union
Politik in

a) Scheitern der

Agyplen

sowjelischen

Die Verschiebung der innenpolitischen Ak-
zente in Agypten zugunsten einer begrenzten
marktwirtschaftlichen Neuorientierung und
einer relativen Liberalisierung des politischen
Lebens bewirkte innerarabisch eine Locke-
rung der einst ideologisch verharteten Fron-
ten und einen maBgeblichen Wandel der be-
stehenden Allianzpolitik.

*) Vatikiotis, a, a. O., S. 164,
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Diese Verschiebung hatte ebenfalls ihré inter-
nationalen Implikationen, insbesondere im
Hinblick auf die Beziehungen Agyptens zur
Sowjetunion und zu den USA.

Das Verhdltnis Agyptens zur Sowjetunion er- .
hielt unter Prasident Sadat einen neuen, ins-
gesamt negativen Stellenwert, wodurch im
Vergleich zur Ara Nasser eine eindeutige
Riickentwicklung eingetreten ist. Prasident
Nassers Verhdltnis zu Moskau hatte zwar
auch seine Spannungsmomente gehabt *%), die
in erster Linie auf die Unterdriickung der
Kommunisten in Agypten und auf Moskaus
Weigerung zuruckzufuhren waren, Agypten

%) A. al-Tawila, a. a. O,, S, 183.



mit modernster offensiver Militarausriistung
zu versorgen und einer flexibleren Regelung
der agyptischen Schulden zuzustimmen. Eine
ernsthafte Alternative fir die agyptisch-
sowjetische Allianzpolitik bestand indessen
fir Nasser nicht, zumal er angesichts der na-
hezu uneingeschrankten Unterstiitzung Israels
durch die USA keine Voraussetzungen fiir
eine dgyptisch-amerikanische Verstandigung
gesehen hatte.

Unmittelbarer AnlaB fiir die Verschlechterung
des Verhadltnisses Sadats zur Sowjetunion 27)
war der innenpolitische Machtkampf zwi-
schen Sadat und dem Kreis um Ali Sabri, den
Sadat und sein Propaganda-Apparat von nun
an als ,Machtzentren” negativ bezeichne-
ten. Dieser Machtkampf endete bekanntlich
im Mai 1971 mit dem Sieg Sadats. Dieses Da-
tum, das der offizielle dgyptische Sprachge-
brauch manchmal als ,Harakat Attashih"
(Sauberungsaktion) bezeichnete und gelegent-
lich sogar zur ,Revolution vom 15. Mai 1971"
hochstilisierte, war entscheidend fiir die Aus-
losung der dagyptisch-sowjetischen Krise.

Im Juli 1972 beschloB Sadat den Abzug aller
sowjetischen Experten aus Agypten, und am
15. Marz 1975 kundigte er den zwischen bei-
den Staaten geschlossenen Freundschaftsver-
trag auf.

Mit der Ausschaltung des linken dgyptischen
Fligels um Ali Sabri wurden die Liberalisie-
rungsmafnahmen in Wirtschaft und Politik
intensiviert. Hierin sahen die Sowjets Signale
fur den Ausbau des westlichen Machteinflus-
ses in Agypten, den sie und ihre linken
Freunde in Agypten als eine ,imperialisti-
sche" Gefahrdung der agyptischen Unabhan-
gigkeit ansahen °9),

Die Verschiebung der politischen Akzente
unter Sadat fiihrte ebenfalls zu einer erhebli-
chen MachteinbuBe der Sowjetunion im Be-
reich des Nahost-Konflikts. Wahrend bis 1972
den USA als Protektor Israels die Sowjetuni-
on als Protektor der progressiven-arabischen
»Frontstaaten” gegenuberstand, haben die
USA, insbesondere seit dem Oktober-Krieg,
begonnen, die Rolle des eigentlichen Vermitt-
lers zwischen Israel und den arabischen Staa-
ten zu spielen, wobei zunehmend der sowjeti-
sche EinfluB im Nahen Osten dank einer akti-
sche Einfluf dank einer aktiven Pendel-Diplo-
matie Henry Kissingers im Nahen Osten ver-

7) WVgl, Griffith, a. a, O., S. 726 ff.
*) Vgl. z. B. die Reaktion der sowjetischen Presse
auf die jliingsten Unruhen in Agypten.
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drangt wurde. Die Sowjetunion miBtraute von
Anfang an Kissingers Schritt-flir-Schritt-Diplo-
matie und forderte statt dessen die Wieder-
einberufung der Genfer Nahost-Friedenskonfe-
renz. Der AbschluB des zweiten d&gyptisch-
israelischen Sinai-Entflechtungsabkommens im
September 1975 wurde von der Sowjetunion
und den ihr nahestehenden politischen Grup-
pen in der arabischen Welt sehr heftig attak-
kiert.

Zweifellos hat das spatere Scheitern von Kis-
singers Pendel-Diplomatie bewiesen, daBl eine
globale Regelung des Nahost-Konflikts, wie
sie auf der Genfer Konferenz erzielt werden
konnte, eine bessere Alternative fiir die ge-
nannte Schritt-fiir-Schritt-Diplomatie bilden
wirde.

Heute bekennen sich auch die Agypter zur
Notwendigkeit der Einberufung dieser Konfe-
renz, womit sie trotz fritherer Verlautbarun-
gen einraumen, dafl eine Gesamtiregelung des
arabisch-israelischen Konflikts ohne sowjeti-
sche Beteiligung nicht moglich ist. Dies konn-
te ein Ansatzpunkt fiir eine Normalisierung
des agyptisch-sowjetischen  Verhaltnisses
sein. Das Dilemma dieses Verhaltnisses liegt
gegenwartig in der extrem antisowjetischen
Politik Sadats und lag frither, d. h. bis 1972, in
der extremen Abhdngigkeit Agyptens von der
Sowjetunion.

Die jiingsten Unruhen in Agypten, fiir die die
dgyptische Regierung ,kommunistische”
Gruppen und sogar die Sowjetunion verant-
wortlich machte, sind sicherlich nicht geeig-
net, das dgyptisch-sowjetische Verhdlinis zu
normalisieren. Angesichts der Notwendigkeit,
eine globale Nahost-Lésung herbeizufiihren,
ist es jedoch fiir Agypten unumganglich, die-
se Normalisierung anzustreben.

b) Zur Stabilitat der dgyptisch-amerikanischen
Beziehungen

Sicherlich ware es verfehlt, in den USA heute
schon einen ,unparteiischen” ) Vermittler
zwischen Israel und den arabischen Staaten
zu sehen. Eine positive Leistung der USA ist
aber darin zu sehen, daB sie seit dem Okto-
ber-Krieg 1973 und der damit eng verbunde-
nen Energiekrise den ernsten Versuch ge-

macht haben, auf die veranderten Nahost-
Optionen Agyptens, Syriens und Saudi-
Arabiens einzugehen.
®9) Griffith, a. a. O., S. 719.
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Energie- und sicherheitspolitisch standen die
USA nach dem Oktober-Krieg vor zwei Alter-
nativen: Entweder sich in eine spektakulare
Militaraktion zu stiirzen, deren Ausgang nicht
abzusehen gewesen ware, oder den Versuch
zu machen, eine den amerikanischen Interes-
sen entsprechende Uberpriifung der eigenen
Positionen in der Nahost-Frage vorzunehmen.
Indem die USA sich fiir die zweite Alternati-
ve entschieden, haben sie zweierlei erreichen
konnen: erstens die Starkung der Positionen
der in der Israel-Frage gemaBigten arabischen
Staaten wie Agypten, Saudi-Arabien und ei-
gentlich auch Syrien gegeniiber der soge-
nannten Ablehnungsfront wie Libyen, Irak
und zum Teil der PLO sowie zweitens die
Schwachung und zeitweilige Verdrangung der
Sowjetunion von den Entscheidungszentren im
Nahen Osten.

Hinzu kam, daB Sadats maBige Reaktion
auf das Scheitern der Schritt-fiir-Schritt-
Diplomatie aufgrund der harten israelischen
Linie in der Nahost-Frage die Amerikaner be-
eindruckte und sie dazu veranlafite, mafigend
auf Israel einzuwirken. Die USA warfen Isra-
el mangelnde Flexibilitat vor und hielten ei-
nige diesem Staat zugesagte Militarausrustun-
gen zurick. Seit dem Einlenken Sadats auf
den Kurs Washingtons hat es noch nie so vie-
le Spannungen in den Beziehungen zwischen
Israel und den USA gegeben ?"). Die man-
gelnde Flexibilitdt Israels muB allerdings dar-
in gesehen werden, dafi die Regierung Rabin
von Anfang an wegen der inneren Macht-
kampfe (etwa zwischen der ,Taube" Allon
und dem ,Falken” Peres), der chauvinisti-
schen Forderungen der national-religiosen
Krifte und der fehlenden parlamentarischen
Mehrheit so gut wie aktionsunfahig ist. Dies
erschwert langfristig die Herbeifiihrung einer
Nahost-Friedenslésung, laBt Sadats Israel-
Optionen in der arabischen Welt als unglaub-
wiirdig erscheinen und gefahrdet die agyp-
tisch-amerikanischen Beziehungen, die man
nur als bedingt stabil betrachten muf.

Wiirde aus den israelischen Parlamentswah-
len im Mai 1977 keine klare parlamentarische
Mehrheit fir die regierende Arbeiter-Partei
hervorgehen, so miifite man mit einer weite-
ren Stagnation der Lage im Nahen Osten
rechnen, die insbesondere dem wirtschaftlich
stark angeschlagenen Regime Prasident Sa-

%) Vgl. William B. Quandt, Washingtons ,Arab
Connection”, in: Europa-Archiv, Folge 9/1975,
S. 296 ff.
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dats groBere Schwierigkeiten bringen wiir-
de 3%).

Fur die Stabilitdt dieses Regimes ist auBer-
dem von ausschlaggebender Bedeutung, ob
die neue amerikanische Administration unter
Prasident Carter zur Fortsetzung des aktiven
Nahost-Kurses entschlossen ist. Es gibt An-
zeichen dafiir, daB dies der Fall sein wird %)
und dafl die amerikanisch-israelischen Bezie-
hungen infolgedessen in naher Zukunft einige
harte Bewahrungsproben zu bestehen haben
werden.

Fir die Stabilitait der dgyptisch-amerika-
nischen Beziehungen ist ebenfalls das Ver-
haltnis der USA zu Syrien von Bedeutung.
Die eingeleitete Verbesserung dieses Verhalt-
nisses wird sicherlich sowohl den agypti-
schen als auch den saudi-arabischen Interes-
sen dienen. Im {ibrigen ware innerarabisch
nichts so stabilitatsgefahrdend wie der Ver-
such, im Stil des Zweiten Entflechtungsab-
kommens zwischen Agypten und Israel wei-
terhin nur auf die Riickgabe des besetzten
«agyptischen" Gebiets hinzuwirken.

Agypten und die Europdische Gemeinschaft

Die EG-Staaten haben sich im Zeichen des
schwierigen Prozesses der Koordinierung ih-
rer AulBlenpolitik zunehmend dem Mittelmeer-
raum einschlieBlich der arabischen Welt zu-
gewandt. Dabei haben traditionelle Interes-
senunterschiede zwischen Mittelmeeranrai-
nern und Nordseestaaten innerhalb der EG #%)
die Annaherung an die arabischen Staaten
und die Beschleunigung des euro-arabischen
Dialogs ) erschwert.

Drei Faktoren waren fiir die Entstehung einer
relativ einheitlichen Nahostpolitik der EG
entscheidend:

a) Der Oktober-Krieg und die dadurch offen-
kundig gewordene Energiekrise bertuhrten die

M) Carl E. Buchalla, Nur ein Nahostfriede kann
Agyptens Wirtschaft retten, in: Siiddeutsche Zei-
tung, 25. 1. 1972

%) Vgl. Sad ad-Din Ibrahim, al-intihabat al-amri-
kiva ... (Die US-Wahlen und der Nahost-Konflikt),
Ahram-Zenlrum fiir politische und strategische Stu-
dien, Kairo, Dezember 1976; vgl. auch Carters Er-
klarung tber das Recht der Palastinenser auf ,Hei-
matland”, in: Stiddeutsche Zeitung, 18. 3. 1977,

#) Vgl. Glinther van Well, Die Entwicklung einer
gemeinsamen Nahost-Politik der Neun, in: EA
4/1976, S. 119, it

3 Vgl. Dokumente zum euro-arabischen Dialog,
in: EA 18/1976, D 473 ff.
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wirtschaftlichen Interessen der éuropdischen
Staaten viel starker als zum Beispiel die der
USA und die der Sowjetunion. Daraus ergab
sich fiir die EG insgesamt die Notwendigkeit
eines Kurswechsels gegenliber dem Nahen
Osten im Sinne einer ausgewogeneren und
aktiveren Politik.

b) Neben den politischen und wirtschaftli-
chen Gesichtspunkten waren die’ sicherheits-
politischen Auswirkungen des Oktober-
Krieges auf Westeuropa deutlicher als bei al-
len fritheren Nahostkriegen. ]

¢) Die gemaBigte AuBenpolitik Agyptens und
Saudi-Arabiens, die beide eine fithrende Rolle
in der arabischen Welt spielen, bildete einen
entscheidenden Ansatz fur die Verbesserung
der Beziehungen zwischen der EG und der
arabischen Welt insgesamt.

Grundziige der EG-Nahostpolitik, die u.a. in
der EG-AuBenminister-Erklarung vom 6. No-
vember 1973 %) zum Ausdruck kommen, lassen
sich wie folgt zusammenfassen: ,... kein Ge-
bietserwerb durch Gewalt; daher Notwendig-
keit, daB Israel die territoriale Besetzung be-
endet, die es seit dem Konflikt von 1967 auf-
rechterhalten hat; dies im Ergebnis eines Ver-
handlungsprozesses, der zur Anerkennung des
Existenzrechts Israels in gesicherten Grenzen
fiihrt; hiervon ausgehend die Respektierung
des Selbstbestimmungsrechts des palastinen-
sischen Volkes auf dem fiir die Schaffung sei-
ner nationalen Heimstatt frei gewordenen
Territorium” *%).

Agypten und die anderen arabischen Staaten
nahmen die Anderung der Nahostpolitik der
EG-Staaten positiv auf. Problematischer Punkt
blieb die arabische Forderung nach Anerken-
nung der PLO durch die EG insgesant, die
von einigen Mitgliedstaaten, wie zum Beispiel
der Bundesrepublik Deutschland, an gewisse
Bedingungen gekniipft wird, wie etwa Ande-
rung der PLO-Charta. AuBerdem findet Agyp-
ten zum Beispiel den Umfang des EG-
Engagements im Nahen Osten unzureichend
und fordert daher die unmittelbare Einbezie-
hung der EG in die Konfliktlosung 7).

Man hat Grund zur Annahme, daB die EG-
Staaten infolge der jungsten Unruhen in
Agypten, die die Stabilitat des Regimes Prasi-
dent Sadats und anderer gemabigter arabi-

35 Wortlaut in EA 2/1974: S. D 29 1.

3%) van Well, a. a. O., S. 122.

¥) Das erklarte z.B. der agyptische AuBenmini-
ster Ismail Fahmi in einem Interview mit
al-Ahram vom 2. 12, 1976.
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scher Regime gefahrden konnten, mehr Be-
reitschaft zum aktiven Handeln im Nahen
Osten zeigen als je zuvor. Die Agypten-Reise
BundesauBlenminister Genschers Mitte Febru-
ar durfte Indiz fiir eine bevorstehende Reakti-
vierung der EG-Nahostpolitik sein. Ein ande-
res Indiz dafiir ist der Abschluff von drei
Kooperationsabkommen zwischen der EG und
den Maschriq-Staaten Agypten, Syrien und
Jordanien am 18. Januar 1977 in Briissel, Die-
se zeitlich unbefristeten Abkommen eréffnen
viele Kooperationsmoglichkeiten im Handel
sowie in den wirtschaftlichen, technischen
und finanziellen Bereichen zwischen der EG
und der Nahostregion insgesamt ).

Abschliefend noch einige Bemerkungen iiber
die deutsch-agyptischen Beziehungen:

Seit der Wiederaufnahme der diplomatischen
Beziehungen zwischen Kairo und Bonn im
Juni 1972 und insbesondere seit Beginn der
«Westpolitik” Sadats im selben Jahr haben
sich die Beziehungen zwischen beiden Staa-
ten sehr positiv entwickelt, Ein reger Besu-
cheraustausch auf hoher Ebene kam beson-
ders seit 1974 zustande.

Die Bundesrepublik bekundete seit der Norma-
lisierung der Beziehungen die Bereitschatt,
zur wirtschaftlichen Entwicklung Agyptens
beizutragen. Dabei ist Bonn der Uberzeu-
gung *), daB sich in Agypten ein sichtbares
Eigeninteresse an Stabilitat und Okonomi-
schem Wachstum bemerkbar machen muf. Ein
Hindernis fiir die bilateralen Beziehungen
liegt darin, daB der 1976 angekiindigte agypti-
sche Finfjahresplan und die sich daraus ab-
zuleitende Prioritatenliste immer noch nicht
vorliegen. Ein weiteres Hindernis liegt darin,
daB die agyptische Regierung infolge der
Dringlichkeit der industriellen Ausristung ei-
nerseits und der fehlenden Planungskapazitd-
ten andererseits immer wieder uber Projekie
entscheidet, deren ZweckmaBigkeit von der
deutschen Seite (Regierungsstellen und priva-
te Unternehmen) nicht als iberzeugend ange-
sehen wird (so z. B. in den Bereichen der
Landwirtschaft und der Telekommunikation).
Die Schwierigkeit der wirtschaftlichen Situa-

3%) Siehe das Bulletin der Bundesregierung, Nr. 4,
20. 1. 1977. Vgl. auBerdem die NZZ vom 20. 1. 1977
und al-Ahram vom 21. 1. 1977.

) Diese Auberungen stitzen sich auf ein Ge-
sprach, das der Verfasser aus AnlaB dieser Unter-
suchung mit dem fritheren Bundesfinanzminister
und jetzigen Berater Prasident Sadats tur Finanz-
und Wahrungsfragen, Professor Dr. Alex Moller,
am 21. 1. 1977 gefithrt hat.
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tion Agyptens wird aus deutscher Sicht durch
folgende Faktoren bestimmt *%):

a) Die hohe Verschuldung, insbesondere die
kurzfristigen Verbindlichkeiten und die in
Zahlen nicht erfafibare Verschuldung gegen-
liber der Sowjetunion;

- b) das ungewchnlich hohe und immer weiter
. ansteigende Zahlungsbilanzdefizit;

| c) das Ungleichgewicht zwischen hohen Im-

- portkosten und niedrigen Exporterlosen;

- 40) Ebenda.

d) eine ungewohnlich hohe Inflationsrate,
die, wie die jungsten Ereignisse zeigen (Au-
Berkraftsetzung der Regierungsbeschlisse zur
Sanierung der agyptischen Wirtschaft),
schwer zu bremsen ist;

e) eine Birokratie, die zu einem ungewd6hn-
lich hohen Anteil nichts anderes darstellt als
die Unterbringung von Arbeitslosen;

f) ein nicht kontrollierter Bevolkerungszu-
wachs von ca. einer Million Menschen jahr-
lich, der jede verniinftige Planung iiber die
Notwendigkeit des Wachstums am Bruttoso-
zialprodukt unmoglich macht.
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Johannes Willms

Das franquistische System und die spanische Wirtschaft

Was weif man schon von Spanien? Die bis-
lang angestellten Versuche, die Briichigkeit
der fossilen spanischen Gesellschaftsstruktur
Komparativistisch zu deuten, kldren eher iiber
die prinzipielle Unzuldnglichkeit eines sol-
chen Zugriffs auf, als daf diese Versuche ge-
eignet gewesen wadren, einen Beitrag zur Er-
hellung ihres Gegenstandes zu liefern. Auch
eine voreilige Hypothesenbildung, wie sie in
der Etikettierung des spdten Franco-Systems
als ,Entwicklungsdiktatur” aufscheint '), geht
am Sachverhalt Franco-Spanien notwendig
vorbei. Rein deskriptive Darstellungen wie
die von Charles W. Anderson haben dagegen
noch den Vorteil, eine gewisse Materialmen-
ge auszubreiten und zu systematisieren ®),
Dies gilt auch fiir eine Vielzahl spanischer
sozialwissenschaftlicher Publikationen, deren

| Wert aber bis auf wenige Ausnahmen durch

ihre mehr oder minder grofie Regime-Konfor-
mitdt beeintrachtigt wird?®). Von Darstellun-
gen exilspanischer Wissenschaftler oder sol-
chen, die ihre Arbeiten im Ausland publizie-
ren mubten, ist inshesondere die hervorragen-
de Sfudie von Juan Martinez Alier iiber den
Latifundismus hervorzuheben ¥). Als Darstel-
lung der politischen Entwicklung Spaniens im
20. Jahrhundert ist Carlos M. Ramas material-
reiches Buch, das erstmalig 1954 erschien,
nach wie vor uniibertroffen 9).

Mit diesem dauBerst knappen Uberblick iiber

. die sozialwissenschaftliche Literatur zu Spa-

. tersuchungen des

nien ist keineswegs der Zweck einer auch
noch so bescheidenen ,bibliographie rai-
sonnée” verfolgt worden. Vielmehr soll ange-
deutet werden, welch geringes Interesse Spa-
nien als dem ,erratischen Block” innerhalb
der europdischen Staatenlandschaft geschenkt
wurde. GroBere Aufmerksamkeit wurde ledig-

') K. von Beyme, Vom Faschismus zur Entwick-

lungsdiktatur — Machtelite und Opposition in
Spanien, Miinchen 1971.

%) Ch. W. Anderson, The Political Economy of
Modern Spain. Policy Making in an Autoritarian
System, Madison 1970.

) Ausnahmen sind vor allem die zahlreichen Un-
bekannten Wirtschaftswissen-

. schaftlers Ramén Tamames und der von FOESSA

1970 vorgelegte Informe Sociolégico.

- %) J. Martinez Alier, La Estabilidad del Latifun-

dismo, Paris 1968,
°) Carlos M. Rama, La Crisis Espafiola del Siglo
XX, Mexico 1962,
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lich dem spanischen Biirgerkrieg gewidmet.
Die franquistische Epoche danach wurde ent-
weder als ,gewdhnlicher Faschismus” ver-
dammt oder als Hort und Bollwerk abendlan-
discher Werte gepriesen. Beide Vorurteile
verhinderten weitgehend eine kritische Aus-
einandersetzung mit den spanischen Zustdn-
den.

Mit der ErschlieBung Spaniens als Billig-Fe-
rienland und dem Einsetzen der Touristen-
strome verloren diese beiden Vorurteile er-
heblich an Gewicht. Das Bild, das in der Fol-
ge von der spanischen Wirklichkeit gemalt
wurde, griindete auf der Oberflachlichkeit
kurzer Eindricke. Spanien, so wollte es die-
ses Bild, ist ein Land, in dem ein durch sein
Alter weise und milde gewordenes paternali-
stisches Regime Ruhe, politische Stabilitat und
wirtschaftliche Prosperitat garantiert. Und es
waren nicht nur Stimmen innerhalb Spaniens,
die in Analogie zum deutschen von einem
spanischen  Wirtschaftswunder  sprachen,
Kurz, es herrschte der Eindruck vor, als be-
stiinde in Spanien dreiBig und mehr Jahre nach
dem Ende des Biirgerkriegs weitgehende Har-
monie zwischen der Gesellschaft und dem ihr
aufgepfropften Regime — eine Harmonie, die
nicht zuletzt durch die atemberaubenden Zah-
len wirtschaftlichen Wachstums augenfallig
bewiesen werde. Dieses positive, aber vollig
selektive und unpolitische Bild der Zustande
in Spanien verursachte seinerseits eine feed-
back-Reaktion: die auslandischen Investitior
nen in Spanien nahmen sprunghaft zu ),

Aber spdtestens seit Beginn des Jahres 1976
wird immer deutlicher, daB diese spanische
Wirtschaftsbliite nur eine Scheinbliite war.
Die Krise, in welche die spanische Wirtschaft
seit 1973 mehr und mehr geriet, laBt sich im-
mer weniger als bloBer konjunktureller Ein-
bruch deuten, wie es das Regime unter Hin-
weis auf andere Industriestaaten tut, die in-

®) Allein im Jahre 1975 beliefen sich die Auslands-
investitionen 1n Spanien auf 27,91 Milliarden Pese-
ten (ca. 465 Millionen Dollar). Dabei ist aher
zu beriicksichtigen, daB nur solche ausldandischen
Investitionen erfaBt wurden, die mehr als 50%%
des jeweiligen Unternehmenskapitals ausmachen
und deshalb genehmigungspflichtig sind. Vgl
Deutsche Ubersaeische Bank (Mesg.), Wirtschafts-
bericht Lateinamerika, Spamien und Portugal, April
1976, S. 63.
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folge der Olpreiserh6hungen eine Rezession
erlebten. Denn die scheinbar bloB tempordre
Krise der spanischen Wirtschaft und Gesell-
schaft ist nur das Sichtbarwerden einer seit lan-
gem bestehenden internen Systemkrise 7), die
ihrerseits aber nur ein Reflex jener systemim-
manenten Grenzbedingungen ist, die eine Mo-
dernisierung des franquistischen Regimes in
einem nur sehr engen und mittlerweile vollig
ausgeschopften Rahmen erlaubten: Jeder Mo-
dernisierungsschritt muBte mit einer Kompli-
zierung des Herrschaftsapparats erkauft wer-
den und jede weitere Komplizierung des
Herrschaftsapparates verringerte den Moder-
nisierungsspielraum.

Diese Systemkrise spiegelt aber auch die tief-
reichende Gespaltenheit und die fundamenta-
len Interessengegensatze wichtiger Gruppie-
rungen des franquistischen Establishments wi-
der. Damit tritt ein Problem zutage, dessen
Klarung weit mehr fiir das Verstandnis der
gegenwartigen politischen Lage und zur Beur-
teilung der Chancen einer demokratischen Ent-
wicklung in Spanien erbringt, als dies die mehr
oder minder zutreffenden Exegesen der Re-
formversprechen der neuen Regierung zu lei-
sten vermogen. Das Problem ist, die bestehen-
den Divergenzen des politischen Establish-
ments Spaniens vor dem Hintergrund der be-
sonderen Bedingungen des franquistischen Sy-
stems zu deuten. Dazu ist es vor allem not-
wendig, den hartndckigen Kohlerglauben,
demzufolge der sogenannte ,Bunker”, das po-
litische Establishment Franco-Spaniens, genau
das ist, was diese Bezeichnung suggeriert,
aufzugeben. Denn der ,Bunker”, den der Vor-
sitzende der ,Partido Socialista Popular”,
Tierno Galvan, ebenso gern wie irrefithrend
als Papierelefanten zu bezeichnen pflegt, ist
keineswegs dieser in seinen Interessen und
politischen Absichten homogene Kliingel ewig-
vorgestriger Alt-Falangisten, Militdars © und
Franquisten. Das politische Establishment ist
in Wirklichkeit viel komplexer und keines-
wegs homogen, was seine Interessen und poli-
tischen Absichten anbelangt. Der ,Bunker” ist
auch keineswegs statisch in seiner Zusammen-
setzung. Vielmehr wandelte er sich in der
nunmehr 40jdhrigen Geschichte des Regimes
insofern, als neue Gruppen in seinem Rahmen
erstarkten und alte Gruppen aus ihren bishe-
rigen EinfluBpositionen verdrangten.

All diese Vorgdange, Gruppenkampfe, die Zu-
oder Abnahme der EinfluBchancen einzelner

7) Zum Begriff der Systemkrise und dessen Brauch-
barkeit vgl. J. Habermas, Legitimationsprobleme
im Spatkapitalismus, Frankfurt 1973, S. 11 ff.
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Gruppen innerhalb des Establishments auf das
politische System sind wenig dokumentiert
und so gut wie noch nie untersucht worden.
Das iiberrascht kaum, da das spanische Regie-
rungssystem mit seiner komplexen Vielfalt
institutioneller Mechanismen einerseits so un-
durchsichtig ist, daB sich die EinfluBnahme
bestimmter Gruppeninteressen auf politische
Entscheidungen kaum ausmachen laBt. Ande-
rerseits aber scheint gerade dieses Regie-
rungssystem wegen des Fehlens organisierter
Interessenvertretungen wie Gewerkschaften,
Unternehmerverbande und so weiter, die ein
konstituierendes Merkmal pluralistischer De-
mokratien westlicher Prdagung sind, eine we-
sentlich amorphere EinfluBistruktur aufzuwei-
sen. Diese EinfluBstruktur ermdoglicht es, daB
Interessen einzelner Gruppen viel nachhalti-
ger, da unkontrolliert, in das politische Sy-
stem und seine Entscheidungen hineinwirken
konnen, als dies in Systemen westlich-demo-
kratischer Pragung der Fall ist ®).

Der Machtapparat des Franco-Staates stiitzte
sich lange Zeit vor allem auf drei Saulen: auf
die Armee, auf den Movimiento (die nationale
Bewegung) und auf die katholische Kirche.
Aber keine dieser drei Sdulen oder eine ande-
re Gruppe tibte zu irgendeiner Zeit einen vor-
herrschenden EinfluB innerhalb des Staates
aus. Dies bedeutet aber keineswegs, daB all
diese Gruppen oder Fraktionen in ihrem Ein-
fluB auf das politische System gleichgewich-
tig waren. Vielmehr ist festzustellen, daB vor
allem das Finanzkapital innerhalb der einzel-
nen Gruppen des franquistischen Establish-
ments wahrend des ganzen 20. Jahrhunderts
in Spanien eine wirtschaftlich vorherrschende
Rolle spielte ?). Diese wirtschaftliche Dominanz
des Finanzkapitals ubertrug sich aber lange
Jahre weder in eine Wirtschaftspolitik, noch
bildete sich diese Vorherrschaft in einer politi-
schen Reprasentation ab.

Die Frage, warum die Finanzaristokratie nicht
versuchte, eine wirtschaftliche Hegemonie
auch bei der Formulierung politischer Ent-
scheidungen geltend zu machen, ist stark ver-
einfacht so zu beantworten, daB die von den
politischen Eliten der drei Saulen des Staates
(Armee, Novimiento und Kirche) betriebene
Politik wadhrend langer Jahre zugleich voll
und ganz die Interessen der Finanzaristokra-
tie befriedigte.

§) Vgl. K. von Beyme, a. a. O., S. 160—165.

®) Vgl. Carlos Moya Valganon, Las Elites Eco-
nomicas y el Desarrollo Espafiol, in: M. Fraga
Iribarne et alii, La Espafia de los Afios 70, La
Sociedad, S. 473.
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Zur Genese des Konflikts der Wirtschaftseliten
— Von der Pluralitat zur Rivalitat der Eliten

Weder das franquistische System noch Franco
selbst zeigten lange Zeit irgendein Interesse
an der Formulierung einer Wirtschaftspolitik,
deren Ziel es gewesen ware, das Land —
auch mit Hilfe von aulen — zu entwickeln.
Sucht man nach Griinden fiir diese Haltung,
so gelangt man zu zwei Schliissen: Einmal zo-
gen aus dem Fortbestehen der iiberkommenen
wirtschaftlichen Ungleichgewichte und Unzu-
langlichkeiten und deren politischer Garantie
durch den Franco-Staat gerade diejenigen
Gruppen erheblichen Nutzen, die das fran-
quistische System stiitzten und noch stitzen.
Zum anderen lief die Achtung Franco-Spa-
niens nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges
durch die Staaten insbesondere Westeuropas
den franquistischen Machthabern keinen an-
deren Wegq, als den, den sie aus ihrer Not
heraus auch trotzig einschlugen: Die Wirt-
schaftspolitik zielte auf eine vollige Autarkie
der spanischen Volkswirtschaft.

Als wichtigstes und auf lange Sicht auch ein-
ziges Instrument dieser Wirtschaftspolitik
wurde der ,Instituto Nacional de Industria”
(INI), eine staatliche Industrieholding, ge-
griundet. Der Schwerpunkt des INI lag und
liegt vor allem bei der Ristungsindustrie,
dem Schiffs- und Bergbau, in Bereichen also,
die teilweise defizitar arbeiteten und schon
deshalb in staatliche Regie iibernommen wer-
den mufiten. Auflerdem sollte der INI in
Wirtschaftssektoren initiativ werden, die von
groBer volkswirtschaftlicher Bedeutung sind
oder denen ein besonderes ,nationales Inter-
esse” zukommt, die aber von der Privatwirt-
schaft vernachldssigt werden. Bei dieser ihm
gestellten Aufgabe ist der INI aber weitge-
hend gescheitert. Ob dieser grofite spanische
Konzern, der neben der Syndikatsorganisation
auch den grofiten burokratischen Apparat
aufweist, trotz zahlreicher Reformen rentabel
arbeitet, ist stark zu bezweifeln 19),

Das vollstandige Versagen des ,besonderen
spanischen Weges" in der Wirtschaftspolitik
wurde spatestens 1956/57 offenkundig, als
enorme Preissteigerungen zu sozialen Unru-
hen fithrten, die das Regime in eine Legitimi-
tatskrise zu stirzen drohten. Da abzusehen
war, daB diese Legitimitatskrise auf die Dauer

) R. Tamames, Introduccion a la Economia espa-
fola, Madrid 19727, S. 196—207.
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die politische Stabilitat des Regimes aushoh-
len mufite, sah sich die Finanzaristokratie ge-
notigt, ihren uberragenden EinfluB innerhalb
des politischen Establishments geltend zu ma-
chen und eine Anderung der Wirtschaftspolitik
herbeizufiihren. Dies geschah durch die Tech-
nokraten des Opus Dei '), die den Einflufy der
Finanzaristokratie in politische Entscheidun-
gen umsetzten,

Das Opus Dei ist eine Erscheinung, die als ty-
pisch fiir die Archaik der spanischen Gesell-
schaft angesehen werden kann. Sozialer Auf-
stieg in Franco-Spanien lieB sich lange Zeit
nur innerhalb der drei staatstragenden Orga-
nisationen, der Armee, der Falange und der
Kirche, realisieren. Nur der bereits in den
zwanziger Jahren gegriindete Laienorden Opus
Dei und die in ihren Zielen verwandte, seit
1909 bestehende ,Asociation Catolica Nacio-
nal de Propagandistas” (ACNP) — ihr gehoéren
iibrigens die meisten Minister der Regierung
Suarez an — eroffneten auBerhalb der drei
staatstragenden Sdulen Kandle sozialen Auf-
stiegs. Dabei engagierte sich das Opus Dei
starker auf dem Sektor universitarer Bildung
und Ausbildung und gewann so vor allem in-
tellektuelle Eliten fiir seine Ziele.

Die 1952 gegriindete Universitat von Pamplo-
na ist beispielsweise eine Schopfung des
Opus Dei, ebenso wie die angesehene ,Escue-
la Superior de Administracion de Direccion de
Empresas”, eine Art Manager-Hochschule in
Barcelona, die mit den Unterrichtsmethoden
der Harvard-Bussiness School arbeitet und
deren Aufgabe — so ein Insider — es ist, ,ein
Zentrum zur Ausbildung von Fiihrungskréaften
zu sein, die befdahigt werden sollen, Unterneh-
men entsprechend der wirtschaftlichen, sozia-
len und christlichen Kriterien und Werte im
Dienst am Gemeinwohl zu schaffen und zu
leiten" 12). Dieser Auftrag fiigt sich ganz in die
besondere Ideologie des Opus Dei, in der Ka-
pitalismus und Katholizismus durch eine Mo-
rallehre so verkniipft werden, dafl die aktive
Arbeit in der bestehenden Wirtschafts- und
Gesellschaftsordnung ethisch iiberhoht wird.

1) Fir das ,Opus Dei* vgl. J. ¥Ynfante, La pro-
digiosa Aventura del Opus Dei. Génesis y Desar-
rollo de la Santa Mafia, Paris 1970.

12) J. M. de Nicolas Cabo S. J, La Formacion
universitaria para la Empresa, Barcelona 1969,
S. 147,
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Der spanische Soziologe Carlos Moya gelangt
sogar zu dem Schlufi, daB diese ldeologie fir
die Entwicklung einer birokratisch-unter-
nehmerischen Ethik in der vom Katholizismus
geprdgten spanischen GCesellschaft dieselbe
Impulsfunktion gehabt habe, wie sie der kal-
vinistischen ' Ethik flir die Entwicklung des
kapitalistischen = Wirtschaftsgeistes = zuge-
schrieben wird ).

Die Hegemonie des Finanzkapitals innerhalb
des franquistischen Machtapparats verstarkte
sich in den Jahren nach 1959 noch, als die
seit 1957 in der Regierung vertretenen Mini-
ster, die dem Opus Dei angehdérten, die neue
spanische Wirtschaftspolitik mit dem Stabili-
sierungsplan einleiteten. Ziel dieser Politik
war eine Rationalisierung und damit eine
Verbesserung der Wettbewerbsfdahigkeit der
spanischen Wirtschaft innerhalb des politi-
schen und ideologischen Rahmens des fran-
quistischen Systems.

Der Stabilisierungsplan von 1959 verursachte
zundchst eine starke Rezession, die bis 1962
dauerte. An diese Rezessionsphase schloB
sich eine Periode des Aufschwungs an, die
—- als spanisches Wirtschaftswunder etiket-
tiert — sich durch eine starke unternehmeri-
sche Konzentration und Zentralisation des Ka-
pitals auszeichnete. AuBerdem war diese Auf-
schwungphase durch eine erhebliche Ver-
scharfung der chronischen Krise der Land-
wirtschaft und in deren Folge durch eine
massive Abwanderung von Arbeitskrédften
aus diesem Sektor in die Industrie und den
Dienstleistungsbereich gekennzeichnet.

Die bedeutendste Verdanderung, die durch den
wirtschaftlichen und insbesondere den indu-
striellen Aufschwung dieser Jahre verursacht
wurde, ereignete sich aber innerhalb des
Establishments: Der Aufschwung und die Off-
nung der spanischen Wirtschaft zum europa-
ischen und zum Weltmarkt begiinstigte die
Entwicklung des bis dahin unbedeutenden
privaten Industriekapitals, das sich nun ent-
weder selbst finanzieren konnte oder aber
seinen Kapitalbedarf aus verschiedenen, vor-
nehmlich ausldandischen Quellen deckte und
damit der Kontrolle des spanischen Finanzka-
pitals entging.

18) C. Moya Valagaiion, La Sociologia critica de
C. W, Mills, Revista de Estudios Sociales, Madrid
1971, No. 1. Vgl. ferner Max Weber, Die prote-
stantische Ethik und der Geist des Kapitalismus, in:
Gesammelte Aufsdtze zur Religionssoziologie, Tii-
bingen 1922% Bd. 1, S. 163—203.
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Aus der unterschiedlichen Natur ihrer Kapi-
talbildung ergaben sich ganz zwangslaufig
die sich mehr und mehr ausprdgenden Inter-
essengegensdtze von Finanzkapital und Indu-
striekapital. Denn wahrend — vereinfacht ge-
sprochen- — das Finanzkapital im Interesse
seiner weiteren Entwicklung vor allem auf
die- Aufrechterhaltung eines niedrigen Lohn-
niveaus, auf spekulative Investitionen und
auf die Blockierung von Reformen in den
strukturschwdchsten Wirtschaftsbereichen,
wie zum Beispiel der Landwirtschaft, ange-
wiesen ist, ist die weitere Entwicklung des
Industriekapitals von einer Ausweitung der
Markte — sowohl durch eine gesteigerte
Nachfrage infolge hoheren Lohnniveaus im
Inland wie durch die Integration in den Ge-
meinsamen Markt der EG-Lander — abhéngig.
Das aber setzt ein gleichgewichtiges Wachs-
tum aller Wirtschaftssektoren und eine ge-
rechtere Verteilung des Zuwachses voraus.

Daraus ergibt sich, daB der {iranquistische
Staat nicht mehr die Interessen des gesamten
Kapitals, sondern nur noch die des Finanzka-
pitals repréasentierte. Uberdies hat das Indu-
striekapital als eine zweite grundlegende
Voraussetzung seiner weiteren Entwicklung
die Erganzung des bislang erreichten Stands
wirtschaftlicher Rationalitat durch die Ratio-
nalitat des politischen Systems notig — eine
Voraussetzung, die durch das franquistische
System immer weniger erflillt werden konnte.
Denn grofere Rationalitat des politischen Sy-
stems bedeutet nichts anderes als die aktive
Einbeziehung der Bevolkerung in den Prozef
politischer Entscheidung, die Ersetzung der
Syndikatsorganisation durch wirkliche Ge-
werkschaften sowie eine wirksame Steuerre-
form. Kurz, das Industriekapital mufi im Inter-
esse seiner eigenen weiteren Entwicklung
den Bruch mit dem franquistischen System
anstreben,

Dieser fundamentale Interessengegensatz zwi-
schen dem Finanzkapital, zu dem die groBen
privaten Banken und die auf vielfdltige Wei-
se personell verflochtenen staatlichen Unter-
nehmen gehoéren, und dem nach Westeuropa
orientierten Industriekapital, markiert die tie-
fe Gespaltenheit des Establishments. Die Aus-
einandersetzungen um den Reformkurs, die
innerhalb der Fiithrungsschicht und der politi-
schen Institutionen des Regimes ausgefochten
werden, sind mithin nur der Reflex jener an-
deren Auseinandersetzungen, die spdtestens
seit 1969 mit immer gréBerer Harte zwischen
dem Finanz- und Industriekapital um die Vor-
herrschaft im politischen Establishment und
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damit um die Bestimmung des politischen
Kurses des Regimes gefiihrt werden.

Der Interessengegensatz zwischen dem Fi-
nanzkapital einerseits und dem Industriekapi-
tal andererseits war und ist ironischerweise
nur eine Frucht des Scheiterns jener Wirt-
schaftspolitik, die vom Opus Dei urspriinglich
mit Unterstiitzung des Finanzkapitals begon-
nen worden war. Eine weitere Folge des
Scheiterns dieser Politik ist es, daB der Opus
Dei nur noch sehr bedingt als moglicher
Biindnispartner des Finanzkapitals angesehen
werden kann., Die Politik des Opus Dei, die
mit dem Stabilisierungsplan 1959 eingeleitet
wurde und die zundchst die riickhaltlose Un-
terstitzung des Finanzkapitals fand, hatte die
Modernisierung der spanischen Wirtschaft im
Rahmen der franquistischen Gesellschaftsord-
nung zum Ziel. Diesem Ziel, das, wie zu zei-
gen sein wird, in sich von Anfang an wider-
spruchlich war, wurde eine Entwicklungsstra-
tegie zugeordnet, die im wesentlichen blof le-
gitimatorische Funktionen erfiillen sollte,
aber selbst hier auf Dauer versagte.

Die legitimatorische Funktion der von den
Opus-Leuten vertretenen Entwicklungsstrate-
gie offenbart sich zunachst einmal in der Ver-
lagerung ihrer Schwerpunkte. Denn wahrend
im Mittelpunkt des ersten der drei bislang ab-
gelaufenen Vier-Jahres-, Wirtschafts- und So-
zialentwicklungsplane — die sich am Vorbild
der franzosischen ,planification” orientierten
und die so angelegt waren, daB die Planvor-
gaben fiir den offentlichen Sektor verbindlich,
fiir den privaten Sektor aber lediglich indika-
tiv waren — die Produktivitatsverbesserung
stand, zeichneten sich der zweite und vor al-
lem der dritte Entwicklungsplan durch eine
grofere Differenziertheit der Planungsziele
aus, die gegeniiber dem bloBen Wirtschafts-
wachstum eine bessere und, wie in der Rheto-
rik der Planer stets betont wurde, ,sozial ge-
rechtere” Verteilung der Entwicklungszu-
wdchse vorsahen. Gleichzeitig wurde von
dem zweiten und dritten Plan der Anspruch
erhoben, eine grundsatzliche Schwéache des
ersten Planes zu beseitigen, bei dem namlich
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trotz der bestehenden groBen interregionalen
Entwicklungsunterschiede in Spanien die re-
gionale Entwicklungsplanung fast ganz auBler
acht gelassen worden war.

Aber schon bei dem Versuch, diese interre-
gionalen Entwicklungsdefizite zu bestimmen,
stoBt man auf eine grundsatzliche Schwierig-
keit, die zu beheben das zentralstaatliche
Denken Franco-Spaniens nicht erlaubte, deren
Beseitigung aber andererseits eine conditio
sine qua non einer wirksamen regionalen Ent-
wicklungspolitik wadre. Diese Schwierigkeit
besteht darin, daB in Spanien die Region kei-
ne politisch-administrative, sondern lediglich
eine planerische Einheit darstellt — ein Um-
stand, der zur Folge hat, daB die notwendiger-
weise die engen administrativen Grenzen
iiberspannenden regionalplanerischen Ent-
wurfe und Vorhaben bloBe Rhetorik bleiben
miissen. Dabei wdre gerade im Falle Spaniens
ein Ausgleich der interregionalen Entwick-
lungsdifferenzen der Schlissel zur wirtschaft-
lichen Entwicklung des Landes. Aber just in
diesem Punkt scheiden sich die Interessen der
wichtigsten Gruppen innerhalb des franquisti-
schen Establishments. Denn wahrend das Fi-
nanzkapital vor allem an einer niedrigen
Lohnquote und an Spekulationsgewinnen in-
teressiert ist — Ziele, die unter anderem die
Konzentration groBerer Bevolkerungsteile in
einigen wenigen Ballungsgebieten zur Vor-
aussetzung haben —, geht das Interesse des .
Industriekapitals vor allem in Richtung einer
gleichmaBigen interregionalen wie intersek-
toralen Entwicklung der spanischen Wirt-
schaft. Die spanische Entwicklungspolitik war
deshalb von vorneherein aus zwei Griinden
zum Scheitern verurteilt: Einmal, weil sie die
normativen Grenzen des franquistischen Sy-
stems respektieren mufite, und zum anderen,
weil sie einen KompromiBl zwischen zwei
durchaus gegensatzlichen Interessen darstel-
len sollte, deren Gegensatz aber durch keinen
Kompromifi zu vermitteln war. Dieser grund-
sdtzliche Widerspruch spiegelt sich wider
in der Diskrepanz von Planungsansatz, Strate-
gie und Ergebnis.
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Interregionales Entwicklungsgefalle und Planungsansatz

Wie grofi die innerspanischen Entwicklungs-
unterschiede sind, wird an einer von FOESSA
vorgelegten Statistik iiber die Entwicklung
der regionalen Indices des Pro-Kopf-Einkom-
mens fur die Jahre 1949 und 1967 deut-
lich ), aus der sich auBerdem ein Trend ab-
lesen ldBt, der sich seither noch wesentlich
verstarkt hat, daB namlich vor allem die Re-
gionen oder Provinzen sich weiterentwickeln,
die im Nordosten Spaniens und entlang der
Kiiste von Barcelona im Norden bis Valencia/
Murcia im Siuden liegen. Aufierdem ist noch
Madrid auf Grund seiner Hauptstadtfunktion
hier hinzuzurechnen. Der tlibrige Raum bleibt
dagegen unterentwickelt.

Die interprovinzielle Aufschlisselung des
Pro-Kopf-Einkommens fiir das Jahr 1969 zeigt,
dab lediglich in 19 der 50 Provinzen Spaniens
das Pro-Kopf-Einkommen tiiber dem nationa-
len Mittel lag *%). Vergleicht man die Pro-
Kopf-Einkommen in den fiinf entwickeltsten
und den fiinf riickstandigsten Provinzen mit
den Prozentanteilen der in der Landwirtschaft
tatigen Arbeitskrdfte dieser Provinzen, so
wird das Bild noch deutlicher %):

Tabelle 1:
Pro-Kopf- Erwerbstatige
Einkommen Im primdren
Provinz 3 Sektor
(Nat. Mittel Nat. Mittel
= 100) [_ at. Mittel
= 30,5 %) ¥7)

A. Die fiinf entwickeltsten Provinzen
(Stand 1969)

Guipuzcoa 149.8 10,3
Vizcaya 1479 9,9
Alava 147.,4 16,8
Madrid 139,9 3.9
Barcelona 138,9 4,2

B. Die itinf riickstdndigsten Provinzen
(Stand 1969)

Granada 57,0 51,1
Caceres 56,3 57,8
Jaén 52,6 51,7
Almeria 52,5 49,9
Orense 51,5 66,7
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Zwar konnen eine Reihe von Faktoren, die
kaum tubersehbar sind, wie Tourismus oder
Ernteergebnisse, die provinziale Pro-Kopf-Ein-
kommensverteilung beeinflussen, aber diese
Faktoren dirften nicht stark genug ins
Gewicht fallen, um an den bestehenden
interregionalen bzw. interprovinzialen Ent-
wicklungsunterschieden wesentliche Verénde-
rungen zu bewirken. In den kommenden Jah-
ren aber wird ein Paradoxon immer deut-
licher zu Tage treten, auf das Ramén Perpina
Grau aufmerksam machte. Dieses Paradoxon
besteht darin, daB jene Regionen Spaniens,
die eine geringere Wirtschaftskraft aufwei-
sen, auch eine entsprechend geringere
Wachstumsrate des auf die Region berechne-
ten Einkommens (,renta espacial”) haben als
die weiter entwickelten Regionen, wahrend
umgekehrt jene vergleichsweise unterentwik-
kelten Regionen  bei ihrem Pro-Kopf-Ein-
kommen grofere Zuwdchse — mit einer ten-
denziellen Anndherung an das auf ganz Spa-
nien berechnete Durchschnittseinkommen —
als die entwickelteren Regionen- haben wer-
den '§).

Die Erkldrung fur dieses Paradoxon ist in den
grofen Migrationsstromen zu sehen, die von
den armen ldndlichen Gegenden in die ent-
wickelteren Regionen flieBen'®). Die Folge
dieses Trends wird auf langere Sicht die sein,
daf sich zwar die interregionalen Unterschie-
de beim Pro-Kopf-Einkommen verringern, ja
sich sogar tendenziell angleichen werden, daB
aber auch die interregionalen Entwicklungs-
unterschiede immer weiter auseinanderklaf-
fmen werden. Damit wdre in Spanien das
regional sichtbar und abgrenzbar, was in der
Entwidklungstheorie als ,dualistische Gesell-

14) FOESSA, S. 338.

15) R. Tamames, Introduccién a la Economia Espa-
fiola, Madrid 19727, S. 420—421.

16) Banco de Bilbao, Renta Nacional de Espafia en
1969, zit.: L. Lazaro Araujo y C. Muioz Cidad, La
Destribucion de lo Producido: Analisis de Destri-
bucién de la Renta en Espafia, in: M. Fraga Iribarne
et alii, a. a. O., Bd. 11, S. 943—944.

17) EinschlieBlich der Personen, die in der Fischerei
arbeiten.

18) R, Perpiia Grau, Espacio, Riqueza y Poblacion
1960—1970: Fenomenos estructurantes, in: Revista
Espafola de Economia, 1972, Bd. 111, S. 89—130.

#) Vgl. die Migrationssalden in: L. Lazaro Araujo
y C. Muiioz Cidad, a.a. 0., S. 946—947, und die
vorziigliche Untersuchung in: Estudios del Instituto
de Desarrollo Economico (Hrsg.), Estudio Socio-
economico de Andalucia, Madrid 1970, Bd. 1I,
S. 47—204.
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schaft” hezeichnet wird: einige relativ hoch-
entwickelte und dicht bevolkerte Inseln inner-
halb eines unterentwickelten, entvolkerten
Umlandes 29%):

Tabelle 2:
Entwicklung der Bevélkerungskonzentration

Einwohner pro

Regionen Quadratkilometer
1950 - 1960 1971
Barcelona 288 372 503
Madrid 242 326 487
Baskenland 146 189 272
Rest-Spanien 47 49 50

.gionalen Markte mit

Vor allem auf Grund der Kritik, die an den
ersten beiden Entwicklungsplanen geiibt wor-
den war, weil diese dem Problem der regiona-
len Entwicklungsdifferenzen entweder keine
(erster Plan) oder nur geringe Aufmerksam-
keit (zweiter Plan) geschenkt hatten, wurde
die regionale Entwicklungsplanung zum zen-
tralen Gegenstand des [II. Entwicklungspla-
nes, der zum Jahresende 1975 auslief. Die Zie-
le regionaler Entwicklungsplanung sind hier
wie folgt beschrieben:

a) Gewdhrleistung einer moglichst hohen Zu-
wachsrate des Bruttosozialprodukts bei
gleichzeitiger optimaler rdumlicher Vertei-
lung der Zuwadchse.

b) Verringerung der interregionalen Differen-
zen bei Wirtschaftswachstum und hoéherem
Lebensniveau,

c) Verstarkte Integrationsbemithungen der re-
dem Ziel, einen lei-

*Y) Quelle: FOESSA, S. 90. Die Statistik zeigt deut-
lich die Konzentration der Bevolkerung in nur drei
Regionen — ein Vorgang, der mit einem Prozel
der Rationalisierung der Wirtschaftsfaktoren ein-
hergeht. Eine weitere Tendenz der regionalen Be-
volkerungsverteilung, die sich aus dieser Uber-
sicht nur bedingt ablesen laht, wird durch die Ver-
lagerung der Bevolkerung an die Kiisten und in die
Region Madrid gekennzeichnet. Die demographische
Differenz in Spanien liegt also zwischen Kiiste und
Landesinnern. Die Verlagerung des eher ,dyna-
mischen” Bevolkerungsteils in die Kiistenzonen
und nach Madrid zeigt sich auch in der Tatsache,
daB i diesen drei Ballungsriumen jene Bevolke-
rungsteile konzentriert sind, die am weitesten poli-
tisiert sind, was sich an Streiks und dem Grad politi-
scher Organisation ablesen ldfit, Die Frage dei
Wabhlkreiseinteilung ist insofern fur die Zukunft
einer spanischen Demokratie von entscheidender
Bedeutung.
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stungsfahigeren Markt auf nationaler Ebene
zu schaffen.

d) Ausgleichung des regional unterschiedli-
chen Arbeitsangebots.

e) Weitere Integration Spaniens mit den in-
ternationalen Markten ®).

Diesen sehr allgemein gehaltenen Zielen wur-
de im III. Entwicklungsplan eine Urbanisati-
onsstrategie zugeordnet, die einen Kompro-
miB darstellt, der die gegensatzlichen Konzep-
te eines nur sektoralen Wachstummodells
und der interregionalen Verteilungsgerechtig-
keit harmonisch verbinden soll 2?). Kernstiick
dieser Urbanisationsstrategie ist die Hypothe-
se, daB in den vom Plan vorgesehenen
Wachstumszentren Innovationen geschaffen
und assimiliert werden, die dann in das Hin-
terland ausstrahlen, um hier ebenfalls Ent-
wicklungen in Gang zu selzen *!). Im IIl. Plan
werden diesen Wachstumszentren die folgen-
den Entwicklungseffekte zugeschrieben:

a) Entlastung der Ballungsrdume,

b) Modernisierung bereits industrialisierter

Regionen,
¢) Industrialisierung der Landwirtschaft,

d) Wachstumsimpulse fur das Hinterland des
jeweiligen Wachstumszentrums,

e) Schaffung neuer Regionen industrieller Ex-
pansion.

Dartuber hinaus sollen sich diese Wachstums-
zentren in ein System von Entwicklungsach-
sen einfuigen *!). Entsprechend diesen ange-
strebten Entwicklungseffekten lassen sich
drei verschiedene Arten von Wachstumszen-
tren unterscheiden:

1. Die Entwicklungspole (,polos de desarrol-
lo"): Die entwicklungspolitische Absicht, die
mit diesen Polen verfolgt wird, besteht darin,
in teilweise industrialisierten Gebieten mit
niedrigem Pro-Kopf-Einkommen und einer ho-
hen Entvolkerungsquote einen zentralen Kern
zu schaffen, der diesen Trend aufhalt.

2. Pole industrieller Entwicklung (,polos de
promocion industrial’): Zweck dieses Pol-
Typs ist es, industrielles Wachstum in Stad-
ten zu erzeugen, in denen keine nennens-
werte Industrie vorhanden ist, die aber
gleichwohl von ihrer Infrastrukiur wie von

®1) [II, Plan, S. 178—179.
=2} I Blan, '5.°199,
%) I1L. Plan, S. 180—181,
*4) 111, Plan, S. 182.



ihrem Arbeitskrdfteangebot her zur Industrie-
ansiedlung besonders geeignet sind.

3. Zonen der Entlastung industrieller Bal-
lungsrdume (,poligonos de descongestion"):
Aufgabe dieser ,poligonos" schliefilich soll es
sein, insbesondere den industriellen Ballungs-
raum um Madrid nachhaltig zu entlasten.

Neben MalBnahmen der Infrastrukturverbesse-
rung und der Bereitstellung von Industriege-
lande gewdhrte der Staat eine ganze Reihe
von Anreizen an Industriebetriebe, die sich in
diesen ,polos” ansiedeln oder ausdehnen wol-
len. Diese Anreize umfassen sowohl staatli-
che Kredite als auch Steuererleichterungen,
die bis zu 95% der filligen Steuersumme
ausmachen konnen., Diese Anreize, welche
aber nur wahrend einer begrenzten Aufbau-
phase gelten, die je nach Entwicklungspol va-
riiert ), werden auf der Grundlage eines

Wetthewerbs, der einmal im Jahr stattfindet,
an die interessierten Unternehmen verge-
ben ).

Eine Bewertung der Effektivitdt dieser regio-
nalpolitischen Mafinahmen laBt sich nur sehr
allgemein vornehmen, da lediglich die anvi-
sierten Ziele, nicht aber die Ergebnisse publi-
ziert werden. Dies hat selbstverstdndlich poli-
tische Griinde, denn eine genaue Erfolgskon-
trolle wiirde nur erharten, was sich auch so
feststellen lafit: daB namlich die spanische
Regionalentwicklungspolitik die von ihr postu-
lierten Ziele bei weitem nicht erreichte. Die
Ursachen fir dieses Scheitern sind in der Un-
zulanglichkeit der Planungsinstrumente und
dem Ungeniigen des Planungsapparates zu se-
hen, Hinter beiden Ursachen aber steht die
Unfahigkeit des franquistischen Systems, ei-
nen ProzeB ausgeglichener Modernisierung zu
initiieren.

Die Unzuldanglichkeit der Planungsinstrumente

Die mit der Pol-Konzeption verfolgten regio-
nal-entwicklungspolitischen Ziele lassen sich
folgendermaBen zusammenfassen:

a) Mit den Entwicklungspolen sollten Arbeits-
platze in der Industrie geschaffen werden,
von denen erwartet wurde, daB sie die Ab-
wanderung der Bevolkerung aus den armen
landlichen Gebieten in die relativ entwickel-
ten Industrieregionen Spaniens entscheidend
verlangsamten.

b) Die Entwicklungspole sollten dank ihrer
sektoralen Ausgewogenheit ein optimales au-
tonomes Wachstum gewdhrleisten,

c) Die Entwicklungspole sollten wegen der
von ihnen erwarteten Polarisationseffekte

*) Mit dem I, Entwicklungsplan von 1964 wurden
funf ,polos de desarrollo industrial” in Vigo und
La Coruna (Aufbauphase 8 Jahre), Valladolid und
Sevilla (Aufbauphase 7 Jahre) und Saragossa (Aui-
bauphase 6 Jahre) eingerichtet. Aufierdem wurden
im gleichen Jahr Burgos und Huelva flir die Dauer
von funf Jahren zu ,polos de premocion indu-
strial® und daran anschlieBend fur ebenfalls finf
Jahre zu ,polos de desarrollo industrial” besimmt.
Im Zuge des II. Entwicklungsplans kamen vier
weitere Pole hinzu, deren Aufbauphase, beginnend
mit den Jahren 1970—1972, auf fiinf Jahre begrenzt
wurde. Die Pol-Stadte waren Oviedo, Logrono,
Cordoba und Granada. Bei einigen der letztge-
nannten Entwicklungspole ist die Aufbauphase
aber zwischenzeitlich verlangert worden. Vgl. Insti-
tuto de Desarrollo Economico (Hrsg.), Informe de la
OECD sobre la Economia Espaiiola, Madrid 1973,
5. 85—86.
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Wachstumsimpulse in ihr Umland tragen und
in der gesamten Region einen sich selbsttra-
genden Entwicklungsprozef initiieren.

Die Erwartung, daB die durch die Polindustri-
en bereitgestellten Arbeitspldtze die Migrati-
onsstrome unterbrechen konnten, erfiillte sich
vor allem deshalb nicht, weil die Investitions-
anreize zu einem ilberwiegenden Malle aus
Kapitalzuwendungen bestanden, was zur Fol-
ge hatte, daB vornehmlich kapitalintensive
und nicht arbeitsintensive Industrien sich in
den Polen ansiedellen ?7). So flossen mehr als
die Halfte aller Investitionen, die in den Pol-
industrien in den Jahren von 1964 bis 1970 ge-
tatigt wurden, in chemische oder metallverar-
beitende Industrien *%). Die von den Polindu-
strien jahrlich geschaffenen rund 6 000 neuen
Arbeitspldtze stehen damit in keinem Ver-
haltnis zu der durchschnittlichen jahrlichen
Abwanderungsquote von Arbeitskraften aus
dem Agrarsektor, die sich auf ungefdhr
100 000 belduft **), Eine Untersuchung der
Landflueht in Andalusien zeigt, daB die Mi-
grationsstréme nicht so sehr in die andalusi-

%) Fiir die allgemeinen Richtlinien dieses Wettbe-
werbs vgl. III. Plan, S, 212.

?7) F. Buttler, Entwicklungspole und rdumliches Wirt-
schaftswachstum. Untersuchungen zur Identifikation
und Inzidenz von Entwicklungspolen. Das spanische
Beispiel 1964—1971, Tiibingen 1973, S. 244,

2%) Informe de la OECD, S. 87.

*) Informe de la OECD, S. 88.
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schen Entwicklungspole Huelva, Sevilla,
Cordoba und Granada gehen, sondern nach
Barcelona und ins Ausland, Diese Feststellun-
gen wurden durch eine Befragungsaktion er-
hartet, in der die Mehrzahl der Interviewten
zu verstehen gab, daB fur sie Migration mit
‘der Vorstellung einer grofien Entfernung, der
,larga distancia” verbunden sei *),

- Auch die weitere Erwartung, daB in den Po-

len ein sich selbst tragendes Wachstum in
I Gang kommen wiirde, hat sich nicht erfiillt,
“weil sich die Forderungszeitraume fur die
Polindustrien, die mit maximal zehn Jahren
iangeselzt wurden, als zu kurz erwiesen,
. Zwar zeigten die Polindustrien ein betrachtli-
i ches quantiatives Wachstum, aber diese Zu-
" wachse reichten bei weitem nicht aus, ohne
" weitere Kredithilfen einen selbsttragenden
Wachstumsprozefl zu erzeugen *!).

. Als eine weitere wichtige Voraussetzung fur
1das sich selbst tragende Wachstum der Pole
lkann die Herstellung eines Gleichgewichts
‘von GroBe und sektoraler Spezifikation der
yeinzelnen Polindustrien angesehen werden.
{ Dieses Gleichgewicht ist aber nach den Fest-
‘stellungen der OECD in keinem der spani-
sschen Entwicklungspole erreicht worden *?).
IDie mit dem Entwicklungspolkonzept ver-
‘knupfte Hypothese, nach der Polausstrah-
{lungen auf das unterentwickelte Pol-Umland
sausgehen sollten, so daB auch hier ein
''WachstumsprozeBl in Gang kommen koénnte,
lhat sich ebenfalls als nicht zutreffend erwie-
ssen., Friedrich Buttler, der die Pole Huelva
lund Sevilla in einer ausgedehnten Feldstudie
juntersuchte, kam zu erniichternden Ergebnis-

sen, die ohne Einschrankungen auch fir die
ubrigen Pole gelten diirften, Nach Buttler ist
die Verflechtung der Polindustrie mit den In-
dustrien der Standortprovinz, die sogenannte
JTuckwartige Verflechtung’, in den beiden
von ihm untersuchten Polen sehr gering.

Insgesamt legen diese:Ergebnisse ein fast ver-
nichtendes Zeugnis von der Wirksamkeit der
Instrumente und der Strategie der spanischen
Regionalentwicklungspolitik ab. Zwar ist die
Wachstumspolpolitik, wie sie der I. Entwick-
lungsplan, in dem die regionale Entwick-
lungsplanung lediglich akzessorischen Cha-
rakter hatte, im III. Entwicklungsplan schlieB-
lich ins Zentrum der entwicklungspolitischen
Anstrengungen gestellt und durch eine Ur-
banisationsstrategie erweitert worden, aber
diese Erweiterung schuf keinen grundsatzli-
chen Wandel, da diese Strategie — die auf
eine Ausbreitung urbaner Wertorientierungen
und Standards ausgerichtet ist — kaum prak-
tisch angewendet werden konnte %), Hinzu
kommt, daBl als die planerische Grundeinheit,
als ,unidad operativa” dieser Urbanisations-
strategie die Region bezeichnet wurde %),
ohne dafB andererseits die Region als Verwal-
tungseinheit existierte. Diesem Defizit trug
der' III. Entwicklungsplan insofern Rechnung,
als hier die Einrichtung regionaler Planungs-
raume als ,eines der grofen Themen der Ent-
wicklungspolitik”  apostrophiert wurde 34).
Die Schaffung regionaler Planungsraume soll-
te, so der IIl. Entwicklungsplan, durch die
Einrichtung koordinierender Instanzen, der so-
genannten mancomunidades, gewadhrleistet
werden %),

Das Ungeniligen des Planungsapparats

iIn welch grofem Umfang die spanischen Re-
“gionalentwicklungspldne eine nur legitimato-
‘rische Funktion hatten und haben, wird auch
dund gerade durch das vollige Ungeniigen des
{Planungsapparats unter Beweis gestellt. All-

30 EIDE, Estudio Socioecondmico de Andalucia,
&Bd, III, S. 32,

1) Informe de la OECD, S. 88 und S, 93. Gemessen
fan der gesamten Industrieproduktion Spaniens ist
fder Anteil der Polindustrien sehr klein. Alle Pol-
iindustrien zusammen hatten 1970 nur einen Anteil
wwon 3% an der industriellen Bruttowertschépfung;
F, Buttler, a. a. O., S. 236.

#%) Informe de la OECD, S. 88 f, Bei den ,poligonos
ide descongestion” muB auch die Standortwahl
‘kritisiert werden, Drei der fiinf seit 1964 zur Ent-
dlastung Madrids eingerichteten Zentren sind mit
‘einer Entfernung von 200—300 Kilometer vom Bal-
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gemein laBt sich sagen, daB die Kompliziert-
heit dieses Apparats in einem genau umge-
kehrten Verhiltnis zu den von ihm offerierten
Chancen aktiver Partizipation stehen,

Ein erstes und entscheidendes Hindernis fir
ein effektives Funktionieren des Planungsap-
parats ist in den notorischen Mangeln der Lo-

lungsraum Madrid zu weit entfernt, um ihre Auf-
gabe wirksam erfiillen zu kénnen und sich zu eige-
nen Wachstumsgebieten zu erweitern. Informe de
la OECD, S, 90 f.

3%a) F. Buttler, a. a. 0, 8. 77,

#%) Comisaria del Plan, Ponencia del Desarrollo,
II. Plan, Madrid 1967, S. 7,

34 III, Plan, S. 209.

33) III. Plan, ebenda,

B4



kal- und Provinzialverwaltung zu suchen: Der
Posten eines Chefs der Provinzialverwaltung
— der Zivilgouverneur — wurde ausschlieBlich
mit einem Angehoérigen des ,movimiento”,
der falangistischen Einheitsbewegung, welche
bislang die einzig offiziell zugelassene po-
litische Formation in Spanien war, besetzt.
Der Zivilgouverneur ist gleichzeitig auch der
Fihrer des ,movimiento” auf provinzialer
Ebene %), Entsprechend sieht es auf lokaler
Ebene aus, wo die ,alcaldes” genannten Bur-
germeister auch noch das Amt des ortlichen
Chefs des ,movimiento” versehen. Aber weder
die Zivilgouverneure noch die Blirgermeister
mussen sich durch eine besondere Ausbildung
oder Praxiserfahrung fiir ihre Posten qualifi-
zieren, da sie ausnahmslos reprasentative
Aufgaben zu erfiillen haben,

Die Uberlassung dieser Posten der Provinzial-
und Lokalverwaltung an den ,movimiento”
war ein politischer Schachzug, mit dem die
Bewegung’ dafiir entschadigt werden sollte,
dafi sie sich in der Regierungsspitze kaum
durchsetzen konnte. Der Preis, der fiir diesen
Schachzug zu entrichten war, besteht in dem
Verwaltungsvakuum, das sich auf lokaler und
provinzialer Ebene bildete und das mehr
schlecht als recht dadurch gefillt wird, daB
die einzelnen Ministerien in den Provinzen
ein kaum mehr tuberschaubares Netz von ,de-
legaciones provinciales”, von AuBenstellen,
eingerichtet haben. Was dieses Bild aber
noch mehr verwirrt, ist der Umstand, daB
man sich nicht auf die Errichtung je einer
,delegacion” pro Provinz und Ministerium be-
schrankte, sondern daBl auch AuBenstellen fir
einzelne Generaldirektionen oder Sachberei-
che installiert wurden, die durchaus nicht im-
mer auf die Provinzialeinteilung Ricksicht
nehmen, sondern zum Teil sogar iliber diese
hinausgreifen 7).

Die Misere der Provinzialverwaltung findet
thre Ergdnzung im Zustand der Gemeindever-
waltung. Die Misere der Gemeindeverwaltung
ist durch zwei Ursachen bedingt:

a) Mehr als die Halfte aller spanischen Ge-
meinden sind kleiner als 1 000 Einwohner.

%) L. de la Morena vy de la Morena, Funcion
politica y Cargos politicos: Prefectos y Goberna-
dores civiles, in: Revista de Estudios de la Vida
local, Bd. 168, Madrid 1970, S. 599; F. Herrero Te-
jedor, La Figura del Gobernador Civil y Jele
Provincial del Movimiento, Madrid 1962.

¥) Vgl. R. Beck, Regionalisierung und territoriale
Neugliederung der Verwaltung in Spanien, in:
Verwaltungsarchiv, Bd. 59,1, 1968, S. 23.
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b) Die spanische Gemeinde ist keine selbstan-
dige Verwaltungseinheit, sondern laBt sich
eher als eine ,Erscheinung der peripheren
Staatsverwaltung” kennzeichnen *%),

Seit 1962 existiert der Plan einer Gemeindere-
form, der einen Zusammenschlufl von Zwerg-
gemeinden zu ,comarcas”, zu ihrer GroBe
nach einigermaBen lebensfahigen Ortschaften,
vorsieht ). Diese Gemeindereform, die nur
aufierst schleppend vorankommt, wird aber
auch keinen Wandel schaffen, da sie keines-
wegs die Schaffung von Grofigemeinden
als wirkliche Selbstverwaltungskdorperschaften
zum Ziel hat, und zum anderen, weil sie nicht
von der dringend gebotenen Ablosung der
ineffektiven Provinzial- durch eine Regional-
verwaltung ergidnzt wird. Gerade aber gegen
eine regionale Neugliederung der Verwaltung
gibt es eine Fiille von systemimmanenten Wi-
derstanden, wie z. B. die Furcht vor einem Auf-
flammen des Seperatismus. Zum anderen
miubBten alle in der Provinzialverwaltung tati-
gen Anhdanger des Regimes, allen voran die Zi-
vilgouverneure, um ihre eintrdaglichen Pfriin-
den und Posten bangen.

Da aber eine einigermafien erfolgversprechen-
de Regionalplanung nicht ohne die Mitwir-
kung der jeweils betroffenen Provinzen, Ge-
meinden und deren Einwohner auskommen
kann, verfiel man auf den Ausweg der ,man-
comunidades”, deren Bildung auf Initiative
der lokalen korporativen Vertretungsorgane
(Gemeinderate) zuriickgehen sollte. Nach den
Vorstellungen der Planer sollten diese ,man-
comunidades” dann gemeinsam mit den eben-
falls korporativen Provinzialvertretungen der
Provinzen einer Planungsregion an der Koor-
dination der Plane aul regionaler Ebene mil-
wirken ).

Um die demokratische Legitimation der ,man-
comunidades” ist es ahnlich schlecht bestellt
wie bei den tibrigen Organen, den Provinzial-
versammlungen und Gemeinderdten (,conse-
jos municipales”), die auf provinzialer und lo-
kaler Ebene bei der Anwendung der Regional-
plane beratend mitwirken sollen: Sie setzen
sich ausschlieflich aus berufsstandischen und
einigen wenigen Familienvertretern zusam-
men. Der EinfluB der ,mancomunidades” auf
die Formulierung regionaler Planziele und de-

¥ F. Albi, La Crisis del Municipalismo, Madrid
1966, zit. bei R. Beck, a.a.O. S. 25. Vgl. auch
FOESSA, S. 1181—1185.

W) Vgl. Ministerio de la Gobernacion, Las Provin-
cias y sus Comarcas. Estudio sobre la Delimitacion
en las Provincias espanolas, Madrid 1965.

49) III. Plan, S. 209.
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ren Ausfiihrung wird auBerdem noch dadurch
stark beeintrachtigt, dab sie dem Instanzen-
weg der vertikal organisierten Planungskom-
missionen untergeordnet sind.

In seiner grundsadtzlichen Kritik an der Praxis
der spanischen Regionalentwicklungsplanung
stellt Ramon Tamames fest, daB durch das
Fehlen von demokratisch legitimierten Auto-
ritaten auf regionaler Ebene, deren Mitent-
scheidungs- und Mitplanungsrecht institutio-
nell gesichert ist, die regionalen Entwick-
lungsplane zum Scheitern verurteilt waren,
R. Tamames macht deshalb die folgenden
Verbesserungsvorschldge:

1. Begrenzung der Regionen auf eine Anzahl
von zehn bis zwolf mit einer Flache von je
25000 bis 60 000 Quadratkilometern und zwei
Millionen bis sieben Millionen Einwohnern.

2. Wirkliche Autoritat und Entscheidungsbe-
fugnisse sowie eine finanzielle Dispositions-
masse fiir die regionalen Verwaltungskorper-
schaften, die auf Grundlage freier, allgemei-
ner, geheimer und direkter Wahlen gewahlt
werden sollen, Aufgabe der regionalen Ver-
waltungsorgane sollte es dann zum weiteren
sein, die jeweiligen Planziele auch in eigener
Regie auszufiihren.

3. Eine wirksame Gemeindereform, um zu
verhindern, dafi sich die nachteiligen Folgen
der nationalen Zentralisation auf regionaler
Ebene wiederholen.

4. Partizipation der Regionen an der Vorbe-
reitung eines Nationalen Entwicklungsplans
und an der Schaffung eines zentralen Fonds
zur Umverteilung oftfentlicher Gelder, die fir
die wirtschaftliche Entwicklung des Landes
bestimmt sind *').

Diese Kritik von Tamames ldaBt sich um jene
Punkte erweitern, die Richardson an der spa-
nischen Regionalentwicklungsplanung mo-
nierte. Nach Richardsons Ansicht sind

1, die politischen Ziele der Regionalplanung
nur vollig unzureichend spezifiziert;

2. besteht beispielsweise bei dem Konzept
der Entwicklungspole kaum eine Beziehung
zwischen den Zielen und den getroffenen Ent-
scheidungen;

3. wurden die Planungsinstrumente vollig un-
zureichend bewertet;

4. gab es so gut wie keine Koordination und
Kooperation der einzelnen Regierungsstellen
untereinander;

4) R. Tamames, Introduccién ..., S. 548 f,
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5. handelten die Regionalplaner allzu kurz-
sichtig und miBachteten weitgehend die Inter-
dependenzen zwischen Industrieplanung und
den natirlichen Bedingungen der Regio-
nen %),

Auch Salustiano del Campo Urbano gelangt
zu einer eher pessimistischen Einschéitzung
der Ergebnisse der spanischen Regionalpoli~
tik. In seiner Kritik hebt er vor allem hervor,
daf das mit der Entwicklungspol-Konzeption
verfolgte Ziel, durch 6konomische Entwick-
lung gerade der armeren Gegenden ein gréfie-
res Gleichgewicht bei den regional erzeugten
Bruttosozialproduktzuwachsen zu erreichen,
nicht eingelost wurde. Die herrschende Ten-
denz sei vielmehr, daB sich diese Anglei-
chung durch die Abwanderung der Bevolke-
rung aus den armeren Gebieten einstelle %),
Von daher wendet del Campo Urbano seine
Kritik an der Regionalplanung in eine prinzi-
pielle Planungskritik: Die fiir den privaten
Sektor lediglich indikative Planung ist fiir ihn
die Hauptursache dafir, dafl die Entwick-
lungsplane gerade bei der Hebung des Ent-
wicklungsniveaus der armeren Regionen
nichts bewirkt haben %).

Aber es ist nicht allein die regionale Ent-
wicklungsplanung, die weitgehend gescheitert
ist. Vollig miBlungen ist auch die von den
Technokraten angestrebte grundsétzliche Mo-
dernisierung des spanischen Wirtschaftssy-
stems im Rahmen der franquistischen Gesell-
schaft. Der Beweis fiir diese Behauptung ist in
der gegenwartigen Krise der spanischen Wirt-
schaft zu finden, die einen der fundamentalen
Irrtimer der Technokraten bloBlegt. Diese
huldigten namlich stets dem Glauben, sie hét-
ten das Problem wirtschaftlicher Stabilitdt ein
fur allemal gelost. Die Pldne selbst nahmen
von diesem Problem keine Notiz. Sie waren
ausschlieflich auf Expansion abgestellt. Ins-
besondere Lohn- und Importzuwéchse, so war
die Meinung, wiirden sich in wirtschaftliche
Zuwachse einfiigen. Allein wenig Aufmerk-
samkeit wurde gerade den Instrumenten ge-
widmet, mit denen diese Ziele erreicht wer-
den sollten. Die Technokraten gingen von der
schlichten Annahme aus, die vorhandene ge-
sellschaftliche Ordnung werde weiterhin ef-
fektive Mittel zur Gewadhrleistung einer wirk-

4) H. W. Richardson, Regional Developement Po-
licy in Spain, Urban Studies 8, 1, 1971, S. 39—51.
4%) S. del Campo Urbano, Composicién, Dinamica y
Distribucion de la Poblacién espanola, in: M. Fraga
Iribarne et alii, La Espana de los Anos 70, Madrid
1972, Bd. I, S. 142,

44) S. del Campo Urbano, a. a. 0., S. 143.

BN



samen okonomischen Kontrolle bereithal-

ten.

Was sich aber anderte, war die Kapazitat des
Regimes, effektive okonomische und soziale
Kontrollen auszuiiben, und dies ausgerechnet
in einem Herrschaftssystem, das sich diese
Fahigkeit stets zu seiner ideologischen Recht-
fertigung bescheinigt hatte. Lohnsteigerun-
gen, die um ein vielfaches die Produktivitats-
zuwdchse iiberstiegen, liefen den Annahmen
der Plane diametral zuwider. Die Technokra-
ten waren bei ihren Projektionen von der irri-
gen Voraussetzung ausgegangen, das vorhan-
dene Syndikatssystem als eine Konstante
wirksamer sozialer Konfliktschlichtung in
ihre Zielvorstellungen einbeziehen zu kénnen.
Dem war aber nicht so. In den sechziger und
siebziger Jahren nahmen Streiks und Arbeits-
konflikte rapide zu, was vor dem Hintergrund
der wahrend der ,Hungerjahre"” von 1939 bis
1959 aufgestauten Erwartungen keineswegs
wundernimmt.

Immer deutlicher wurde aber auch gerade in
dieser Zeit die offene Abkehr groBer Teile
der Industriearbeiterschaft von der Syndikats-
organisation. Eine Folge dieser Abkehr war,
daB sich diese Teile der Industriearbeiter-
schaft in den ,comisiones obreras”, den
Arbeiterkommissionen, eigene, wenn auch
illigale Vertretungsorgane schufen. Um nun
das Syndikatssystem unter diesem Druck wei-
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ter aufrechterhalten zu konnen, waren Zuge-
standnisse bei den Lohnforderungen unver-
meidlich, zumal die Gewdahrung einer gréferen
Autonomie fiir reine Arbeitnehmerorganisa-
tionen auBerhalb der ideologischen und politi-
schen Pramissen des franquistischen Regimes
lagen.

Alle Versuche der jetzigen Regierung, durch
Steuererhohungen, Preisstopps, Benzinpreiser-
héhungen und umfangreiche Kreditaufnahmen
im Ausland der Krise Herr zu werden, sind
zum Scheitern verurteilt, weil man sich hier
lediglich damit bescheidet, die Krise an ihren
unmittelbar sichtbaren Symptomen zu kurie-
ren, die grundsatzlichen Ursachen des Ubels
aber, die in der Uberholtheit des franquisti-
schen Systems eingeschlossen sind, nicht an-
zutasten. Das Ende der Auseinandersetzung
der drei Legitimitdaten im gegenwartigen Spa-
nien, der uberstandigen franquistischen, der
aus sich allein nicht lebensfahigen monarchi-
schen und der immer stiarker werdenden de-
mokratischen, 1aBt sich im Augenblick nicht
mit letzter Genauigkeit vorhersagen. Sicher
ist lediglich, daB mit Fortdauer und Vertie-
fung der wirtschaftlichen Krise in Spanien
der Sieg der demokratischen Legitimitdt im-
mer naher riickt. Eine Ruckwendung zur Au-
tarkie wiirde zwangslaufig zur 6konomischen
Marginalisierung und Kolonisierung fiihren
— eine Entwicklung, die den Interessen des
Industriekapitals genau zuwiderliefe.
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Alexander Schélch: Der libanesische Biirgerkrieg
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/77, S, 3—21

Ziel dieser Untersuchung ist es, ein differenzierteres Bild als das der journalistischen
Berichterstattung von den Ursachen des libanesischen Biirgerkriegs zu vermitteln und
einen Beitrag zu einem tieferen Verstdndnis der libanesischen Situation zu leisten. Die
formelhaften Charakterisierungen der Biirgerkriegsgegner (,Christen gegen Muslime®,
.Linke gegen Rechte®) und die globalen Beschuldigungen einzelner politischer Kréfte
(etwa der Palédstinenser oder ,Moskaus”), fiir den Biirgerkrieg verantwortlich zu sein,
treffen nicht die libanesische Realitat,

Hier wird dagegen versucht, durch eine Analyse der verschiedenen Dimensionen des
Konflikts in historischer Perspektive den Hintergrund der Krise auszuleuchten und ihre
Wurzeln freizulegen. Zunichst wird der Konfessionalismus als das politische Ordnungs-
prinzip des Landes vor Augen gefiihrt, das zur Status-quo-Ideclogie geworden war. So-
dann werden die Ursachen des gespaltenen Selbstverstdndnisses der libanesischen Ge-
sellschaft, was Charakter und Rolle der staatlichen Entitdt Libanon anbelangt, aufgedeckt.
Im dann folgenden Kapitel werden die sozio-6konomischen Ungleichheiten und die Un-
fahigkeit von Regierung und Verwaltung, eine Vertiefung der sozialen Kluft zu verhin-
dern, als wesentliche Ursache des Biirgerkriegs analysiert. In den beiden anschlieBenden
Kapiteln wird die Funktion der Palastinenser im Libanon als Katalysator und Akzelerator
der Krise verdeutlicht und die syrische Intervention als Versuch interpretiert, den paldsti-
nischen Widerstand gegen eine Verhandlungslésung des Nahostkonflikts zu brechen. Auf
diesem Wege wurde zwar der Biirgerkrieg beendet, doch die libanesischen Probleme wur-
den nicht einmal ansatzweise geldst, Das einzige unmittelbare Ergebnis des Biirgerkriegs
ist neben der Unterwerfung der Palastinenser der vorldufige Verlust der politischen
Souveradnitdt des Libanon.

Aref Hajjaj: Zur inneren Stiabilitit und auBenpolitischen Handlungsireiheit
Agyplens

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/77, S. 23—33

Im ersten Teil dieser Arbeit werden die Liberalisierungsmafnahmen im Agypten der Ara
Sadat untersucht. Hierbei handelt es sich um den Versuch Prisident Sadats, mit den poli-
tischen, ideologischen und wirtschaftlichen Maximen des Nasserismus zu brechen und an
deren Stelle ein System zu entwickeln, das fiir die Begriffe der arabischen Welt als frei-
heitlich-liberal gelten konnte. Indizien fiir diesen neuen Kurs sind u. a. die Rehabilitierung
des privaten Wirtschaftssektors, die bedingte Einfithrung der Meinungs- und Pressefrei-
heit sowie die Zulassung von drei Parteien, die sich aber zu einer vom Staat bestimmten
politischen Einheitslinie bekennen missen,

Die jiingsten Unruhen in Agypten haben jedoch klar erwiesen, daB die politische und
wirlschaftliche Krise trotz dieses liberalen Kurses fortbesteht. Sadats Regime bleibt so
lange gefdhrdet, wie im Nahost-Konflikt keine wirklichen Fortschritte erzielt werden, die
iiber den Stand der bilateralen Entflechtungsabkommen hinaus zu einer wirklichen Be-
friedung der gesamten Region fithren kénnten.

Im zweiten Teil dieser Arbeit wird festgestellt, daB Sadat die in der Ara Nasser giiltige
Aufteilung der arabischen Staaten in progressive und konservative Systeme ablehnt und
dariiber hinaus eine neue Allianz mit den konservativen Erdélstaaten etabliert hat. Sadats
neue Allianz mit Saudi-Arabien mufl man sowohl ideologisch als auch pragmatisch sehen:
Beide Staaten lehnen das panarabische Konzept nasseristischer Pragung ab und treten fir
eine Wirtschaftspolitik ein, die das staatskapitalistische Wirtschaftsmodell verwirft.

Im dritten Teil wird dargelegt, daBl die Liberalisierungspolitik einerseits und der Pragma-
tismus im Verhdltnis zu den anderen arabischen Staaten andererseits zur Normalisierung
des dgyptisch-amerikanischen und zur Verschlechterung des dgyptisch-sowjetischen Ver-
halinisses wesentlich beigetragen haben. Indessen machen innenpolitische Labilitat und
aubenpolitische Stagnation in Israel es nicht moglich, das neue Konzept der agyptischen
Politik wirksamer in den Dienst einer dynamischeren Friedenspolitik zu stellen.




Johannes Willms: Das franquistische System und die spantische Wirtschait
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/77, S. 35—46

Der Aufsatz stellt den Versuch dar, den Zusammenhang zwischen politischer und wirt-
schaftlicher Krise in der Ara Franco aufzuzeigen. In jener Zeit ist das Verhdltnis von
Staat und Wirtschaft durch den Widerspruch zwischen der angestrebten Liberalisierung
und Modernisierung der Wirtschaft und dem Restaurationsprozel im politischen und ge-
sellschaftlichen Bereich gekennzeichnet. Das geringe Modernisierungspotential des fran-
quistischen Regimes — Reflex seiner verkrusteten Strukturen — setzte den 6konomischen
Reformbestrebungen enge Grenzen. Letztlich sollte die wirtachaftliche Entwicklungskon-
zeption nur legitimatorische Funktionen erfiillen, aber selbst dieser Aufgabe konnte sie
nicht gerecht werden. Die Griinde fiir das Scheitern der Modernisierungsanldufe lassen
zugleich erkennen, daB zur Errichtung demokratischer Zustimde in Spanien eine Reform
des zentralen politischen Machtapparats allein nicht geniigt, dab hierzu vielmehr eine
tiefreichende demokratische Reform der Gesellschaft notig ist.



	Impressum
	Der libanesische Bürgerkrieg
	Einführung 
	Die historisch-strukturelle Dimension 
	Die politisch-ideologische Dimension 
	Die sozio-ökonomische Dimension 
	Die translibanesische Dimension 
	Die palästinische Dimension 
	Die Bürgerkriegsparteien 
	Ausblick 

	Zur inneren Stabilität und außenpolitischen Handlungsfreiheit Ägyptens
	I. Ägyptens innenpolitische Szene im Zeichen der politischen und wirtschaftlichen Liberalisierung 
	II. Ägyptens Stellung in der arabischen Welt 
	III. Ägyptens Außenpolitik im Zeichen der Liberalisierung und der modifizierten Nahost-Optionen 

	Das franquistische System und die spanische Wirtschaft
	Zur Genese des Konflikts der Wirtschaftseliten — Von der Pluralität zur Rivalität der Eliten 
	Interregionales Entwicklungsgefälle und Planungsansatz 
	Die Unzulänglichkeit der Planungsinstrumente 
	Das Ungenügen des Planungsapparats 


